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VERKAUFSPROSPEKT

I. Hinweis zum Verkaufsprospekt

Der Kauf und Verkauf von Anteilen an dem Sondervermégen
FutureVest Equity Sustainable Development Goals erfolgt auf
Basis des Verkaufsprospekts, des Basisinformationsblatts und
der Allgemeinen Anlagebedingungen in Verbindung mit den Be-
sonderen Anlagebedingungen in der jeweils geltenden Fassung.
Die Allgemeinen Anlagebedingungen und die Besonderen Anla-
gebedingungen sind im Anschluss an diesen Verkaufsprospekt
abgedruckt.

Der Verkaufsprospekt ist dem am Erwerb eines Anteils an dem
FutureVest Equity Sustainable Development Goals Interessier-
ten sowie jedem Anleger des Fonds zusammen mit dem letzten
veroffentlichten Basisinformationsblatt, dem Jahresbericht so-
wie dem gegebenenfalls nach dem Jahresbericht veroffentlichten
Halbjahresbericht auf Verlangen kostenlos zur Verfiigung zu
stellen. Daneben sind dem am Erwerb eines Anteils an dem Fu-
tureVest Equity Sustainable Development Goals Interessierten
das Basisinformationsblatt rechtzeitig vor Vertragsschluss kos-
tenlos zur Verfiigung zu stellen.

Von dem Verkaufsprospekt abweichende Auskiinfte oder Erkla-
rungen diirfen nicht abgegeben werden. Jeder Kauf und Ver-
kauf von Anteilen auf der Basis von Auskiinften oder Erklarun-
gen, welche nicht in dem Verkaufsprospekt bzw. im Basisinfor-
mationsblatt enthalten sind, erfolgt ausschlielich auf Risiko des
Kaufers.

Der Verkaufsprospekt wird erginzt durch den jeweils letzten

Jahresbericht und den gegebenenfalls nach dem Jahresbericht
verdffentlichten Halbjahresbericht.

II. Verkaufsbeschrankung
Die ausgegebenen Anteile dieses Sondervermogens diirfen nur in

Léndern zum Kauf angeboten werden, in denen ein solches Angebot
oder ein solcher Verkauf zuléssig ist. Sofern nicht von der Gesell-
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schaft oder einem von ihr beauftragten Dritten eine Erlaubnis zum
offentlichen Vertrieb seitens der ortlichen Aufsichtsbehérden erlangt
wurde, handelt es sich bei diesem Verkaufsprospekt nicht um ein 6f-
fentliches Angebot zum Erwerb von Investmentanteilen; der Ver-
kaufsprospekt darf dann nicht zum Zwecke eines solchen 6ffentli-
chen Angebots angewendet werden.

IT1. Anlagebeschrdankungen fiir US-Personen

Die Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH und/oder der FutureVest
Equity Sustainable Development Goals sind und werden nicht ge-
maB dem US-Gesetz iiber Kapitalanlagegesellschaften von 1940
(United States Investment Company Act) in seiner giiltigen Fassung
registriert. Die Anteile des Fonds sind und werden nicht gemaR dem
US Wertpapiergesetz von 1933 (United States Securities Act) in sei-
ner giiltigen Fassung oder nach den Wertpapiergesetzen eines Bun-
desstaates der Vereinigten Staaten von Amerika registriert. Die An-
teile des FutureVest Equity Sustainable Development Goals diirfen
weder in den Vereinigten Staaten noch einer US-Person oder auf de-
ren Rechnung angeboten oder verkauft werden. An dem Erwerb von
Anteilen Interessierte miissen ggf. darlegen, dass sie keine US-Per-
sonen sind und Anteile weder im Auftrag von US-Personen erwer-
ben noch an US-Personen weiterverdufern.

US-Personen sind Personen, die Staatsangehdrige der USA sind oder
dort ihren Wohnsitz haben und/oder dort steuerpflichtig sind. US-
Personen konnen auch Personen- oder Kapitalgesellschaften sein,
die gemdlR den Gesetzen der USA bzw. eines US-Bundesstaats, Ter-
ritoriums oder einer US-Besitzung gegriindet werden.

In Féllen, in denen die Gesellschaft Kenntnis davon erlangt, dass ein
Anteilinhaber eine US-Person ist oder Anteile fiir Rechnung einer
US-Person hélt, kann die Gesellschaft die unverziigliche Riickgabe
der Anteile an die Gesellschaft zum letzten festgestellten Anteilwert
verlangen.

Anleger, die als ,,Restricted Person“ im Sinne der US-Regelung No.
2790 der ,,National Association of Security Dealers“ (NASD 2790)
anzusehen sind, haben ihre Anlagen in dem Sondervermégen der
Gesellschaft unverziiglich anzuzeigen.
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IV. Wichtigste rechtliche Auswirkungen der
Vertragsbeziehung

Durch den Erwerb der Anteile wird der Anleger Miteigentiimer der
vom FutureVest Equity Sustainable Development Goals gehaltenen
Vermégensgegenstdnde nach Bruchteilen. Er kann tiber die Vermo-
gensgegenstdnde nicht verfiigen. Mit den Anteilen sind keine
Stimmrechte verbunden.

Séamtliche Vertffentlichungen und Werbeschriften sind in deutscher
Sprache abzufassen oder mit einer deutschen Ubersetzung zu verse-
hen. Die Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH wird ferner die ge-
samte Kommunikation mit ihren Anlegern in deutscher Sprache fith-
ren.

Durchsetzung von Rechten

Das Rechtsverhéltnis zwischen der Monega Kapitalanlagegesell-
schaft mbH und dem Anleger sowie die vorvertraglichen Beziehun-
gen richten sich nach deutschem Recht. Der Sitz der Monega Kapi-
talanlagegesellschaft mbH ist Gerichtsstand fiir Klagen des Anlegers
gegen die Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH aus dem Vertrags-
verhdltnis. Anleger, die Verbraucher sind (siehe die folgende Defini-
tion) und in einem anderen EU-Staat wohnen, kénnen auch vor ei-
nem zustdndigen Gericht an ihrem Wohnsitz Klage erheben. Die
Vollstreckung von gerichtlichen Urteilen richtet sich nach der Zivil-
prozessordnung, ggf. dem Gesetz iiber die Zwangsversteigerung und
die Zwangsverwaltung bzw. der Insolvenzordnung. Da die Monega
Kapitalanlagegesellschaft mbH inldndischem Recht unterliegt, be-
darf es keiner Anerkennung inléndischer Urteile vor deren Vollstre-
ckung.

Die Adresse der Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH lautet:

Stolkgasse 25-45, 50667 Koln

Zur Durchsetzung ihrer Rechte kénnen Anleger den Rechtsweg vor
den ordentlichen Gerichten beschreiten oder, soweit ein solches zur
Verfiigung steht, auch ein Verfahren fiir alternative Streitbeilegung
anstrengen.

Die Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH hat sich zur Teilnahme
an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle
verpflichtet.

Bei Streitigkeiten konnen Verbraucher die ,,Ombudsstelle fiir Invest-
mentfonds“ des BVI Bundesverband Investment und Asset Manage-
ment e.V. als zustindige Verbraucherschlichtungsstelle anrufen. Die
Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH nimmt an Streitbeilegungs-
verfahren vor dieser Schlichtungsstelle teil.

Die Kontaktdaten der ,,Ombudsstelle fiir Investmentfonds* lauten:

Biiro der Ombudsstelle des BVI

Bundesverband Investment und Asset Management e.V.
Unter den Linden 42

10117 Berlin

Telefon: (030) 64490460

Telefax: (030) 644904629

E-Mail: info@ombudsstelle-investmentfonds.de
www.ombudsstelle-investmentfonds.de

Verbraucher sind natiirliche Personen, die in den FutureVest Equity
Sustainable Development Goals zu einem Zweck investieren, der
iiberwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstdndigen be-
ruflichen Tatigkeit zugerechnet werden kann, die also zu Privatzwe-
cken handeln.

Das Recht, die Gerichte anzurufen, bleibt von einem Streitbeile-
gungsverfahren unbertihrt.
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V. Grundlagen
1. Das Sondervermoégen (der Fonds)

Das Sondervermégen FutureVest Equity Sustainable Development
Goals (nachfolgend auch der ,Fonds“) ist ein Organismus fiir ge-
meinsame Anlagen, der von einer Anzahl von Anlegern Kapital ein-
sammelt, um es gemaR einer festgelegten Anlagestrategie zum Nut-
zen dieser Anleger zu investieren (nachfolgend ,,Investmentvermo-
gen). Der Fonds ist ein Investmentvermdgen geméafR der Richtlinie
2009/65/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 13.
Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten betreffend bestimmte Organismen fiir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren (nachfolgend ,,OGAW®) im Sinne des Kapitalanlage-
gesetzbuchs (nachfolgend ,,KAGB®). Er wird von der Monega Ka-
pitalanlagegesellschaft mbH (nachfolgend ,,Gesellschaft®) verwaltet.
Der FutureVest Equity Sustainable Development Goals wurde am
16. August 2021 fiir unbestimmte Dauer aufgelegt.

Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Kapital im eigenen Na-
men fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger nach dem Grund-
satz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelassenen Ver-
mogensgegenstanden gesondert vom eigenen Vermogen in Form von
Sondervermogen an. Der Geschiftszweck des Fonds ist auf die Ka-
pitalanlage gemdl einer festgelegten Anlagestrategie im Rahmen ei-
ner kollektiven Vermogensverwaltung mittels der bei ihm eingeleg-
ten Mittel beschrankt; eine operative Téatigkeit und eine aktive unter-
nehmerische Bewirtschaftung der gehaltenen Vermogensgegenstan-
de ist ausgeschlossen. In welche Vermogensgegenstdnde die Gesell-
schaft die Gelder der Anleger anlegen darf und welche Bestimmun-
gen sie dabei zu beachten hat, ergibt sich aus dem KAGB, den dazu-
gehorigen Verordnungen sowie dem Investmentsteuergesetz (nach-
folgend ,,InvStG*) und den Anlagebedingungen, die das Rechtsver-
héltnis zwischen den Anlegern und der Gesellschaft regeln. Die An-
lagebedingungen umfassen einen Allgemeinen und einen Besonde-
ren Teil (,,Allgemeine Anlagebedingungen” und ,,Besondere Anlage-
bedingungen”). Anlagebedingungen fiir ein Publikums-Investment-
vermogen miissen vor deren Verwendung von der Bundesanstalt fiir
Finanzdienstleistungsaufsicht (,,BaFin“) genehmigt werden. Der
Fonds gehort nicht zur Insolvenzmasse der Gesellschaft.

2. Verkaufsunterlagen und Offenlegung von Informationen

Der Verkaufsprospekt, das Basisinformationsblatt, die Anlagebedin-
gungen sowie die aktuellen Jahres- und Halbjahresberichte sind kos-
tenlos bei der Gesellschaft sowie im Internet unter www.monega.de
erhéltlich.

Zusétzliche Informationen iiber die Anlagegrenzen des Risikoma-
nagements des Fonds, die Risikomanagementmethoden und die
jingsten Entwicklungen bei den Risiken und Renditen der wichtigs-
ten Kategorien von Vermogensgegenstdnden sind auf Wunsch des
Anlegers in schriftlicher Form bei der Gesellschaft erhaltlich.

Neben privaten Anlegern sind auch institutionelle Anleger wie Ban-
ken und Versicherungen héaufig in Investmentvermdgen investiert.
Diese Investoren benétigen zur Erfiillung ihrer aufsichtsrechtlichen
Pflichten Informationen, die tiber die gesetzlich geforderten Min-
destinformationen hinausgehen. Dazu gehoren beispielsweise Re-
ports wie VAG-Reporting, Solvency- oder MaRisk-Reportings sowie
umfangreiche Portfolioinformationen die z.B. taglich als csv-Dateien
versandt werden. Informationen dieser Art fragen institutionelle An-
leger bei den Kapitalverwaltungsgesellschaften der Investmentver-
mogen ab.

Zur Gewdbhrleistung der Gleichbehandlung aller Anleger bietet die
Gesellschaft an, ihren privaten Anlegern diese Informationen in glei-
chem Malle zukommen lassen. Hierzu kénnen Anleger der Gesell-
schaft per E-Mail an info@monega.de zusammen mit ihren Perso-
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nendaten (Kundenstatus: privat oder institutionell, Vor- und Nachna-
me, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse) den Informations-
wunsch mitteilen. Die Gesellschaft wird nach Priifung, ob ein be-
rechtigtes Interesse an diesen weiteren Informationen besteht, der In-
teressent also Anleger im Fonds ist, dem Anleger eine Ubersicht
iber ggf. vorhandene weitere Informationen zum Fonds iibermitteln,
woraus dieser dann auswéhlen kann.

Sofern die Gesellschaft einzelnen Anlegern weitere Informationen
zum Fonds zur Verfiigung stellt, haben die Anleger die Moglichkeit,
diese auf Nachfrage von der Gesellschaft ebenfalls zu erhalten. Die
Gesellschaft informiert auf ihrer Website, auf welchem Wege zusétz-
liche Informationen zum Fonds erhiltlich sind, so dass diese dann
allen Anlegern auf Nachfrage zeitgleich zur Verfiigung gestellt wer-
den konnen.

3. Anlagebedingungen und deren Anderungen

Die Anlagebedingungen sind im Anschluss an diesen Verkaufspro-
spekt in dieser Unterlage abgedruckt. Die Anlagebedingungen kon-
nen von der Gesellschaft geéndert werden. Anderungen der Anlage-
bedingungen bediirfen der Genehmigung durch die BaFin. Anderun-
gen der Anlagegrundsdtze des Fonds bediirfen zusétzlich der Zu-
stimmung durch den Aufsichtsrat der Gesellschaft. Anderungen der
Anlagegrundsitze des Fonds sind nur unter der Bedingung zuléssig,
dass die Gesellschaft den Anlegern anbietet, ihre Anteile entweder
ohne weitere Kosten vor dem Inkrafttreten der Anderungen zuriick-
zunehmen oder ihre Anteile gegen Anteile an Investmentvermdgen
mit vergleichbaren Anlagegrundsétzen kostenlos umzutauschen, so-
fern derartige Investmentvermogen von der Gesellschaft oder einem
anderen Unternehmen aus ihrem Konzern verwaltet werden.

Die vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger und dar-
iiber hinaus unter www.monega.de bekannt gemacht. Betreffen die
Anderungen Vergiitungen und Aufwandserstattungen, die aus dem
Fonds entnommen werden diirfen, oder die Anlagegrundsétze des
Fonds oder wesentliche Anlegerrechte, werden die Anleger auler-
dem {iber ihre depotfiihrenden Stellen durch ein Medium informiert,
auf welchem Informationen fiir eine den Zwecken der Informationen
angemessene Dauer gespeichert, einsehbar und unverédndert wieder-
gegeben werden, etwa in Papierform oder elektronischer Form (so-
genannter dauerhafter Datentrdger). Diese Information umfasst die
wesentlichen Inhalte der geplanten Anderungen, ihre Hintergriinde,
die Rechte der Anleger in Zusammenhang mit der Anderung sowie
einen Hinweis darauf, wo und wie weitere Informationen erlangt
werden kodnnen.

Die Anderungen treten friihestens am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. Anderungen von Regelungen zu den Vergiitungen
und Aufwendungserstattungen treten frithestens vier Wochen nach
ihrer Bekanntmachung in Kraft, wenn nicht mit Zustimmung der Ba-
Fin ein fritherer Zeitpunkt bestimmt wurde. Anderungen der bisheri-
gen Anlagegrundsitze des Fonds treten ebenfalls frithestens vier
Wochen nach Bekanntmachung in Kraft.

VI. Verwaltungsgesellschaft

1. Firma, Rechtsform und Sitz

Die Gesellschaft ist eine am 11. Dezember 1999 gegriindete Kapital-
verwaltungsgesellschaft im Sinne des KAGB in der Rechtsform ei-
ner Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH). Die Firma der
Gesellschaft lautet Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH. Die Ge-
sellschaft hat ihren Sitz in Kdln.

Die Gesellschaft verfiigt derzeit iiber eine Erlaubnis als OGAW Ka-
pitalverwaltungsgesellschaft (Erlaubnis vom 05.01.2011) und AIF-
Kapitalverwaltungsgesellschaft (Erlaubnis vom 18.12.2014) im Sin-
ne des Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB). Sie darf Investmentver-
mogen nach der OGAW-Richtlinie, Gemischte Investmentvermogen,
Sonstige Investmentvermdgen und offene inldndische Spezial-AIF
mit festen Anlagebedingungen (Spezialfonds) verwalten. Weiterhin
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darf sie geschlossene inldndische Publikums-AlIF, geschlossene in-
landische Spezial-AIF und allgemeine offene inldndische Spezial-
fonds einschlieflich Hedgefonds verwalten (Erlaubnis vom
03.09.2020). Zudem verfiigt sie iiber eine Erlaubnis zur Finanzport-
folioverwaltung, Anlageberatung und Anlagevermittlung sowie zur
grenziiberschreitenden Verwaltung von EU-AIF und EU-OGAW
(Erlaubnis vom 13.12.2016). Die Gesellschaft wird von der Bundes-
anstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) beaufsichtigt und
unterliegt den Bestimmungen des KAGB.

2. Geschiftsfithrung und Aufsichtsrat

Nahere Angaben tiber die Geschéftsfithrung, die Zusammensetzung
des Aufsichtsrates und den Gesellschafterkreis finden Sie zu Beginn
des Verkaufsprospekts.

3. Eigenkapital und zusatzliche Eigenmittel

Nahere Angaben iiber die Hohe des gezeichneten und eingezahlten
Kapitals finden Sie zu Beginn des Verkaufsprospekts. Die Gesell-
schaft hat die Berufshaftungsrisiken, die sich durch die Verwaltung
von Investmentvermogen ergeben, die nicht der OGAW-Richtlinie
entsprechen, sogenannte alternative Investmentvermégen (nachfol-
gend ,,AIF“), und auf berufliche Fahrlédssigkeit ihrer Organe oder
Mitarbeiter zuriickzufiihren sind, abgedeckt durch: Eigenmittel in
Hohe von wenigstens 0,01 Prozent des Werts der Portfolios der ver-
walteten AIF, wobei dieser Betrag jahrlich tiberpriift und angepasst
wird. Diese Eigenmittel sind von dem angegebenen haftenden Ei-
genkapital umfasst.

VII. Verwahrstelle

1. Identitit der Verwahrstelle

Fiir den Fonds hat die Kreissparkasse Koln mit Sitz in 50667 Kdln,
Neumarkt 18-24, das Amt der Verwahrstelle iibernommen. Die Ver-
wahrstelle ist ein Kreditinstitut nach deutschem Recht. Ihre Hauptta-
tigkeit ist das Giro-, Einlagen- und Kreditgeschift sowie das Wertpa-
piergeschaft.

2. Aufgaben der Verwahrstelle

Das KAGB sieht eine Trennung der Verwaltung und der Verwahrung
von Sondervermdgen vor. Die Verwahrstelle verwahrt die Vermo-
gensgegenstdnde in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten. Bei Vermo-
gensgegenstanden, die nicht verwahrt werden konnen, priift die Ver-
wabhrstelle, ob die Verwaltungsgesellschaft Eigentum an diesen Ver-
mogensgegenstdnden erworben hat. Sie iiberwacht, ob die Verfiigun-
gen der Gesellschaft tiber die Vermogensgegenstdnde den Vorschrif-
ten des KAGB und den Anlagebedingungen entsprechen.

In Bezug auf zum Sondervermogen gehorende Geldmittel stellt die
Verwahrstelle sicher, dass diese auf gesonderten Geldkonten bei der
Verwahrstelle selbst oder einem anderen Kreditinstitut angelegt wer-
den. Die Anlage in Bankguthaben bei einem anderen Kreditinstitut
sowie Verfiigungen iiber solche Bankguthaben sind nur mit Zustim-
mung der Verwahrstelle zuldssig. Die Verwahrstelle muss ihre Zu-
stimmung erteilen, wenn die Anlage bzw. Verfiigung mit den Anla-
gebedingungen und den Vorschriften des KAGB vereinbar ist.

Daneben hat die Verwahrstelle insbesondere folgende Aufgaben:

+ Ausgabe und Riicknahme der Anteile des Fonds,

 Sicherzustellen, dass die Ausgabe und Riicknahme der Anteile
sowie die Anteilwertermittlung den Vorschriften des KAGB und
den Anlagebedingungen des Fonds entsprechen,

* Sicherzustellen, dass bei den fiir gemeinschaftliche Rechnung der
Anleger getatigten Geschéften der Gegenwert innerhalb der iibli-
chen Fristen in ihre Verwahrung gelangt,

* Sicherzustellen, dass die Ertrdge des Fonds nach den Vorschriften
des KAGB und nach den Anlagebedingungen verwendet werden,

+ Uberwachung von Kreditaufnahmen durch die Gesellschaft fiir
Rechnung des Fonds sowie gegebenenfalls Zustimmung zur Kre-
ditaufnahme, soweit es sich nicht um kurzfristige Uberziehungen
handelt, die allein durch verzogerte Gutschriften von Zahlungs-
eingdngen zustande kommen.

* Sicherzustellen, dass Sicherheiten fiir Wertpapierdarlehen rechts-
wirksam bestellt und jederzeit vorhanden sind.

3. Interessenkonflikte

Folgende Interessenkonflikte kénnten sich aus der Ubernahme der
Verwahrstellenfunktion fiir den Fonds ergeben:

Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle mit weiteren Aufgaben, wie
zum Beispiel der Ausfithrung von Wertpapiergeschéften oder der
Devisenkonvertierung, beauftragen. Der Konflikt entsteht aus der
daraus resultierenden Doppelfunktion der Verwahrstelle.

Der Umgang der Gesellschaft mit Interessenkonflikten ist im Ab-
schnitt ,,Interessenkonflikte“ dargestellt.

4. Unterverwahrung

Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben auf ein anderes Unterneh-
men (,,Unterverwahrer”) auslagern. Die folgenden Informationen hat
die Gesellschaft von der Verwahrstelle mitgeteilt bekommen. Die
Gesellschaft hat die Informationen auf Plausibilitdt gepriift. Sie ist
jedoch auf Zulieferung der Information durch die Verwahrstelle an-
gewiesen und kann die Richtigkeit und Vollstandigkeit im Einzelnen
nicht tiberpriifen.

Die Verwabhrstelle hat folgende Verwahraufgaben tibertragen:

Die Verwahrung der Vermogensgegenstande ist in den Landern, die
in der ,Anlage Unterverwahrung“ aufgefiihrt werden auf Clear-
stream Banking und die sich daran anschliefenden Unter bzw. Zen-
tralverwahrer tibertragen worden. Die ,,Anlage Unterverwahrung® ist
dem Verkaufsprospekt beigefiigt.

Die Inanspruchnahme des/der exakten Unterverwahrer/s kann aus
der ,,Anlage Unterverwahrung®“ in Verbindung mit den zuldssigen
Maérkten gemdll der Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingun-
gen sowie den Ausfithrungen im Verkaufsprospekt entnommen wer-
den.

Folgende Interessenkonflikte konnten sich aus der Unterverwahrung
ergeben:

Die Kreissparkasse Koln ist kein mit der Gesellschaft oder mit den
in der Anlage genannten Unterverwahrern verbundenes Unterneh-
men. Interessenkonflikte in der Beziehung der Verwahrstelle zu den
einzelnen Unterverwahren konnten nicht festgestellt werden. Die
Verwahrstelle hat angemessene und wirksame interne Regelwerke
eingefiihrt, um eigene potentielle Interessenkonflikte entweder voll-
standig zu vermeiden bzw. in den Féllen, in denen dies nicht mog-
lich ist, eine potentielle Schddigung der Anlegerinteressen auszu-
schliefen. Die Einhaltung dieser Regelwerke wird durch eine unab-
héngige Compliance Funktion tiberwacht. Zudem tiberpriift die Ver-
wabhrstelle im Falle der Auslagerung der Portfolioverwaltung durch
die Gesellschaft, dass der mit der Portfolioverwaltung beauftragte
Manager nicht auch als Unterverwahrer der Verwahrstelle tétig ist
oder wird.

5. Haftung der Verwahrstelle

Die Verwahrstelle ist grundsatzlich fiir alle Vermogensgegenstdnde
verantwortlich, die von ihr oder mit ihrer Zustimmung von einer an-
deren Stelle verwahrt werden. Im Falle des Verlustes eines solchen
Vermogensgegenstandes haftet die Verwahrstelle gegeniiber dem
Fonds und dessen Anlegern, es sei denn der Verlust ist auf Ereignis-
se aullerhalb des Einflussbereichs der Verwahrstelle zuriickzufiihren.
Fiir Schéden, die nicht im Verlust eines Vermogensgegenstandes be-
stehen, haftet die Verwahrstelle grundsétzlich nur, wenn sie ihre Ver-
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pflichtungen nach den Vorschriften des KAGB mindestens fahrldssig
nicht erfiillt hat.

6. Zusatzliche Informationen

Auf Verlangen iibermittelt die Gesellschaft den Anlegern Informa-
tionen auf dem neuesten Stand zur Verwahrstelle und ihren Pflich-
ten, zu den Unterverwahrern sowie zu moglichen Interessenkonflik-
ten in Zusammenhang mit der Téatigkeit der Verwahrstelle oder der
Unterverwahrer. Ebenfalls auf Verlangen iibermittelt die Gesell-
schaft den Anlegern Informationen zu den Griinden, aus denen sie
sich fiir die Verwahrstelle entschieden hat.
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VIII. Anlageberater

Die Gesellschaft hat mit der Beratung des Sondervermdgens die
DWPT Deutsche Wertpapiertreuhand GmbH, Ringstrasse 79, 91074
Herzogenaurach, beauftragt. DWPT Deutsche Wertpapiertreuhand
GmbH hat u.a. die Erlaubnis zur Beratung in Finanzinstrumenten
und unterliegt der Finanzdienstleistungsaufsicht. Der Berater unter-
breitet der Gesellschaft regelméBig Anlagevorschldge und beobach-
tet und analysiert die Entwicklung der Vermogensgegenstande und
das Sondervermogen. Fiir seine Vorschldge haftet er mit der Sorgfalt
eines ordentlichen Kaufmanns. Eine Haftung fiir die Wertentwick-
lung des Sondervermogens ist ausgeschlossen.
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IX. Risikohinweise

Vor der Entscheidung iiber den Kauf von Anteilen an dem
Fonds sollten Anleger die nachfolgenden Risikohinweise zusam-
men mit den anderen in diesem Verkaufsprospekt enthaltenen
Informationen sorgfiltig lesen und diese bei ihrer Anlageent-
scheidung beriicksichtigen. Der Eintritt eines oder mehrerer die-
ser Risiken kann fiir sich genommen oder zusammen mit ande-
ren Umstinden die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im
Fonds gehaltenen Vermogensgegenstiande nachteilig beeinflussen
und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert auswirken.

Verduflert der Anleger Anteile an dem Fonds zu einem Zeit-
punkt, in dem die Kurse der in dem Fonds befindlichen Vermé-
gensgegenstinde gegeniiber dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs
gefallen sind, so erhilt er das von ihm in den Fonds investierte
Kapital nicht oder nicht vollstandig zuriick. Der Anleger kénnte
sein in den Fonds investiertes Kapital teilweise oder in Einzelfal-
len sogar ganz verlieren. Wertzuwéachse konnen nicht garantiert
werden. Das Risiko des Anlegers ist auf die angelegte Summe be-
schrankt. Eine Nachschusspflicht iiber das vom Anleger inves
tierte Kapital hinaus besteht nicht.

Neben den nachstehend oder an anderer Stelle des Verkaufspro-
spekts beschriebenen Risiken und Unsicherheiten kann die
Wertentwicklung des Fonds durch verschiedene weitere Risiken
und Unsicherheiten beeintrachtigt werden, die derzeit nicht be-
kannt sind. Die Reihenfolge, in der die nachfolgenden Risiken
aufgefiihrt werden, enthilt weder eine Aussage iiber die Wahr-
scheinlichkeit ihres Eintritts noch iiber das AusmaR oder die Be-
deutung bei Eintritt einzelner Risiken.

1. Risiken einer Fondsanlage

Im Folgenden werden die Risiken dargestellt, die mit einer Anlage
in einen OGAW typischerweise verbunden sind. Diese Risiken kon-
nen sich nachteilig auf den Anteilwert, auf das vom Anleger inves-
tierte Kapital sowie auf die vom Anleger geplante Haltedauer der
Fondsanlage auswirken.

a. Schwankung des Fondsanteilwerts

Der Fondsanteilwert berechnet sich aus dem Wert des Fonds, geteilt
durch die Anzahl der in den Verkehr gelangten Anteile.

Der Wert des Fonds entspricht dabei der Summe der Marktwerte al-
ler Vermogensgegenstdnde im Fondsvermogen abziiglich der Sum-
me der Marktwerte aller Verbindlichkeiten des Fonds. Der Fonds an-
teilwert ist daher von dem Wert der im Fonds gehaltenen Vermo-
gensgegenstande und der Hohe der Verbindlichkeiten des Fonds ab-
hangig. Sinkt der Wert dieser Vermogensgegenstande oder steigt der
Wert der Verbindlichkeiten, so fillt der Fondsanteilwert.

b. Reduzierung des Fondsanteilswerts durch Zufiihrung aus dem
Sondervermégen

Zufiihrungen aus dem Sondervermogen reduzieren das Fondsvermo-
gen iiber die wéhrend des Geschiftsjahres fiir Rechnung des Fonds
angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Di-
videnden und Ertrdge aus Investmentanteilen, Entgelte aus Darle-
hens- und Pensionsgeschéften sowie realisierte VerduBerungsgewin-
ne und sonstige Ertrdge hinaus. Die Ausschiittung kann also auch
dann erfolgen, wenn keine Gewinne generiert werden.

c. Beeinflussung des individuellen Ergebnisses durch steuerliche
Aspekte

Die steuerliche Behandlung von Kapitalertragen hangt von den indi-
viduellen Verhéltnissen des jeweiligen Anlegers ab und kann kiinftig
Anderungen unterworfen sein. Fiir Einzelfragen — insbesondere un-
ter Berticksichtigung der individuellen steuerlichen Situation — sollte

sich der Anleger an seinen personlichen Steuerberater wenden.
d. Anderung der Anlagepolitik oder der Anlagebedingungen

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen mit Genehmigung der
BaFin dndern. Dadurch kénnen auch Rechte des Anlegers betroffen
sein. Die Gesellschaft kann etwa durch eine Anderung der Anlage-
bedingungen die Anlagepolitik des Fonds dndern oder sie kann die
dem Fonds zu belastenden Kosten erhéhen. Die Gesellschaft kann
die Anlagepolitik zudem innerhalb des gesetzlich und vertraglich zu-
lassigen Anlagespektrums und damit ohne Anderung der Anlagebe-
dingungen und deren Genehmigung durch die BaFin &ndern. Hier-
durch kann sich das mit dem Fonds verbundene Risiko verdndern.

e. Aussetzung der Ausgabe und Riicknahme von Anteilen

Die Gesellschaft darf die Ausgabe und Riicknahme der Anteile zeit-
weilig aussetzen, sofern aulergewohnliche Umstdnde vorliegen, die
eine Aussetzung unter Beriicksichtigung der Interessen der Anleger
erforderlich erscheinen lassen. AuBergewohnliche Umstédnde in die-
sem Sinne konnen z.B. sein: Schwierigkeiten bei der Bewertung von
Vermogenswerten; schwerwiegende Liquiditdtsprobleme (z. B.
Nachschusspflichten im Wertpapierhandel, erhebliche Riicknahmen
der Anleger), bei denen der Verkauf von Vermogenswerten des
Fonds durchgefiihrt werden muss und zu Liquiditatsproblemen fiir
den Fonds fiihren konnte (z. B. grofe Abschlage beim Verkauf von
Vermogenswerten, erhebliche Verwéasserungseffekte); ein kritischer
Cybervorfall, der den Fonds, die Gesellschaft und/oder die Betriebs-
fahigkeit eines Dienstleisters der Gesellschaft beeintrachtigt; unvor-
hergesehene Marktschliefungen; Handelsbeschrankungen; Schlie-
Bung von Handelspldtzen; eine schwere finanzielle und/oder politi-
sche Krise; Aufdeckung erheblicher krimineller Aktivititen; eine
Naturkatastrophe. Daneben kann die BaFin nach Anhérung der Ge-
sellschaft anordnen, dass die Gesellschaft die Ausgabe und Riick-
nahme der Anteile auszusetzen oder wiederaufzunehmen hat, wenn
Risiken fiir den Anlegerschutz oder Finanzstabilitét bestehen, die bei
verniinftiger und ausgewogener Betrachtung eine Aussetzung oder
Wiederaufnahme der Ausgaben und Riicknahmen erforderlich ma-
chen.

Der Anleger kann seine Anteile wéhrend dieses Zeitraums nicht zu-
riickgeben. Neuanleger konnen wéhrend dieses Zeitraums keine An-
teile erwerben. Auch im Fall einer Aussetzung der Anteilausgabe
und -riicknahme kann der Anteilwert sinken; z.B., wenn die Gesell-
schaft gezwungen ist, Vermogensgegenstinde wahrend der Ausset-
zung unter Verkehrswert zu verauern. Der Anteilwert nach Wieder-
aufnahme der Anteilausgabe und -riicknahme kann niedriger liegen
als derjenige vor der Aussetzung. Einer Aussetzung kann ohne er-
neute Wiederaufnahme der Ausgabe und Riicknahme der Anteile di-
rekt eine Auflosung des Fonds folgen, z.B. wenn die Gesellschaft
die Verwaltung des Fonds kiindigt, um den Fonds dann aufzulgsen.
Fiir den Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm ge-
plante Haltedauer nicht realisieren kann und dass ihm wesentliche
Teile des investierten Kapitals fiir unbestimmte Zeit nicht zur Verfi-
gung stehen oder insgesamt verloren gehen.

f. Auflosung des Fonds

Der Gesellschaft steht das Recht zu, die Verwaltung des Fonds durch
Bekanntmachung im Bundesanzeiger und dariiber hinaus im Jahres-
bericht oder Halbjahresbericht zu kiindigen. Ab Bekanntmachung ih-
rer Kiindigung ist die Gesellschaft verpflichtet, den Fonds abzuwi-
ckeln und die Erlose aus der VerduRerung der Vermogenswerte des
Fonds an die Anleger entsprechend dem Verhéltnis ihrer Beteiligung
zu verteilen. Endet das Verwaltungsrecht der Gesellschaft in anderen
Fallen als durch Kiindigung und Auflésung des Fonds, beispielswei-
se wenn das Insolvenzverfahren iiber das Vermogen der Gesellschaft
eroffnet wird, wickelt die Verwahrstelle den Fonds ab. Fiir den Anle-
ger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedau-
er nicht realisieren kann. Wenn die Fondsanteile nach Abwicklung
aus dem Depot des Anlegers ausgebucht werden, kann der Anleger
mit Ertragssteuern belastet werden.
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g. Ubertragung aller Vermégensgegenstiinde des Fonds auf ein
anderes offenes Publikums-Investmentvermégen (Verschmelzung)

Die Gesellschaft kann sdmtliche Vermogensgegenstinde des Fonds
auf einen anderen OGAW {ibertragen. Der Anleger kann seine An-
teile in diesem Fall (i) zurtickgeben, (ii) oder behalten mit der Folge,
dass er Anleger des iibernehmenden OGAWSs wird, (iii) oder gegen
Anteile an einem offenen Publikums- Investmentvermdgen mit ver-
gleichbaren Anlagegrundsétzen umtauschen, sofern die Gesellschaft
oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen ein solches Investment-
vermdgen mit vergleichbaren Anlagegrundsdtzen verwaltet. Dies
gilt gleichermaBen, wenn die Gesellschaft sémtliche Vermogensge-
genstdnde eines anderen offenen Publikums- Investmentvermogen
auf den Fonds tibertrdgt. Der Anleger muss daher im Rahmen der
Ubertragung vorzeitig eine erneute Investitionsentscheidung treffen.
Bei einer Riickgabe der Anteile konnen Ertragssteuern anfallen. Bei
einem Umtausch der Anteile in Anteile an einem Investmentvermo-
gen mit vergleichbaren Anlagegrundsdtzen kann der Anleger mit
Steuern belastet werden, etwa, wenn der Wert der erhaltenen Anteile
hoher ist als der Wert der alten Anteile zum Zeitpunkt der Anschaf-
fung.

h. Ubertragung des Fonds auf eine andere
Kapitalverwaltungsgesellschaft

Die Gesellschaft kann den Fonds auf eine andere Kapitalverwal-
tungsgesellschaft tibertragen. Der Fonds bleibt dadurch zwar unver-
andert, wie auch die Stellung des Anlegers. Der Anleger muss aber
im Rahmen der Ubertragung entscheiden, ob er die neue Kapitalver-
waltungsgesellschaft fiir ebenso geeignet hdlt wie die bisherige.
Wenn er in den Fonds unter neuer Verwaltung nicht investiert blei-
ben mdchte, muss er seine Anteile zuriickgeben. Hierbei konnen Er-
tragssteuern anfallen.

i. Rentabilitit und Erfiillung der Anlageziele des Anlegers

Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger seinen gewiinsch-
ten Anlageerfolg erreicht. Der Anteilwert des Fonds kann fallen und
zu Verlusten beim Anleger fiihren. Es bestehen keine Garantien oder
Zusicherungen der Gesellschaft oder Dritter hinsichtlich einer be-
stimmten Mindestzahlung bei Riickgabe oder eines bestimmten An-
lageerfolgs des Fonds. Anleger konnten somit einen niedrigeren als
den urspriinglich angelegten Betrag zurtick erhalten. Ein bei Erwerb
von Anteilen entrichteter Ausgabeaufschlag bzw. ein bei Verdule-
rung von Anteilen entrichteter Riicknahmeabschlag kann zudem,
insbesondere bei nur kurzer Anlagedauer den Erfolg einer Anlage
reduzieren oder sogar aufzehren.

J. Nachhaltigkeitsrisiken

Nachhaltigkeitsrisiken im Sinne der Verordnung (EU) 2019/2088
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November
2019 tiiber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Fi-
nanzdienstleistungssektor  (,,nachfolgend  Offenlegungs-Verord-
nung“) sind Ereignisse oder Bedingungen aus den Bereichen Um-
welt, Soziales oder Unternehmensfiihrung, deren Eintreten tatséch-
lich oder potenziell wesentliche negative Auswirkungen auf die Ver-
mogens-, Finanz- und Ertragslage sowie auf die Reputation eines
Unternehmens und damit auf den Wert der Investition des Fonds ha-
ben konnten. Diese Effekte konnen sich auf die Vermégens-, Finanz-
und Ertragslage des Fonds sowie auf die Reputation der Gesellschaft
auswirken. Nachhaltigkeitsrisiken konnen auf alle bekannten Risiko-
arten erheblich einwirken und als Faktor zur Wesentlichkeit dieser
Risikoarten beitragen. Beispielhaft sind die in den nachfolgenden
Abschnitten beschriebenen Risikoarten Marktrisiko, Liquiditétsrisi-
ko, Adressenausfallrisiko und operationelles Risiko zu nennen.

Diese Ereignisse beziehen sich unter anderem auf folgende Themen:
Umwelt

» Treibhausgasemissionen
» Energieverbrauch aus nicht erneuerbaren Energiequellen
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+ Auswirkungen auf Gebiete, die kritisch hinsichtlich der Biodiver-
sitdt sind

* Wasserbelastung

* Gift- und Sondermiill

Soziales und Unternehmensfiihrung

» VerstoRe gegen die Prinzipien des Global Compact der Vereinten
Nationen und gegen die Leitsdtze der Vereinten Nationen und ge-
gen die Leitsétze der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammen-
arbeit (OECD) fiir multinationale Unternehmen

» Keine Prozesse, um die Einhaltung der Prinzipien des Global
Compact der Vereinten Nationen und der Leitsdtze der Organisa-
tion fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) fiir multinationale Unternehmen zu tiberwachen

* Geschlechterspezifischer Vergiitungsunterschied

+ Geschlechtervielfalt in Vorstand und Aufsichtsrat

* Unternehmen mit Aktivitdten im Bereich der umstrittenen Waffen

Staaten und iibernationale Organisationen

+ Treibhausgasintensitét der Lander
+ VerstoRe gegen soziale Normen

Berticksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken durch Monega

Monega kombiniert die klassische Finanzanalyse mit der Nachhal-
tigkeitsanalyse. Durch letztgenannte wird tberpriift, inwieweit In-
vestitionen negative Auswirkungen auf oben genannte Nachhaltig-
keitsfaktoren haben konnen, unabhéngig davon, ob diese als nach-
haltig ausgewiesen und vertrieben werden. Die Ergebnisse, welche
die 6kologische und soziale Leistung eines Wertpapieremittenten so-
wie dessen Corporate Governance (sogenannte ESGKTriterien fiir die
entsprechende englische Bezeichnung Environmental, Social und
Governance) umfassen, werden systematisch im gesamten Invest-
mentprozess berticksichtigt und dokumentiert.

Monega nutzt zu diesem Zwecke die Dienstleistungen eines etablier-
te ESG -Rating bzw. -Datenanbieters. Auf Basis des gesamten Ana-
lyseuniversum des ESG-Datenanbieters wird auf Basis der oben ge-
nannten Kriterien eine Liste erstellt und im Risikomanagementsys-
tem fiir samtliche Vermogensgegenstande der Monega-Fonds imple-
mentiert, anhand derer eine Uberpriifung sdmtlicher gehaltener Ver-
mogensgegenstdnde stattfindet. Die Priifung erfolgt grundsitzlich
auf Basis des unmittelbaren Emittenten, ausgedriickt durch die ISIN
des Wertpapiers. Ggf. kann auch noch eine Bewertung auf Basis des
Mutterunternehmens hinzugezogen werden. Ergebnis dieses Prozes-
ses ist eine Klassifizierung der Vermogensgegenstande, welche auf
monatlicher Basis aktualisiert wird und die eine Bewertung zur Er-
werbbarkeit unter ESG Gesichtspunkten als ,,gegeben“ oder ,nicht
gegeben“ ausgibt und die dem Fonds- sowie Risikomanagement so-
dann zur Kenntnis gebracht wird. Sofern Emittenten aufgrund dieser
Uberwachung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltig-
keitsfaktoren aufweisen, konnen sie im Einzelfall weiteren Untersu-
chungen unterzogen und die Ergebnisse bei Bedarf zur weiteren Ent-
scheidungsfindung an das Markt- und Produktrisikokomitee tiber-
mittelt werden. Das Spektrum méglicher Manahmen umfasst Fol-
gende:

+ ,Investierbar (keine Mafnahmen erforderlich)“

+ ,Beobachtung (Dialog mit dem Emittenten und weitere Uberwa-
chung) oder

* ,Ausschluss®“ (Emittent wird als ungeeignet kategorisiert und der
»Restricted List“ zugefiigt).

Um Nachhaltigkeitsrisiken zu verringern, sucht das Fondsmanage-
ment zudem den konstruktiven Dialog mit den Emittenten, u.a.
durch Stimmrechtsausiibung bei Hauptversammlungen, mit dem
Ziel, eine verantwortungsvolle Fithrung, einen Werterhalt und eine
Wertsteigerung der Unternehmen zu fordern, welche insoweit auch
den Einfluss auf Emittenten in Bezug auf die Verhinderung und Ver-
ringerung von negativen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren
im vorgenannten Sinne umfasst.
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Auswirkungen von Nachhaltigkeitsrisiken auf die Rendite
Emittenten, deren Wertpapiere direkt oder indirekt vom Fonds gehal-
ten werden, konnen wirtschaftlichen Risiken oder Reputationsrisiken
ausgesetzt sein, welche durch die Nichteinhaltung von ESG-Stan-
dards oder durch physische Risiken des Klimawandels verursacht
werden. Die Nachhaltigkeitsrisiken konnen zu einer wesentlichen
Verschlechterung des Finanzprofils, der Liquiditat, der Rentabilitét
oder der Reputation des zugrundeliegenden Investments fiihren. So-
fern die Nachhaltigkeitsrisiken nicht bereits erwartet und in den Be-
wertungen der Investments berticksichtigt waren, konnen sich diese
erheblich negativ auf den erwarteten bzw. geschdtzten Marktpreis
sowie die Liquiditdt der Anlage und somit auf die Rendite des Fonds
auswirken.

Einfluss von ESG-Ratings auf die Wertentwicklung eines Fonds

Die Verwendung von ESG-Ratings kann die Wertentwicklung des
Fonds beeinflussen, weshalb sich diese von der Wertentwicklung
dhnlicher Fonds, bei denen solche Ratings nicht angewendet werden,
sowohl in positiver als auch in negativer Weise unterscheiden kann.
Wenn fiir einen Fonds Ausschlusskriterien aufgrund von 6kologi-
schen, sozialen und Governance-Kriterien festgelegt werden, kann
dies dazu fiihren, dass der Fonds darauf verzichtet, bestimmte Ver-
mogensgegenstdande zu erwerben, auch wenn ein Erwerb vorteilhaft
ware, oder dass der Fonds Vermogensgegenstande verkauft, selbst
wenn ein Verkauf nachteilig wére. Die fiir den Fonds bestehenden
Ausschlusskriterien konnen nicht direkt mit den eigenen, subjekti-
ven, ethischen Ansichten des Anlegers korrespondieren.

Berticksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken bei Auslagerung des
Portfoliomanagements

Weitere Informationen tiber die Art und Weise wie Nachhaltigkeits-
risiken in den Investmentprozess einbezogen werden sowie iiber das
mogliche Ausmal der Auswirkungen der Nachhaltigkeitsrisiken auf
die Rendite konnen Sie bei ausgelagerten Portfoliomanagement-
Mandaten der Internetseite des jeweiligen Asset Managers entneh-
men.

2. Risiken der negativen Wertentwicklung des Fonds
(Marktrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die mit der Anlage in
einzelne Vermogensgegenstande durch den Fonds einhergehen. Die-
se Risiken konnen die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im
Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstdnde beeintrdchtigen und sich
damit nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom Anleger inves-
tierte Kapital auswirken.

a. Wertverdnderungsrisiken

Die Vermogensgegenstdnde, in die die Gesellschaft fiir Rechnung
des Fonds investiert, unterliegen Risiken. So konnen Wertverluste
auftreten, indem der Marktwert der Vermogensgegenstiande gegen-
tiber dem Einstandspreis féllt oder Kassa- und Terminpreise sich un-
terschiedlich entwickeln.

b. Kapitalmarktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzprodukten héangt
insbesondere von der Entwicklung der Kapitalmérkte ab, die wieder-
um von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirt-
schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen
Léndern beeinflusst wird. Auf die allgemeine Kursentwicklung ins-
besondere an einer Borse konnen auch irrationale Faktoren wie
Stimmungen, Meinungen und Geriichte einwirken. Schwankungen
der Kurs- und Marktwerte konnen auch auf Veranderungen der Zins-
sitze, Wechselkurse oder der Bonitit eines Emittenten zurtickzufiih-
ren sein.

c. Kursdnderungsrisiko von Aktien

Aktien unterliegen erfahrungsgemaf starken Kursschwankungen
und somit auch dem Risiko von Kursriickgdangen. Diese Kurs-
schwankungen werden insbesondere durch die Entwicklung der Ge-

winne des emittierenden Unternehmens sowie die Entwicklungen
der Branche und der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung beein-
flusst. Das Vertrauen der Marktteilnehmer in das jeweilige Unter-
nehmen kann die Kursentwicklung ebenfalls beeinflussen.

Dies gilt insbesondere bei Unternehmen, deren Aktien erst iiber ei-
nen kiirzeren Zeitraum an der Borse oder einem anderen organisier-
ten Markt zugelassen sind; bei diesen kénnen bereits geringe Verdn-
derungen von Prognosen zu starken Kursbewegungen fiihren. Ist bei
einer Aktie der Anteil der frei handelbaren, im Besitz vieler Aktio-
ndre befindlichen Aktien (sogenannter Streubesitz) niedrig, so kon-
nen bereits kleinere Kauf- und Verkaufsauftrige eine starke Auswir-
kung auf den Marktpreis haben und damit zu hoheren Kursschwan-
kungen fiihren.

d. Zinsdnderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Moglich-
keit verbunden, dass sich das Marktzinsniveau dndert, das im Zeit-
punkt der Begebung eines Wertpapiers besteht. Steigen die Markt-
zinsen gegeniiber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emission, so fallen
i.d.R. die Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. Féllt dagegen der
Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wertpapiere. Diese
Kursentwicklung fiihrt dazu, dass die aktuelle Rendite des festver-
zinslichen Wertpapiers in etwa dem aktuellen Marktzins entspricht.
Diese Kursschwankungen fallen jedoch jenach (Rest-)Laufzeit der
festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich stark aus. Festverzins-
liche Wertpapiere mit kiirzeren Laufzeiten haben geringere Kursrisi-
ken als festverzinsliche Wertpapiere mit langeren Laufzeiten. Fest-
verzinsliche Wert papiere mit kiirzeren Laufzeiten haben demgegen-
tiber in der Regel geringere Renditen als festverzinsliche Wertpapie-
re mit langeren Laufzeiten. Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund
ihrer kurzen Laufzeit von maximal 397 Tagen tendenziell geringere
Kursrisiken. Daneben kénnen sich die Zinssitze verschiedener, auf
die gleiche Wahrung lautender zinsbezogener Finanzinstrumente mit
vergleichbarer Restlaufzeit unterschiedlich entwickeln.

e. Risiko von negativen Habenzinsen

Die Gesellschaft legt liquide Mittel des Fonds bei der Verwahrstelle
oder anderen Banken fiir Rechnung des Fonds an. Fiir diese Bank-
guthaben ist teilweise ein Zinssatz vereinbart, der sich an offiziellen
Referenzzinssdtzen abziiglich einer bestimmten Marge orientiert.
Sinken diese Referenzzinssétze unter die vereinbarte Marge, so fiihrt
dies zu negativen Zinsen auf dem entsprechenden Konto. Abhéngig
von der Entwicklung der Zinspolitik der Européischen Zentralbank
konnen sowohl kurz-, mittel- als auch langfristige Bankguthaben ei-
ne negative Verzinsung erzielen.

f. Kursdnderungsrisiko von Wandel- und Optionsanleihen

Wandel- und Optionsanleihen verbriefen das Recht, die Anleihe in
Aktien umzutauschen oder Aktien zu erwerben. Die Entwicklung
des Werts von Wandel- und Optionsanleihen ist daher abhédngig von
der Kursentwicklung der Aktie als Basiswert. Die Risiken der Wert-
entwicklung der zugrunde liegenden Aktien konnen sich daher auch
auf die Wertentwicklung der Wandel- und Optionsanleihe auswirken.
Optionsanleihen, die dem Emittenten das Recht einrdumen dem An-
leger statt der Riickzahlung eines Nominalbetrags eine im Vorhinein
festgelegte Anzahl von Aktien anzudienen (Reverse Convertibles),
sind in verstarktem MaRe von dem entsprechenden Aktienkurs ab-
hangig.

g. Risiko bei Verbriefungspositionen ohne Selbstbehalt gemdl§
Verordnung (EU) 2017/2402

Eine Verbriefung im Sinne der Verordnung (EU) 2017/2402 (EU-
Verbriefung-VO) ist eine Transaktion oder Struktur, bei der das mit
einer Forderung oder einem Pool von Forderungen verbundene Kre-
ditrisiko in Tranchen unterteilt wird. Die im Rahmen dieser Transak-
tion oder dieser Struktur getdtigten Zahlungen hangen von der Erfiil-
lung der Forderung oder der im Pool enthaltenen Forderungen ab.
Die Rangfolge der Tranchen entscheidet tiber die Verteilung der Ver-
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luste wihrend der Laufzeit der Transaktion oder der Struktur.

Bei der Biindelung von Forderungen in neuen Transaktionen oder
Strukturen, die am Markt verduBert werden konnen, werden Risiken
aus den urspriinglichen Forderungen vollstiandig oder zumindest teil-
weise weitergegeben, was im Hinblick auf die bestehenden Risiko-
strukturen zu einem Transparenzverlust und hiermit verbunden zu
einer Verminderung des Risikobewusstseins fiihren kann. Ein voll-
standiger oder teilweiser Ausfall zugrunde liegender Forderungen
kann den Marktwert und/oder die Handelbarkeit der Transaktionen
oder Strukturen stark beeintrdchtigen und zu einem teilweisen oder
vollstdndigen Wertverlust fithren.

Die Gesellschaft darf fiir den Fonds in solche Verbriefungspositio-
nen im Sinne der Verordnung (EU) 2017/2402 investieren. Wertpa-
piere, die Forderungen in oben genanntem Sinne verbriefen und
nach dem 1. Januar 2011 emittiert wurden, diirfen nur noch erwor-
ben werden, wenn der Forderungsschuldner gemall Vorgaben der
EU-Verbriefungs-VO mindestens 5 Prozent des Volumens der Ver-
briefung als sogenannten Selbstbehalt zuriickbehélt und weitere Vor-
gaben einhdlt. Die Gesellschaft ist daher verpflichtet, im Interesse
der Anleger Mallnahmen zur Abhilfe einzuleiten, wenn sich Verbrie-
fungen in oben genanntem Sinne im Fondsvermdgen befinden, die
der EU-Verbriefungs-VO nicht entsprechen. Im Rahmen dieser Ab-
hilfemafnahmen konnte die Gesellschaft gezwungen sein, solche
Verbriefungspositionen zu verdufern. Aufgrund rechtlicher Vorga-
ben fiir Banken, Fondsgesellschaften und Versicherungen besteht das
Risiko, dass die Gesellschaft solche Verbriefungspositionen nicht
oder nur mit starken Preisabschldgen bzw. mit groBer zeitlicher Ver-
zogerung verkaufen kann.

h. Inflationsrisiko

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko fiir alle Vermogensge-
genstdnde. Dies gilt auch fiir die im Fonds gehaltenen Vermogensge-
genstdnde. Die Inflationsrate kann iiber dem Wertzuwachs des Fonds
liegen.

i. Wadhrungsrisiko

Vermogenswerte des Fonds konnen in einer anderen Wéhrung als
der Fondswéhrung angelegt sein. Der Fonds erhdlt die Ertrage,
Riickzahlungen und Erlgse aus solchen Anlagen in der anderen
Wiéhrung. Fallt der Wert dieser Wahrung gegeniiber der Fondswéh-
rung, so reduziert sich der Wert solcher Anlagen und somit auch der
Wert des Fondsvermogens.

j- Konzentrationsrisiko

Erfolgt eine Konzentration der Anlage in bestimmte Vermogensge-
genstdnde oder Markte, dann ist der Fonds von der Entwicklung die-
ser Vermogensgegenstande oder Mérkte besonders stark abhéngig.

k. Risiken im Zusammenhang mit der Investition in
Investmentanteile

Die Risiken der Anteile an anderen Investmentvermdgen, die fiir den
Fonds erworben werden (sogenannte ,,Zielfonds“), stehen in engem
Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Zielfonds enthaltenen
Vermogensgegenstdnde bzw. der von diesen verfolgten Anlagestrate-
gien. Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinander unabhén-
gig handeln, kann es aber auch vorkommen, dass mehrere Zielfonds
gleiche oder einander entgegengesetzte Anlagestrategien verfolgen.
Hierdurch koénnen bestehende Risiken kumulieren, und eventuelle
Chancen konnen sich gegeneinander aufheben. Es ist der Gesell-
schaft im Regelfall nicht moglich, das Management der Zielfonds zu
kontrollieren. Deren Anlageentscheidungen miissen nicht zwingend
mit den Annahmen oder Erwartungen der Gesellschaft iibereinstim-
men. Der Gesellschaft wird die aktuelle Zusammensetzung der Ziel-
fonds oftmals nicht zeitnah bekannt sein. Entspricht die Zusammen-
setzung nicht ihren Annahmen oder Erwartungen, so kann sie gege-
benenfalls erst deutlich verzogert reagieren, indem sie Zielfondsan-
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teile zurtickgibt.

Die Zielfonds konnen iiberdies in Vermogensgegenstande investiert
sein, die nach geltendem Recht nicht mehr erwerbbar sind, aber wei-
ter gehalten werden diirfen, sofern sie nach dem Investmentgesetz
erworben wurden. Hierdurch kénnen sich auf Ebene des Zielfonds
Risiken verwirklichen, die die Wertentwicklung der Zielfondsanteile
und damit die Wertentwicklung des Fonds beeintrachtigen.

Offene Investmentvermogen, an denen der Fonds Anteile erwirbt,
konnten zudem zeitweise die Riicknahme der Anteile beschranken
oder aussetzen. Dann ist die Gesellschaft daran gehindert, die Antei-
le an dem Zielfonds zu verduBern, indem sie diese gegen Auszah-
lung des Riicknahmepreises bei der Verwaltungsgesellschaft oder
Verwahrstelle des Zielfonds zurtickgibt.

L. Risiken aus dem Anlagespektrum

Unter Beachtung der durch das Gesetz und die Anlagebedingungen
vorgegebenen Anlagegrundsétze und -grenzen, die fiir den Fonds ei-
nen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatséchliche Anlagepoli-
tik auch darauf ausgerichtet sein, schwerpunktmafig Vermogensge-
genstidnde z.B. nur weniger Branchen, Mérkte oder Regionen/Lénder
zu erwerben. Diese Konzentration auf wenige spezielle Anlagesekto-
ren kann mit Risiken (z.B. Marktenge, hohe Schwankungsbreite in-
nerhalb bestimmter Konjunkturzyklen) verbunden sein. Uber den In-
halt der Anlagepolitik informiert der Jahresbericht nachtrdglich fiir
das abgelaufene Berichtsjahr.

3. Risiken der eingeschrédnkten oder erhéhten Liquiditat des
Fonds und Risiken im Zusammenhang mit vermehrten
Ausgaben oder Riickgaben (Liquiditétsrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die die Liquiditit des
Fonds beeintrdchtigen konnen. Solche Liquiditdtsrisiken konnen da-
zu fiithren, dass die Gesellschaft Verfahren aktiviert, mit denen die
Gesellschaft bei Anteilausgaben und/oder Anteilriickgaben das Risi-
ko einer Verwdsserung fiir die im Fonds verbleibenden Anleger re-
duziert oder dass der Fonds seinen Zahlungsverpflichtungen vor-
iibergehend oder dauerhaft nicht nachkommen bzw. dass die Gesell-
schaft die Riickgabeverlangen von Anlegern voriibergehend oder
dauerhaft nicht erfiillen kann. Der Anleger kann gegebenenfalls nur
zu einem erhohten Ausgabepreis Anteile erwerben und/oder erhalt
gegebenenfalls bei der Riickgabe von Anteilen nur einen reduzierten
Riicknahmepreis. Zudem kann der Anleger unter Umsténden die von
ihm geplante Haltedauer nicht realisieren und ihm kann das inves-
tierte Kapital oder Teile hiervon fiir unbestimmte Zeit nicht zur Ver-
fiigung stehen. Durch die Verwirklichung der Liquiditétsrisiken
konnte zudem der Wert des Fondsvermogens und damit der Anteil-
wert sinken, etwa wenn die Gesellschaft gezwungen ist, soweit ge-
setzlich zuldssig, Vermogensgegenstdande fiir den Fonds unter Ver-
kehrswert zu verauBern. Ist die Gesellschaft nicht in der Lage, die
Riickgabeverlangen der Anleger zu erfiillen, kann dies auferdem
zur Beschrankung der Riicknahme sowie Aussetzung der Ausgabe
und Riicknahme von Anteilen sowie im Extremfall zur anschliefen-
den Auflésung des Fonds fiihren.

a. Beschrinkung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft darf die Riicknahme der Anteile voriibergehend
und teilweise beschrdnken, wenn die Riickgabeverlangen der Anle-
ger an einem Abrechnungstag einen zuvor festgelegten Schwellen-
wert erreichen, ab dem die Riickgabeverlangen aufgrund der Liqui-
ditatssituation des Fonds nicht mehr im Interesse der Gesamtheit der
Anleger ausgefiihrt werden konnen. Wird der Schwellenwert er-
reicht, entscheidet die Gesellschaft in pflichtgem&dRfem Ermessen, ob
sie an diesem Abrechnungstag die Riicknahme beschrankt. Ent-
schliefit sie sich zur Riicknahmebeschrankung, wird sie Anteile zu
dem am Abrechnungstag geltenden Riicknahmepreis lediglich antei-
lig zuriicknehmen; im Ubrigen entfillt die Riicknahmepflicht. Dies
bedeutet, dass jedes Riicknahmeverlangen nur anteilig auf Basis ei-
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ner von der Gesellschaft ermittelten Quote ausgefiihrt wird. Der
nicht ausgefiihrte Teil der Order wird auch nicht zu einem spéteren
Zeitpunkt ausgefiihrt, sondern verfillt. Fiir den Anleger besteht da-
her das Risiko, dass seine Order zur Anteilriickgabe nur anteilig aus-
gefiihrt wird und er die noch offene Restorder erneut platzieren
muss. Diese Mafnahme dient dem Anlegerschutz und ist im Ver-
gleich zur Aussetzung der Ausgabe und Riicknahme von Anteilen
als milderes Mittel anzusehen.

b. Risiko aus der Anlage in Vermogensgegenstinde

Fiir den Fonds diirfen auch Vermdgensgegenstdande erworben wer-
den, die nicht an einer Borse zugelassen oder an einem anderen or-
ganisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind. Diese
Verméogensgegenstdnde konnen gegebenenfalls nur mit hohen Preis-
abschldgen, zeitlicher Verzogerung oder gar nicht weiterveraufert
werden. Auch an einer Borse zugelassene Vermogensgegenstande
konnen abhéngig von der Marktlage, dem Volumen, dem Zeitrahmen
und den geplanten Kosten gegebenenfalls nicht oder nur mit hohen
Preisabschldgen verdullert werden. Obwohl fiir den Fonds nur Ver-
mogensgegenstinde erworben werden diirfen, die grundsétzlich je-
derzeit liquidiert werden konnen, kann nicht ausgeschlossen werden,
dass diese zeitweise oder dauerhaft nur mit Verlust verdufert werden
konnen.

c. Risiko durch Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds Kredite aufnehmen.
Kredite mit einer variablen Verzinsung konnen sich durch steigende
Zinssatze negativ auf das Fondsvermogen auswirken. Muss die Ge-
sellschaft einen Kredit zuriickzahlen und kann ihn nicht durch eine
Anschlussfinanzierung oder im Fonds vorhandene Liquiditdt aus-
gleichen, ist sie moglicherweise gezwungen, Vermogensgegenstande
vorzeitig oder zu schlechteren Konditionen als geplant zu verdufern.

d. Risiken durch vermehrte Ausgaben oder Riickgaben

Durch Kauf- und Verkaufsauftrage von Anlegern flieft dem Fonds
vermogen Liquiditdt zu bzw. aus dem Fondsvermégen Liquiditét ab.
Die Zu- und Abfliisse konnen nach Saldierung zu einem Nettozu-
oder -abfluss der liquiden Mittel des Fonds fiithren. Dieser Nettozu-
oder -abfluss kann den Fondsmanager veranlassen, Vermodgensge-
genstdnde zu kaufen oder zu verkaufen, wodurch Transaktionskosten
entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn durch die Zu- oder Abfliisse
eine von der Gesellschaft fiir den Fonds vorgesehene Quote liquider
Mittel iiber- bzw. unterschritten wird. Die hierdurch entstehenden
Transaktionskosten werden dem Fonds belastet und konnen die
Wertentwicklung des Fonds beeintrachtigen. Bei Zufliissen kann
sich eine erhohte Fondsliquiditdt belastend auf die Wertentwicklung
des Fonds auswirken, wenn die Gesellschaft die Mittel nicht oder
nicht zeitnah zu angemessenen Bedingungen anlegen kann.

Zur Steuerung von Liquiditdtsrisiken kann die Gesellschaft Verfah-
ren einsetzen, mit denen die durch Anteilausgaben und/oder Anteil-
riickgaben entstehenden Kosten (z. B. Transaktionskosten durch den
notwendigen Verkauf oder Kauf von Fondsvermégenswerten) verur-
sachergerecht auf die Neuanleger oder riickgebenden Anleger ver-
teilt werden und sich damit das Risiko vor einer Verwdasserung fiir
die im Fonds verbleibenden Anleger reduziert. Fiir die riickgebenden
Anleger besteht das Risiko, dass bei Anwendung dieser Verfahren
der Anteilwert um einen Faktor modifiziert wird. Fiir Neuanleger be-
steht ebenfalls das Risiko, dass bei Anwendung dieser Verfahren der
Anteilwert um einen Faktor modifiziert wird.

e. Risiko bei Feiertagen in bestimmten Regionen/Ldndern

Nach der Anlagestrategie konnen Investitionen fiir den Fonds in be-
stimmten Regionen/Léndern getdtigt werden. Aufgrund lokaler Fei-
ertage in diesen Regionen/Landern kann es zu Abweichungen zwi-
schen den Handelstagen an Borsen dieser Regionen/Lander und Be-
wertungstagen des Fonds kommen. Der Fonds kann moglicherweise
an einem Tag, der kein Bewertungstag ist, auf Marktentwicklungen
in den Regionen/Landern nicht am selben Tag reagieren oder an ei-

nem Bewertungstag, der kein Handelstag in diesen Regionen/Lédn-
dern ist, auf dem dortigen Markt nicht handeln. Hierdurch kann der
Fonds gehindert sein, Vermogensgegenstiande in der erforderlichen
Zeit zu veraufern. Dies kann die Fahigkeit des Fonds nachteilig be-
einflussen, Riickgabeverlangen oder sonstigen Zahlungsverpflich-
tungen nachzukommen.

4. Kontrahentenrisiko inklusive Kredit- und
Forderungsrisiko

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die sich fiir den Fonds
im Rahmen einer Geschéftsbeziehung mit einer anderen Partei (so-
genannte Gegenpartei) ergeben konnen. Dabei besteht das Risiko,
dass der Vertragspartner seinen vereinbarten Verpflichtungen nicht
mehr nachkommen kann. Dies kann die Wertentwicklung des Fonds
beeintrachtigen und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert
und das vom Anleger investierte Kapital auswirken.

a. Adressenausfallrisiko / Gegenpartei-Risiken (auf8er zentrale
Kontrahenten)

Durch den Ausfall eines Ausstellers (nachfolgend ,,Emittent®) oder
eines Vertragspartners (nachfolgend ,Kontrahent), gegen den der
Fonds Anspriiche hat, konnen fiir den Fonds Verluste entstehen. Das
Emittentenrisiko beschreibt die Auswirkung der besonderen Ent-
wicklungen des jeweiligen Emittenten, die neben den allgemeinen
Tendenzen der Kapitalméarkte auf den Kurs eines Wertpapiers ein-
wirken. Auch bei sorgféltiger Auswahl der Wertpapiere kann nicht
ausgeschlossen werden, dass Verluste durch Vermogensverfall von
Emittenten eintreten. Die Partei eines fiir Rechnung des Fonds ge-
schlossenen Vertrags kann teilweise oder vollstandig ausfallen (Kon-
trahentenrisiko). Dies gilt fiir alle Vertrdge, die fiir Rechnung des
Fonds geschlossen werden.

b. Risiko durch zentrale Kontrahenten

Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty — ,,CCP*) tritt als
zwischengeschaltete Institution in bestimmte Geschifte fiir den
Fonds ein, insbesondere in Geschifte iiber derivative Finanzinstru-
mente. In diesem Fall wird er als Kaufer gegeniiber dem Verkaufer
und als Verkdufer gegeniiber dem Kaufer titig. Ein CCP sichert sich
gegen das Risiko, dass seine Geschéftspartner die vereinbarten Leis-
tungen nicht erbringen konnen, durch eine Reihe von Schutzmecha-
nismen ab, die es ihm jederzeit ermdglichen, Verluste aus den einge-
gangenen Geschéften auszugleichen (z.B. durch Besicherungen). Es
kann trotz dieser Schutzmechanismen nicht ausgeschlossen werden,
dass ein CCP seinerseits iiberschuldet wird und ausfillt, wodurch
auch Anspriiche der Gesellschaft fiir den Fonds betroffen sein kon-
nen. Hierdurch kénnen Verluste fiir den Fonds entstehen.

5. Operationelle und sonstige Risiken des Fonds

Im Folgenden werden Risiken dargestellt, die sich beispielsweise
aus unzureichenden internen Prozessen sowie aus menschlichem
oder Systemversagen bei der Gesellschaft oder externen Dritten er-
geben konnen. Diese Risiken konnen die Wertentwicklung des
Fonds beeintrachtigen und sich damit auch nachteilig auf den Anteil-
wert und auf das vom Anleger investierte Kapital auswirken.

a. Risiken durch kriminelle Handlungen, Missstinde,
Naturkatastrophen oder andere duflere Ereignisse

Der Fonds kann Opfer von Betrug oder anderen kriminellen Hand-
lungen werden. Er kann Verluste durch Missverstdndnisse oder Feh-
ler von Mitarbeitern der Gesellschaft oder externer Dritter erleiden
oder durch &uRere Ereignisse wie z.B. Naturkatastrophen oder Pan-
demien geschadigt werden.

b. Linder- oder Transferrisiko

Es besteht das Risiko, dass ein auslandischer Schuldner trotz Zah-
lungsfahigkeit aufgrund fehlender Transferfahigkeit der Wahrung,
fehlender Transferbereitschaft seines Sitzlandes oder aus dhnlichen
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Griinden, Leistungen nicht fristgerecht, tiberhaupt nicht oder nur in
einer anderen Wahrung erbringen kann. So kénnen z.B. Zahlungen,
auf die die Gesellschaft fiir Rechnung des Fonds Anspruch hat, aus-
bleiben, in einer Wahrung erfolgen, die aufgrund von Devisenbe-
schrankungen nicht (mehr) konvertierbar ist, oder in einer anderen
Wihrung erfolgen. Zahlt der Schuldner in einer anderen Wéhrung,
so unterliegt diese Position dem oben dargestellten Wahrungsrisiko.

c. Rechtliche und politische Risiken

Fir den Fonds diirfen Investitionen in Rechtsordnungen gettigt
werden, in denen deutsches Recht keine Anwendung findet bzw. im
Fall von Rechtsstreitigkeiten der Gerichtsstand auerhalb Deutsch-
lands ist. Hieraus resultierende Rechte und Pflichten der Gesell-
schaft fiir Rechnung des Fonds konnen von denen in Deutschland
zum Nachteil des Fonds bzw. des Anlegers abweichen.

Politische oder rechtliche Entwicklungen einschlieRlich der Ande-
rungen von rechtlichen Rahmenbedingungen in diesen Rechtsord-
nungen kénnen von der Gesellschaft nicht oder zu spédt erkannt wer-
den oder zu Beschrdankungen hinsichtlich erwerbbarer oder bereits
erworbener Vermogensgegenstdnde fithren. Diese Folgen konnen
auch entstehen, wenn sich die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir
die Gesellschaft und/oder die Verwaltung des Fonds in Deutschland
dndern.

d. Anderung der steuerlichen Rahmenbedingungen, steuerliches
Risiko

Die Kurzangaben tiber steuerliche Vorschriften in diesem Verkaufs-
prospekt gehen von der derzeit bekannten Rechtslage aus. Sie rich-
ten sich an in Deutschland unbeschrinkt einkommensteuerpflichtige
oder unbeschrénkt korperschaftsteuerpflichtige Personen. Es kann
jedoch keine Gewéhr dafiir iibernommen werden, dass sich die steu-
erliche Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtsprechung oder Er-
lasse der Finanzverwaltung nicht dndert.

e. Schliisselpersonenrisiko

Féllt das Anlageergebnis des Fonds in einem bestimmten Zeitraum
sehr positiv aus, hdngt dieser Erfolg moglicherweise auch von der
Eignung der handelnden Personen und damit den richtigen Entschei-
dungen des Managements ab. Die personelle Zusammensetzung des
Fondsmanagements kann sich jedoch verdndern. Neue Entschei-
dungstrdger konnen dann moglicherweise weniger erfolgreich agie-
ren.

f. Verwahrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermégensgegenstdnden insbesondere im
Ausland ist ein Verlustrisiko verbunden, das aus Insolvenz oder
Sorgfaltspflichtverletzungen des Verwahrers bzw. hoherer Gewalt re-
sultieren kann.

g. Risiken aus Handels- und Clearingmechanismen
(Abwicklungsrisiko)

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschéften besteht das Risiko,
dass eine der Vertragsparteien verzogert oder nicht vereinbarungsge-
maR zahlt oder die Wertpapiere nicht fristgerecht liefert. Dieses Ab-
wicklungsrisiko besteht entsprechend auch beim Handel mit anderen
Vermogensgegenstdnden fiir den Fonds.

X. Erlduterung des Risikoprofils des Fonds
Neben den vorstehenden dargestellten besonderen Risiken wird die
Wertentwicklung des Fonds des Weiteren durch die folgenden Risi-

ken beeinflusst:

Aktienrisiko: Aktien unterliegen erfahrungsgemdl starken Kurs-
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schwankungen und somit auch dem Risiko von Kursriickgéngen.

Wihrungsrisiko: Vermogenswerte des Fonds konnen in einer ande-
ren Wahrung als der Fondswéahrung angelegt sein. Der Fonds erhalt
die Ertrdge, Riickzahlungen und Erlose aus solchen Anlagen in der
anderen Wahrung. Féllt der Wert dieser Wahrung gegeniiber der
Fondswahrung, so reduziert sich der Wert solcher Anlagen und so-
mit auch der Wert des Fondsvermdogens.

Zielfondsrisiko: Der Fonds legt in Zielfonds an, um bestimmte
Markte, Regionen oder Themen abzubilden. Die Wertentwicklung
einzelner Zielfonds kann hinter der Entwicklung des jeweiligen
Marktes zuriickbleiben. Da die Manager der einzelnen Zielfonds
voneinander unabhingig handeln, kann es aber auch vorkommen,
dass mehrere Zielfonds gleiche oder einander entgegengesetzte An-
lagestrategien verfolgen.

Adressenausfallrisiko: Durch den Ausfall eines Ausstellers oder ei-
nes Vertragspartners, gegen den der Fonds Anspriiche hat, konnen
fiir den Fonds Verluste entstehen. Auch bei sorgfaltiger Auswahl der
Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch
Vermogensverfall eines Ausstellers oder Vertragspartners eintreten.
Die Partei eines fiir Rechnung des Fonds geschlossenen Vertrags
kann teilweise oder vollstandig ausfallen. Dies gilt fiir alle Vertrage,
die fiir Rechnung des Fonds geschlossen werden.

Liquiditdtsrisiko: Der Fonds kann einen Teil seines Vermdgens in
Papieren anlegen, die nicht an einer Borse oder einem dhnlichen
Markt gehandelt werden. Es kann schwierig werden, kurzfristig ei-
nen Kéufer fiir diese Papiere zu finden. Dadurch kann das Risiko ei-
ner Aussetzung der Anteilriicknahme steigen.

In Bezug auf weitere potenzielle Risiken, die sich fiir den Fonds im
Rahmen der Anlagegrundsédtze ergeben konnen, wird auf den Ab-
schnitt ,,Risikohinweise* verwiesen.

XI. Profil des typischen Anlegers

Die Vermogensanlage sollte immer zu den ganz persénlichen Zielen,
der Anlagementalitdt und der jeweiligen Lebenssituation des Anle-
gers passen. Je kurzfristiger der Anleger Geld benétigt, desto eher
sollte er eine konservative Anlagestrategie wahlen. Je langfristiger er
plant, desto eher kann er von risikobewussten und chancenorientier-
ten Anlagestrategien profitieren.

Der FutureVest Equity Sustainable Development Goals richtet sich
an Anleger mit Basiskenntnissen und/oder Erfahrungen mit Finanz-
produkten, die das Ziel der Vermogensbildung bzw. Vermodgensopti-
mierung verfolgen und langfristig investieren wollen. Verluste kon-
nen nicht ausgeschlossen werden. Der potenzielle Anleger sollte in
der Lage sein, Verluste bis zur Hohe des eingesetzten Kapitals zu
tragen. Der Gesamtrisikoindikator hilft Thnen, das mit diesem Pro-
dukt verbundene Risiko im Vergleich zu anderen Produkten einzu-
schétzen. Er zeigt, wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass Sie bei
diesem Produkt Geld verlieren, weil sich die Mirkte in einer be-
stimmten Weise entwickeln oder wir nicht in der Lage sind, Sie aus-
zubezahlen. Wir haben dieses Produkt auf einer Skala von 1 bis 7 in
die Risikoklasse 4 eingestuft, wobei 4 einer mittleren Risikoklasse
entspricht. Der Gesamtrisikoindikator wird fiir jede Anteilklasse ge-
sondert errechnet. In Ausnahmeféllen konnen einzelne Anteilklassen
einen geringeren Gesamtrisikoindikator aufweisen; an dieser Stelle
wird der jeweils hochste Gesamtrisikoindikator ausgewiesen. Nahe-
res kann der Rubrik ,, Anteilklassen im Uberblick® entnommen wer-
den.

Die Einschétzung der Gesellschaft stellt keine Anlageberatung dar,
sondern soll dem Anleger einen ersten Anhaltspunkt geben, ob der
Fonds seiner Anlageerfahrung, seiner Risikoneigung und seinem
Anlagehorizont entspricht.
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XII. Anlageziele, -strategie, -grundsitze und
-grenzen

1. Anlageziel und -strategie

Der Erwerb von Derivaten fiir das Sondervermdgen ist abweichend
von § 9 der AABen nicht zulassig.

Mindestens 80 Prozent des Fondsvermégens werden in Aktien ange-
legt, die anhand o6kologischer und sozialer Aspekte sowie den
Grundsétzen guter Unternehmensfithrung ausgewédhlt werden. Es
wird in Emittenten investiert, die einerseits nicht iiber festgelegte
Umsatzschwellen hinweg in bestimmten kontroversen Geschéftsfel-
dern tdtig sind und die andererseits zur Erreichung von einem oder
mehreren der so genannten Sustainable Development Goals (UN-
Ziele fiir Nachhaltige Entwicklung, SDG) der Vereinten Nationen
beitragen. Bei der Auswahl der Emittenten und Wertpapiere wird ein
Screening-Verfahren angewandt. Die zu berticksichtigenden Markt-
segmente sind dabei insbesondere Gesundheit, erneuerbare und elek-
trische Energien, Schienen-, Wasser- und Telekommunikationsinfra-
struktur, Recycling, Umwelttechnik sowie Aus- und Fortbildung. Es
werden nur Unternehmen selektiert, die iiberwiegend in den Ziel-
marktsegmenten aktiv sind. Der Fonds hélt die Ausschlusskriterien
der Paris Aligned Benchmark ein. Ferner werden Unternehmen, die
Alkohol, produzieren oder ihren Umsatz aus Gliicksspiel erwirt-
schaften, ausgeschlossen. Der Fonds verfolgt einen strengen ESG-
Ansatz (Environmental, Social, Governance). Es werden nur solche
Unternehmen berticksichtigt, die ein tiberdurchschnittliches ESG-
Scoring aufweisen. Der Fonds tatigt mehr als 50 Prozent nachhaltige
Investitionen im Sinne der Offenlegungsverordnung (Art. 2, Abs. 17
SFDR).

Ziel der Anlagepolitik des Fondsmanagements dieses Sondervermo-
gens ist die Vermogensbildung bzw. Vermogensoptimierung.

Hierzu werden je nach Einschdtzung der Wirtschafts- und Kapital-
marktlage und der Borsenaussichten im Rahmen der Anlagepolitik
die nach dem KAGB und den Anlagebedingungen zugelassenen Ver-
mogensgegenstdnde erworben und verdufert. Zuldssige Vermogens-
gegenstdnde sind Wertpapiere (z.B. Aktien, Anleihen, Genussschei-
ne und Zertifikate), Geldmarktinstrumente, Bankguthaben, Invest-
mentanteile und Sonstige Anlageinstrumente. Derivate diirfen nicht
erworben werden.

Die Anlagestrategie des Fonds kann sich innerhalb der vertrag-
lich und gesetzlich zuléssigen Grenzen jederzeit dndern. Es kann
keine Zusicherung gegeben werden, dass die Ziele der Anlagepo-
litik tatsdchlich erreicht werden.

Die mit der Anlagepolitik verbundenen Risiken sind im Abschnitt
"Risikohinweise - Erlduterung des Risikoprofils des Fonds" erldu-
tert.

Der Fonds wird aktiv gemanagt und hat keine Benchmark.

Das Fondsmanagement des Sondervermégens bildet im Rahmen
der Anlageentscheidung keinen Index oder Referenzwert nach.
Die Anlageentscheidungen erfolgen im Rahmen eines aktiven
Managements. Dabei erfolgt die Auswahl der Vermogensgegen-
stinde durch den Portfoliomanager zur Verwirklichung der zu-
vor dargestellten Anlageziele und strategie.

2. Investmentprozess

Die Monega hat ihre Investmentprozesse entsprechend ihrem Ver-
standnis von Verantwortlichem Investieren ausgestaltet. Sie handelt
im Umgang mit 6kologischen, sozialen Belangen und Belangen der
guten Unternehmensfiihrung ausschlieflich im Interesse der Anleger
und setzt auf freien Wettbewerb, Handlungsfreiheit innerhalb gesetz-
licher Vorgaben und Transparenz.

a. Spezielle Risikohinweise

Die Monega kombiniert die klassische Finanzanalyse mit der Nach-
haltigkeitsanalyse und bezieht im Rahmen ihres Investmentprozesses
(Sorgfaltspriifungsverfahren) sowohl alle relevanten finanziellen Ri-
siken als auch Nachhaltigkeitsrisiken mit ein.

b. Relevante finanzielle Risiken
Zu den relevanten finanziellen Risiken zdhlen insbesondere das

» Marktpreisrisiko: Das Risiko finanzieller Verluste auf Grund der
eingetretenen Anderung von Marktpreisen wie Zinsen oder Wech-
selkursen. Das Marktrisiko bezieht sich auf die Kursrisiken von
Preisschwankungen des Wertpapiers.

» Adressausfallrisiko (Kreditrisiko): Das Risiko finanzieller Verlus-
te durch den Ausfall (Insolvenz) eines Emittenten und damit ein-
hergehend einer Zahlungsunfahigkeit.

+ Liquiditatsrisiko: Das Risiko, Geschéfte wegen nicht ausreichen-
der Marktliquiditit nur zu ungiinstigen Bedingungen oder gar
nicht abschliefen zu koénnen und dadurch Verluste zu erleiden
(Marktliquiditatsrisiko).

Diese relevanten finanziellen Risiken sowie weitere finanzielle Risi-
ken werden im Rahmen der traditionellen Wertpapieranalyse, die
Teil des Investmenprozesses ist, vor der Anlageentscheidung ge-
priift. Die Priifung erfolgt anhand von Bilanzkennzahlen, Kennzah-
len der Gewinn- und Verlustrechnung oder fundamentaler Bilanz-
und Unternehmensanalyse.

c. Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken durch Monega

Als Nachhaltigkeitsrisiko wird ein Ereignis oder eine Bedingung im
Bereich Umwelt, Soziales oder Unternehmensfiihrung bezeichnet,
dessen beziehungsweise deren Eintreten wesentlich bzw. erheblich
negative Auswirkungen auf den Wert der Investition haben konnte.

Im Rahmen der Monega Nachhaltigkeitsanalyse wird tiberpriift, in-
wieweit Investitionen negative Auswirkungen auf Nachhaltigkeits-
faktoren aus den Bereichen Umwelt, Soziales und Unternehmens-
fiihrung haben konnen, unabhdngig davon, ob diese als nachhaltig
ausgewiesen und vertrieben werden. Die Ergebnisse, welche die
okologische und soziale Leistung eines Wertpapieremittenten sowie
dessen Corporate Governance (sogenannte ESGKTriterien fiir die ent-
sprechende englische Bezeichnung Environmental, Social und Go-
vernance) umfassen, werden systematisch im gesamten Investment-
prozess berticksichtigt und dokumentiert.

Monega nutzt zu diesem Zwecke die Dienstleistungen eines etablier-
ten ESG -Rating bzw. -Datenanbieters. Auf Basis des gesamten Ana-
lyseuniversum des ESG-Datenanbieters wird anhand der oben ge-
nannten Kriterien eine Liste erstellt und im Risikomanagementsys-
tem fiir samtliche Vermogensgegenstande der Monega-Fonds imple-
mentiert, anhand derer eine Uberpriifung simtlicher gehaltener Ver-
mogensgegenstande stattfindet. Die Priifung erfolgt grundsétzlich
auf Basis des unmittelbaren Emittenten, ausgedriickt durch die ISIN
des Wertpapiers. Ggf. kann auch noch eine Bewertung auf Basis des
Mutterunternehmens hinzugezogen werden. Ergebnis dieses Prozes-
ses ist eine Klassifizierung der Vermogensgegenstinde, welche auf
monatlicher Basis aktualisiert wird und die eine Bewertung zur Er-
werbbarkeit unter ESG-Gesichtspunkten als ,,gegeben” oder ,nicht
gegeben“ ausgibt und die dem Fonds- sowie Risikomanagement so-
dann zur Kenntnis gebracht wird. Sofern Emittenten aufgrund dieser
Uberwachung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltig-
keitsfaktoren aufweisen, kénnen sie im Einzelfall weiteren Untersu-
chungen unterzogen und die Ergebnisse bei Bedarf zur weiteren Ent-
scheidungsfindung an das Markt- und Produktrisikokomitee tiber-
mittelt werden. Das Spektrum moglicher MaBnahmen umfasst Fol-
gende:

- ,Investierbar (keine Manahmen erforderlich)“,
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- ,,Beobachtung (Dialog mit dem Emittenten und weitere Uberwa-
chung) oder

- ,Ausschluss“ (Emittent wird als ungeeignet kategorisiert und der
»Restricted List“ zugefiigt).

Um Nachhaltigkeitsrisiken zu verringern, sucht das Fondsmanage-
ment zudem den konstruktiven Dialog mit den Emittenten, u.a.
durch Stimmrechtsausiibung bei Hauptversammlungen, mit dem
Ziel, eine verantwortungsvolle Fiihrung, einen Werterhalt und eine
Wertsteigerung der Unternehmen zu fordern, welche insoweit auch
den Einfluss auf Emittenten in Bezug auf die Verhinderung und Ver-
ringerung von negativen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren
im vorgenannten Sinne umfasst.

Nachhaltigkeitsrisiken werden bei der Investitionsentscheidung auf
die Einhaltung der jeweils fondsspezifisch relevanten Kriterien hin
tiberpriift und auch fiir den Bestand fortlaufend kontrolliert. Inwie-
weit die Bewertungsergebnisse dieses Prozesses im Rahmen der
fondsspezifischen Anlagestrategie zur Einschrankung des Anlage-
universums fiihren konnen, ist den Besonderen Anlagebedingungen
des Fonds zu entnehmen.

Weitere Informationen zum Einbezug von Nachhaltigkeitsrisiken in
die Investmentprozesse der Gesellschaft einschlieflich der Aspekte
der Organisation, u.a. wie die wichtigsten nachteiligen Auswirkun-
gen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren -
Principal Adverse Impact (PAI) offengelegt werden, wie Monega im
Interesse ihrer Anleger den Dialog mit Portfoliounternehmen fiihrt
oder mit anderen Anlegern der Portfoliounternehmen im gesetzlich
zuldssigen Umfang kooperiert, um eine verantwortungsvolle Fiih-
rung, einen Werterhalt und eine Wertsteigerung des Portfoliounter-
nehmens zu fordern, sowie zum Risikomanagement und der Unter-
nehmensfiihrung solcher Prozesse, konnen Sie dem Internet unter
www.monega.de/Nachhaltigkeit entnehmen. Naheres zu den Aus-
wirkungen der relevanten Risiken entnehmen Sie dem Verkaufspro-
spekt unter der Rubrik ,,Risikohinweise®.

d. Hinweise und Angaben zur EU-Taxonomie-Verordnung und zur
EU-Offenlegungsverordnung

Es handelt sich um einen Fonds gemdlR Artikel 9 der Verordnung
(EU) 2019/2088 ("Offenlegungsverordnung"), der iiberwiegend in
Vermogensgegenstande investiert, die unter nachhaltigen Gesichts-
punkten im Sinne des Artikels 2 Nummer 17 der Offenlegungsver-
ordnung ausgewdhlt wurden.

Zudem strebt der Fonds Investitionen in 6kologisch nachhaltige
Wirtschaftsaktivitdten von mindestens 5 Prozent zu den Umweltzie-
len Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel im Sinne der
Verordnung (EU) 2020/852 ("Taxonomieverordnung') an, soweit fiir
diese Investitionen Daten in ausreichendem Mafe verfiigbar sind.

Der prozentuale Anteil der Investitionen in 6kologisch nachhaltige
Wirtschaftstadtigkeiten, die mit der Taxonomie-Verordnung in Ein-
klang stehen, wird anhand von jeweils aktuell verfiigbaren Informa-
tionen, entweder direkt von den Beteiligungsunternehmen oder von
Drittanbietern, eingeholt und anhand dessen plausibilisiert.

Informationen tiber die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen der
dem Fonds zugrunde liegenden Investitionen auf Nachhaltigkeitsfak-
toren im Sinne der Offenlegungsverordnung sind zudem in den re-
gelméRigen Jahresberichten verfiigbar.

Weitergehende Informationen iiber die 6kologischen oder sozia-
len Merkmale, sowie zu den nachhaltigen Investitionen, finden
Sie im ,,Anhang zur Offenlegungs- und Taxonomieverordnung®
am Ende dieses Verkaufsprospektes.

3. Vermoégensgegenstinde

Die Gesellschaft kann fiir Rechnung des Fonds folgende Vermo-
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gensgegenstande erwerben:

* Wertpapiere gemall § 193 KAGB

* Geldmarktinstrumente gemél § 194 KAGB

+ Bankguthaben gemadf3 § 195 KAGB

* Investmentanteile gemaR § 196 KAGB

+ Sonstige Anlageinstrumente gemal § 198 KAGB

Die Gesellschaft darf diese Vermogensgegenstinde innerhalb der
Anlagegrenzen erwerben. Einzelheiten zu diesen Vermogensgegen-
standen und den hierfiir geltenden Anlagegrenzen sind nachfolgend
dargestellt.

a. Wertpapiere

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds Wertpapiere in- und
ausldndischer Emittenten erwerben,

1. wenn sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europdischen
Union (,,EU“) oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
iber den Europdischen Wirtschaftsraum (, EWR*) zum Handel zuge-
lassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

2. wenn sie ausschlieflich an einer Borse auferhalb der Mitglied-
staaten der EU oder auBerhalb der anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens iiber den EWR zum Handel zugelassen oder in einem die-
ser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in
diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieser Borse oder
dieses organisierten Marktes zugelassen hat.

Wertpapiere aus Neuemissionen diirfen erworben werden, wenn
nach ihren Ausgabebedingungen die Zulassung an oder Einbezie-
hung in eine der unter 1. und 2. genannten Borsen oder organisierten
Mirkte beantragt werden muss, und die Zulassung oder Einbezie-
hung innerhalb eines Jahres nach Ausgabe erfolgt.

Als Wertpapiere in diesem Sinne gelten auch

» Anteile an geschlossenen Investmentvermogen in Vertragsoder
Gesellschaftsform, die einer Kontrolle durch die Anteilseigner
unterliegen (sog. Unternehmenskontrolle), d.h. die Anteilseigner
miissen Stimmrechte in Bezug auf wesentliche Entscheidungen
haben, sowie das Recht die Anlagepolitik mittels angemessener
Mechanismen zu kontrollieren. Das Investmentvermdgen muss
zudem von einem Rechtstrdger verwaltet werden, der den Vor-
schriften fiir den Anlegerschutz unterliegt, es sei denn das Invest-
mentvermogen ist in Gesellschaftsform aufgelegt und die Tétig-
keit der Vermogensverwaltung wird nicht von einem anderen
Rechtstrager wahrgenommen.

 Finanzinstrumente, die durch andere Vermogenswerte besichert
oder an die Entwicklung anderer Vermogenswerte gekoppelt sind.
Soweit in solche Finanzinstrumente Komponenten von Derivaten
eingebettet sind, gelten weitere Anforderungen, damit die Gesell-
schaft diese als Wertpapiere erwerben darf.

Die Wertpapiere diirfen nur unter folgenden Voraussetzungen erwor-
ben werden:

» Der potentielle Verlust, der dem Fonds entstehen kann, darf den
Kaufpreis des Wertpapiers nicht iibersteigen. Eine Nachschuss-
pflicht darf nicht bestehen.

+ Eine mangelnde Liquiditdt des vom Fonds erworbenen Wertpa-
piers darf nicht dazu fiihren, dass der Fonds den gesetzlichen Vor-
gaben iiber die Riicknahme von Anteilen nicht mehr nachkom-
men kann. Dies gilt unter Beriicksichtigung der gesetzlichen
Moglichkeit, in besonderen Féllen die Anteilriicknahme aussetzen
zu konnen (vgl. den Abschnitt ,,Anteile — Ausgabe und Riicknah-
me von Anteilen sowie — Beschrdnkung der Anteilriicknahme
bzw. — Aussetzung der Anteilriicknahme®).

+ Eine verldssliche Bewertung des Wertpapiers durch exakte, ver-
lassliche und géngige Preise muss verfiigbar sein; diese miissen
entweder Marktpreise sein oder von einem Bewertungssystem ge-
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stellt worden sein, das von dem Emittenten des Wertpapiers unab-
héngig ist.

+ Uber das Wertpapier miissen angemessene Informationen verfiig-
bar sein, in Form von regelmdfigen, exakten und umfassenden
Informationen des Marktes {iber das Wertpapier oder ein gegebe-
nenfalls dazugehoériges, d.h. in dem Wertpapier verbrieftes Portfo-
lio.

» Das Wertpapier ist handelbar.

» Der Erwerb des Wertpapiers steht im Einklang mit den Anlage-
zielen bzw. der Anlagestrategie des Fonds.

» Die Risiken des Wertpapiers werden durch das Risikomanage-
ment des Fonds in angemessener Weise erfasst.

Wertpapiere diirfen zudem in folgender Form erworben werden:

» Aktien, die dem Fonds bei einer Kapitalerhohung aus Gesell-
schaftsmitteln zustehen.

* Wertpapiere, die in Ausiibung von zum Fonds gehorenden Be-
zugsrechten erworben werden. Als Wertpapiere in diesem Sinn
diirfen fiir den Fonds auch Bezugsrechte erworben werden, sofern
sich die Wertpapiere, aus denen die Bezugsrechte herriihren, im
Fonds befinden konnen.

b. Geldmarktinstrumente

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds in Geldmarktinstru-
mente investieren, die iiblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt
werden, sowie in verzinsliche Wertpapiere, die alternativ

» zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fiir den Fonds eine Laufzeit oder
Restlaufzeit von hochstens 397 Tagen haben.

+ zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fiir den Fonds eine Laufzeit oder
Restlaufzeit haben, die langer als 397 Tage ist, deren Verzinsung
aber nach den Emissionsbedingungen regelmafig, mindestens
einmal in 397 Tagen marktgerecht angepasst werden muss.

+ deren Risikoprofil dem Risikoprofil von Wertpapieren entspricht,
die das Kriterium der Restlaufzeit oder das der Zinsanpassung er-
fiillen.

Fir den Fonds diirfen Geldmarktinstrumente erworben werden,
wenn sie

1. an einer Borse in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens {iber den EWR zum
Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem an-
deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezo-
gen sind,

2. ausschlieflich an einer Borse auferhalb der Mitgliedstaaten
der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
iiber den EWR zum Handel zugelassen oder in einem dieser
Staaten an einem organisierten Markt zugelassen oder in die-
sen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieser Borse
oder dieses Marktes zugelassen hat,

3. von der EU, dem Bund, einem Sondervermogen des Bundes,
einem Land, einem anderen Mitgliedstaat oder einer anderen
zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Gebietskorper-
schaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaats der EU, der
Europédischen Zentralbank oder der Europdischen Investiti-
onsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat
ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer in-
ternationalen offentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindes-
tens ein Mitgliedstaat der EU angehort, begeben oder garan-
tiert werden,

4. von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapie-
re auf den unter den Nummern 1 und 2 bezeichneten Mark-
ten gehandelt werden,

5. von einem Kreditinstitut begeben oder garantiert werden, das
nach dem Recht der EU festgelegten Kriterien einer Aufsicht
unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbe-

stimmungen, die nach Auffassung der BaFin denjenigen des
Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, unterliegt und diese
einhdlt, oder

6. von anderen Emittenten begeben werden und es sich bei dem
jeweiligen Emittenten

a. um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von min-
destens 10 Millionen Euro handelt, das seinen Jahresab-
schluss nach der Européischen Richtlinie iiber den Jah-
resabschluss von Kapitalgesellschaften erstellt und ver-
offentlicht, oder

b. um einen Rechtstrdger handelt, der innerhalb einer eine
oder mehrere borsennotierte Gesellschaften umfassenden
Unternehmensgruppe fiir die Finanzierung dieser Gruppe
zustandig ist, oder

c. um einen Rechtstrager handelt, der Geldmarktinstrumen-
te emittiert, die durch Verbindlichkeiten unterlegt sind,
durch Nutzung einer von einer Bank eingerdaumten Kre-
ditlinie. Dies sind Produkte, bei denen Kreditforderun-
gen von Banken in Wertpapieren verbrieft werden (soge-
nannte Asset Backed Securities).

Samtliche genannten Geldmarktinstrumente diirfen nur erworben
werden, wenn sie liquide sind und sich ihr Wert jederzeit genau be-
stimmten ldsst. Liquide sind Geldmarktinstrumente, die sich inner-
halb hinreichend kurzer Zeit mit begrenzten Kosten verdufern las-
sen. Hierbei ist die Verpflichtung der Gesellschaft zu beriicksichti-
gen, Anteile am Fonds auf Verlangen der Anleger zuriickzunehmen
und hierfiir in der Lage zu sein, solche Geldmarktinstrumente ent-
sprechend kurzfristig verdufern zu kénnen. Fiir die Geldmarktinstru-
mente muss zudem ein exaktes und verlédssliches Bewertungssystem
existieren, das die Ermittlung des Nettobestandswerts des Geld-
marktinstruments ermoglicht und auf Marktdaten basiert oder Be-
wertungsmodellen (einschlieflich Systemen, die auf fortgefiihrten
Anschaffungskosten beruhen). Das Merkmal der Liquiditdt gilt fiir
Geldmarktinstrumente als erfiillt, wenn diese an einem organisierten
Markt innerhalb des EWR zugelassen oder in diesen einbezogen
sind oder an einem organisierten Markt auferhalb des EWR zugelas-
sen oder in diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieses
Marktes zugelassen hat. Dies gilt nicht, wenn der Gesellschaft Hin-
weise vorliegen, die gegen die hinreichende Liquiditdt der Geld-
marktinstrumente sprechen.

Fiir Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Borse notiert oder an
einem geregelten Markt zum Handel zugelassen sind (siehe oben un-
ter Nr. 3 bis 6), muss zudem die Emission oder der Emittent dieser
Instrumente Vorschriften iiber den Einlagen- und Anlegerschutz un-
terliegen. So miissen fiir diese Geldmarktinstrumente angemessene
Informationen vorliegen, die eine angemessene Bewertung der mit
den Instrumenten verbundenen Kreditrisiken erméglichen und die
Geldmarktinstrumente miissen frei tibertragbar sein. Die Kreditrisi-
ken konnen etwa durch eine Kreditwiirdigkeitspriifung einer Rating-
Agentur bewertet werden.

Fiir diese Geldmarktinstrumente gelten weiterhin die folgenden An-
forderungen, es sei denn, sie sind von der Europdischen Zentralbank
oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der EU begeben oder ga-
rantiert worden:

* Werden sie von folgenden (oben unter Nr. 3 genannten) Einrich-

tungen begeben oder garantiert

o der EU,

o dem Bund,

o einem Sondervermogen des Bundes,

o einem Land,

o einem anderen Mitgliedstaat,

o einer anderen zentralstaatlichen Gebietskorperschaft,

o der Europdischen Investitionsbank,

o einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem
Gliedstaat dieses Bundesstaates,

o einer internationalen offentlich-rechtlichen Einrichtung, der
mindestens ein Mitgliedstaat der EU angehort,
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miissen angemessene Informationen iiber die Emission bzw. das
Emissionsprogramm oder iiber die rechtliche und finanzielle Si-
tuation des Emittenten vor der Emission des Geldmarktinstru-
ments vorliegen.

Werden sie von einem im EWR beaufsichtigten Kreditinstitut be-
geben oder garantiert (s.o. unter Nr. 5), so miissen angemessene
Informationen iiber die Emission bzw. das Emissionsprogramm
oder tiber die rechtliche und finanzielle Situation des Emittenten
vor der Emission des Geldmarktinstruments vorliegen, die in re-
gelmaRigen Abstinden und bei signifikanten Begebenheiten ak-
tualisiert werden. Zudem miissen iiber die Emission bzw. das

Emissionsprogramm Daten (z.B. Statistiken) vorliegen, die eine

angemessene Bewertung der mit der Anlage verbundenen Kredit-

risiken ermoglichen.

Werden sie von einem Kreditinstitut begeben, das auRerhalb des

EWR Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach Ansicht der

BaFin den Anforderungen innerhalb des EWR an ein Kreditinsti-

tut gleichwertig sind, so ist eine der folgenden Voraussetzungen

zu erfiillen:

o Das Kreditinstitut unterhélt einen Sitz in einem zur sogenann-
ten Zehnergruppe (Zusammenschluss der wichtigsten fiihren-
den Industrieldnder — G10) gehorenden Mitgliedstaat der Orga-
nisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(nachfolgend ,,OECD*).

o Das Kreditinstitut verfiigt mindestens iiber ein Rating mit einer
Benotung, die als sogenanntes ,,Investment-Grade“ qualifiziert.
Als ,Investment-Grade“ bezeichnet man eine Benotung mit
»,BBB“ bzw. ,Baa“ oder besser im Rahmen der Kreditwiirdig-
keitspriifung durch eine Rating-Agentur.

o Mittels einer eingehenden Analyse des Emittenten kann nach-
gewiesen werden, dass die fiir das Kreditinstitut geltenden
Aufsichtsbestimmungen mindestens so streng sind wie die des
Rechts der EU.

Fiir die iibrigen Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Borse

notiert oder einem geregelten Markt zum Handel zugelassen sind

(siehe oben unter Nr. 4 und 6 sowie die iibrigen unter Nr. 3 ge-

nannten), miissen angemessene Informationen iiber die Emission

bzw. das Emissionsprogramm sowie iiber die rechtliche und fi-
nanzielle Situation des Emittenten vor der Emission des Geld-
marktinstruments vorliegen, die in regelmédRigen Abstdnden und
bei signifikanten Begebenheiten aktualisiert und durch qualifi-
zierte, vom Emittenten weisungsunabhéngige Dritte gepriift wer-
den. Zudem miissen iiber die Emission bzw. das Emissionspro-
gramm Daten (z.B. Statistiken) vorliegen, die eine angemessene

Bewertung der mit der Anlage verbundenen Kreditrisiken ermog-

lichen.

c. Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds nur Bankguthaben
halten, die eine Laufzeit von hochstens zwolf Monaten haben. Diese
Guthaben sind auf Sperrkonten bei Kreditinstituten mit Sitz in einem
Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens iiber den EWR zu fiihren. Sie konnen auch bei Kreditinsti-
tuten mit Sitz in einem Drittstaat unterhalten werden, dessen Auf-

sic
Re

htsbestimmungen nach Auffassung der BaFin denjenigen des
chts der EU gleichwertig sind.

d. Sonstige Vermégensgegenstinde und deren Anlagegrenzen

Bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds darf die Gesellschaft insge-
samt in folgende sonstige Vermogensgegenstdnde anlegen:
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Wertpapiere, die nicht zum Handel an einer Borse zugelassen
oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in
diesen einbezogen sind, jedoch grundsétzlich die Kriterien fiir
Wertpapiere erfiillen. Abweichend von den gehandelten bzw. zu-
gelassenen Wertpapieren muss die verldssliche Bewertung fiir
diese Wertpapiere in Form einer in regelmafigen Abstinden
durchgefiihrten Bewertung verfiigbar sein, die aus Informationen
des Emittenten oder aus einer kompetenten Finanzanalyse abge-

leitet wird. Angemessene Information iiber das nicht zugelassene
bzw. nicht einbezogene Wertpapier oder gegebenenfalls das zuge-
horige, d.h. in dem Wertpapier verbriefte Portfolio muss in Form
einer regelméRigen und exakten Information fiir den Fonds ver-
fiigbar sein.
Geldmarktinstrumente von Emittenten, die nicht den oben ge-
nannten Anforderungen geniigen, wenn sie liquide sind und sich
ihr Wert jederzeit genau bestimmten ldsst. Liquide sind Geld-
marktinstrumente, die sich innerhalb hinreichend kurzer Zeit mit
begrenzten Kosten verduBern lassen. Hierbei ist die Verpflichtung
der Gesellschaft zu berticksichtigen, Anteile am Fonds auf Ver-
langen der Anleger zuriickzunehmen und hierfiir in der Lage zu
sein, solche Geldmarktinstrumente entsprechend kurzfristig ver-
duBern zu konnen. Fiir die Geldmarktinstrumente muss zudem ein
exaktes und verldssliches Bewertungssystem existieren, das die
Ermittlung des Nettobestandswerts des Geldmarktinstruments er-
moglicht und auf Marktdaten basiert oder auf Bewertungsmodel-
len (einschlieBlich Systeme, die auf fortgefiihrten Anschaffungs
kosten beruhen). Das Merkmal der Liquiditat gilt fir Geldmarkt-
instrumente erfiillt, wenn diese an einem organisierten Markt in-
nerhalb des EWR zugelassen oder in diesen einbezogen sind oder
an einem organisierten Markt aulerhalb des EWR zugelassen
oder in diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieses
Marktes zugelassen hat.
o Aktien aus Neuemissionen, wenn nach deren Ausgabebedin-
gungen
o deren Zulassung an einer Borse in einem Mitgliedstaat der EU
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tiber den
EWR zum Handel oder deren Zulassung an einem organisier-
ten Markt oder deren Einbeziehung in diesen in einem Mit-
gliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens tiber den EWR zu beantragen ist, oder
o deren Zulassung an einer Borse zum Handel oder deren Zulas-
sung an einem organisierten Markt oder die Einbeziehung in
diesen auferhalb der Mitgliedstaaten der EU oder auferhalb
der anderen Vertragsstaaten des Abkommens iiber den EWR
zu beantragen ist, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses or-
ganisierten Marktes von der BaFin zugelassen ist, sofern die
Zulassung oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres nach der
Ausgabe erfolgt.
o Schuldscheindarlehen, die nach dem Erwerb fiir den Fonds
mindestens zweimal abgetreten werden kénnen und von einer
der folgenden Einrichtungen gewéhrt wurden:

1. dem Bund, einem Sondervermdgen des Bundes, einem Land,
der EU oder einem Mitgliedstaat der OECD,

2. einer anderen inldndischen Gebietskorperschaft oder einer
Regionalregierung oder ortlichen Gebietskorperschaft eines
anderen Mitgliedstaats der EU oder eines anderen Vertrags-
staats des Abkommens iiber den EWR, sofern die Forderung
nach der Verordnung iiber Aufsichtsanforderungen an Kre-
ditinstitute und Wertpapierfirmen in derselben Weise behan-
delt werden kann wie eine Forderung an den Zentralstaat, auf
dessen Hoheitsgebiet die Regionalregierung oder die Ge-
bietskorperschaft ansdssig ist,

3. sonstigen Korperschaften oder Anstalten des offentlichen
Rechts mit Sitz im Inland oder in einem anderen Mitglied-
staat der EU oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens iiber den EWR,

4. Unternehmen, die Wertpapiere ausgegeben haben, die an ei-
nem organisierten Markt innerhalb des EWR zum Handel
zugelassen sind oder die an einem sonstigen geregelten
Markt, der die wesentlichen Anforderungen an geregelte
Maérkte im Sinne der Richtlinie {iber Markte fiir Finanzin-
strumente in der jeweils geltenden Fassung erfiillt, zum Han-
del zugelassen sind, oder
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5. anderen Schuldnern, sofern eine der in Buchstabe a) bis c)
bezeichneten Stellen die Gewdhrleistung fiir die Verzinsung
und Riickzahlung tibernommen hat.

e. Anlagegrenzen fiir Wertpapiere und Geldmarktinstrumente auch
unter Einsatz von Derivaten sowie Bankguthaben

Mindestens 75 Prozent des Aktivvermdgens (die Hohe des Aktivver-
mogens bestimmt sich nach dem Wert der Vermogensgegenstande
des Investmentfonds ohne Berticksichtigung von Verbindlichkeiten)
des OGAW-Sondervermogens werden in Kapitalbeteiligungen i. S.
d. § 2 Absatz 8 Investmentsteuergesetz in Form von Aktien angelegt,
die zum amtlichen Handel an einer Boérse zugelassen oder an einem
anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind und bei denen es sich nicht um Anteile an Investmentvermogen
handelt.

Der Erwerb von Derivaten fiir das Sondervermogen ist abweichend
von § 9 der AABen nicht zulassig.

Mindestens 80 Prozent des Fondsvermogens werden in Aktien ange-
legt, die anhand Okologischer und sozialer Aspekte sowie den
Grundsétzen guter Unternehmensfithrung ausgewédhlt werden. Es
wird in Emittenten investiert, die einerseits nicht tiber festgelegte
Umsatzschwellen hinweg in bestimmten kontroversen Geschéftsfel-
dern tétig sind und die andererseits zur Erreichung von einem oder
mehreren der so genannten ,,Sustainable Development Goals“ (UN-
Ziele fiir Nachhaltige Entwicklung, ,,SDG*) der Vereinten Nationen
beitragen. Bei der Auswahl der Emittenten und Wertpapiere wird ein
Screening-Verfahren angewandt. Die zu berticksichtigenden Markt-
segmente sind dabei insbesondere Gesundheit, erneuerbare und elek-
trische Energien, Schienen-, Wasser- und Telekommunikationsinfra-
struktur, Recycling, Umwelttechnik sowie Aus- und Fortbildung. Es
werden nur Unternehmen selektiert, die iiberwiegend in den Ziel-
marktsegmenten aktiv sind. Der Fonds hélt die Ausschlusskriterien
des Paris-abgestimmten EU-Referenzwertes (Paris Aligned Bench-
mark (PAB)) gemdl der Richtlinie EU 2020/1818 Art. 12 Abs. 1
i.d.F.v. 3.12.2020) ein. Danach sind Unternehmen, die

« an Aktivitdten im Zusammenhang mit umstrittenen Waffen oder

» am Anbau und der Produktion von Tabak beteiligt sind,

« die gegen die Grundsitze der Initiative ,,Global Compact“ der Ver-
einten Nationen (UNGC) oder

« die Leitsdtze der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) fiir multinationale Unternehmen versto-
Ren, die

* 1 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, dem
Abbau, der Forderung, dem Vertrieb oder der Veredelung von Stein-
und Braunkohle,

* 10 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, der
Forderung, dem Vertrieb oder der Veredelung von Erdél,

* 50 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, der
Forderung, der Herstellung oder dem Vertrieb von gasformigen
Brennstoffen und Unternehmen, die

* 50 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Stromerzeugung
mit einer THG-Emissionsintensitdt von mehr als 100 g CO2 e/kWh
erzielen,

ausgeschlossen. Ferner werden Unternehmen, die Alkohol, produ-
zieren oder ihren Umsatz aus Gliicksspiel erwirtschaften, ausge-
schlossen. Der Fonds verfolgt einen strengen ESG-Ansatz (,,Envi-
ronmental, Social, Governance“). Es werden nur solche Unterneh-
men berticksichtigt, die ein tiberdurchschnittliches ESG-Scoring auf-
weisen. Der Fonds tdtigt mehr als 50 Prozent nachhaltige Investitio-
nen im Sinne der Offenlegungsverordnung (Art. 2, Abs. 17 SFDR).

Unter Beriicksichtigung des Anlageschwerpunktes darf der Fonds
vollstandig in Wertpapiere und/oder bis zu 20 Prozent in Geldmarkt-
instrumente angelegt werden.

Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente des-
selben Emittenten (Schuldners) bis zu 10 Prozent des Wertes des
Fonds anlegen. Dabei darf der Gesamtwert der Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente dieser Emittenten (Schuldner) 40 Prozent des

Fonds nicht tibersteigen. Dartiber hinaus darf die Gesellschaft ledig-
lich jeweils 5 Prozent des Wertes des Fonds in Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente desselben Emittenten anlegen. In Pension ge-
nommene Wertpapiere/ Geldmarktinstrumente werden auf diese An-
lagegrenze angerechnet. Die Emittenten von Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten sind auch dann im Rahmen der genannten Gren-
zen zu berticksichtigen, wenn die von diesen emittierten Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente mittelbar {iber andere im Fonds enthalte-
nen Wertpapiere, die an deren Wertentwicklung gekoppelt sind, er-
worben werden.

Die Emittenten von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten sind
auch dann im Rahmen der genannten Grenzen zu beriicksichtigen,
wenn die von diesen emittierten Wertpapiere und Geldmarktinstru-
mente mittelbar {iber andere im Fonds enthaltenen Wertpapiere, die
an deren Wertentwicklung gekoppelt sind, erworben werden.

Bis zu 20 Prozent diirfen in Bankguthaben angelegt werden, die eine
Laufzeit von hochstens zwolf Monaten haben. Die Gesellschaft darf
nur bis zu 20 Prozent des Wertes des Fonds in Bankguthaben bei je
einem Kreditinstitut anlegen.

aa. Anlagegrenze fiir Schuldverschreibungen mit besonderer
Deckungsmasse

Die Gesellschaft darf je Emittent bis zu 25 Prozent des Wertes des
Fonds anlegen in

i. Pfandbriefe, Kommunalschuldverschreibungen sowie
Schuldverschreibungen anlegen, die ein Kreditinstitut
mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens iiber den EWR
vor dem 8. Juli 2022 ausgegeben hat. Voraussetzung
ist, dass die mit den Schuldverschreibungen aufgenom-
menen Mittel so angelegt werden, dass sie die Verbind-
lichkeiten der Schuldverschreibungen iiber deren ganze
Laufzeit decken und vorranging fiir die Riickzahlungen
und die Zinsen bestimmt sind, wenn der Emittent der
Schuldverschreibungen ausfallt,

ii.  gedeckte Schuldverschreibungen im Sinne des Artikels
3 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2019/2162 iiber die
Emission gedeckter Schuldverschreibungen und die 6f-
fentliche Aufsicht iiber gedeckte Schuldverschreibun-
gen, die nach dem 7. Juli 2022 begeben wurden.

Sofern in solche Schuldverschreibungen nach i. und ii. desselben
Emittenten mehr als 5 Prozent des Wertes des Fonds angelegt wer-
den, darf der Gesamtwert solcher Schuldverschreibungen 80 Prozent
des Wertes des Fonds nicht iibersteigen.

bb. Anlagegrenzen fiir dffentliche Emittenten

In Wertpapiere und Geldmarktinstrumente besonderer nationaler und
supranationaler 6ffentlicher Emittenten darf die Gesellschaft jeweils
bis zu 20 Prozent des Wertes des Fonds anlegen. Zu diesen 6ffentli-
chen Emittenten zdhlen der Bund, die Bundesldnder, Mitgliedsstaa-
ten der EU oder deren Gebietskorperschaften, Drittstaaten sowie su-
pranationale offentliche Einrichtungen denen mindestens ein EU-
Mitgliedsstaat angehort.

cc. Kombination von Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf hochstens 20 Prozent des Wertes des Fonds in
eine Kombination der folgenden Vermdgensgegenstande anlegen:

» von ein und derselben Einrichtung begebene Wertpapiere oder
Geldmarktinstrumente,

» Einlagen bei dieser Einrichtung, d.h. Bankguthaben,

+ Anrechnungsbetrdge fiir das Kontrahentenrisiko der mit dieser
Einrichtung eingegangenen Geschéfte in Derivaten.
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Bei besonderen offentlichen Emittenten (siehe Abschnitt ,,Anlage-
ziele, -strategie, -grundsdtze und -grenzen — Anlagegrenzen fiir
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente auch unter Einsatz von Deri-
vaten sowie Bankguthaben — Anlagegrenzen fiir 6ffentliche Emitten-
ten“) darf eine Kombination der vorgenannten Vermogensgegenstan-
de 20 Prozent des Wertes des Fonds nicht {ibersteigen.

Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben unberiihrt.
dd. Anlagegrenzen unter Einsatz von Derivaten

Die Betrdge von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten eines
Emittenten, die auf die vorstehend genannten Grenzen angerechnet
werden, konnen durch den Einsatz von marktgegenldufigen Deriva-
ten reduziert werden, welche Wertpapiere oder Geldmarktinstrumen-
te desselben Emittenten zum Basiswert haben. Fiir Rechnung des
Fonds diirfen also tiber die vorgenannten Grenzen hinaus Wertpapie-
re oder Geldmarktinstrumente eines Emittenten erworben werden,
wenn das dadurch gesteigerte Emittentenrisiko durch Absicherungs-
geschéfte wieder gesenkt wird.

f. Investmentanteile und deren Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds in An-
teile an Zielfonds anlegen, sofern diese offene in- und ausldndische
Investmentvermogen sind. Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des
Fonds nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebenen Anteile eines
Zielfonds erwerben. Die Gesellschaft erwirbt fiir den Fonds Anteile
an OGAW-Zielfonds oder vergleichbare in- und ausldndische Invest-
mentanteile unter Berticksichtigung des Anlageschwerpunktes (siehe
Abschnitt ,, Anlageziel und -strategie®), eine dariiber hinausgehende
gesonderte geographische, thematische oder strategische Ausrich-
tung ist nicht erforderlich. Die Zielfonds diirfen nach ihren Anlage-
bedingungen oder ihrer Satzung hochstens bis zu 10 Prozent in An-
teile an anderen offenen Investmentvermogen investieren. Fiir Antei-
le an AIF gelten dariiber hinaus folgende Anforderungen:

» Der Zielfonds muss nach Rechtsvorschriften zugelassen worden
sein, die ihn einer wirksamen &ffentlichen Aufsicht zum Schutz
der Anleger unterstellen, und es muss eine ausreichende Gewdhr
fiir eine befriedigende Zusammenarbeit zwischen der BaFin und
der Aufsichtsbehorde des Zielfonds bestehen.

» Das Schutzniveau der Anleger muss gleichwertig zu dem Schutz-
niveau eines Anlegers in einem inldndischen OGAW sein, insbe-
sondere im Hinblick auf Trennung von Verwaltung und Verwah-
rung der Vermogensgegenstande, fiir die Kreditaufnahme und
-gewdhrung sowie fiir Leerverkdufe von Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten.

» Die Geschiftstatigkeit des Zielfonds muss Gegenstand von Jah-

res- und Halbjahresberichten sein und den Anlegern erlauben,

sich ein Urteil iiber das Vermogen und die Verbindlichkeiten so-
wie die Ertrage und die Transaktionen im Berichtszeitraum zu bil-
den.

Der Zielfonds muss ein Publikumsfonds sein, bei dem die Anzahl

der Anteile nicht zahlenméaRig begrenzt ist und die Anleger ein

Recht zur Riickgabe der Anteile haben.

g. Derivate

Derivate diirfen fiir den Fonds nicht erworben werden. Dennoch
wendet die Gesellschaft zur Ermittlung der Auslastung der
Marktrisikogrenze den sogenannten einfachen Ansatz im Sinne
der Derivateverordnung an.

h. Wertpapier-Darlehensgeschdifte

Der Abschluss von Wertpapier-Darlehensgeschéften fiir den Fonds
ist aktuell nicht vorgesehen und auch nicht geplant. Sofern sich dies
zukiinftig dndert, werden vorab die relevanten Informationen, insbe-
sondere aufgrund der EU-Verordnung tiiber Wertpapierfinanzie-
rungsgeschifte, in den Verkaufsprospekt aufgenommen.
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i. Pensionsgeschdifte

Der Abschluss von Pensionsgeschiften fiir den Fonds ist aktuell
nicht vorgesehen und auch nicht geplant. Sofern sich dies zukiinftig
indert, werden vorab die relevanten Informationen, insbesondere
aufgrund der EU-Verordnung iiber Wertpapierfinanzierungsgeschaf-
te, in den Verkaufsprospekt aufgenommen.

4. Kreditaufnahme

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten fiir gemeinschaftliche
Rechnung der Anleger ist bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds
zuléssig, sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme marktiiblich
sind und die Verwahrstelle der Kreditaufnahme zustimmt.

5. Hebelwirkung (Leverage)

Leverage bezeichnet jede Methode, mit der die Gesellschaft den In-
vestitionsgrad des Fonds erhoht (Hebelwirkung). Solche Methoden
sind insbesondere Kreditaufnahmen sowie der Erwerb von Derivaten
mit eingebetteter Hebelfinanzierung. Die Gesellschaft kann solche
Methoden fiir den Fonds in dem in diesem Verkaufsprospekt be-
schriebenen Umfang nutzen. Die Moglichkeit der Nutzung von Deri-
vaten wird im Abschnitt ,, Anlageziele, -strategie, -grundsétze und
-grenzen — Vermogensgegenstidnde — Derivate® dargestellt. Die Mog-
lichkeit zur Kreditaufnahme ist im Abschnitt ,,Anlageziele, -strate-
gie, -grundsatze und grenzen — Kreditaufnahme“ erlautert.

Die Gesellschaft kann fiir den Fonds maximal bis zur Hohe der
Marktrisikogrenze Leverage einsetzen (vgl. Abschnitt ,,Anlageziele,
-strategie, -grundsdtze und -grenzen — Vermogensgegenstdnde — De-
rivate").

6. Bewertung
a. Allgemeine Regeln fiir die Vermogensbewertung

aa. An einer Borse zugelassene/an einem organisierten Markt
gehandelte Vermdgensgegenstdinde

Vermogensgegenstiande, die zum Handel an einer Borse zugelassen
sind oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in
diesen einbezogen sind sowie Bezugsrechte fiir den Fonds werden
zum letzten verfiigbaren handelbaren Kurs, der eine verldssliche Be-
wertung gewadhrleistet, bewertet, sofern im nachfolgenden Abschnitt
,Besondere Regeln fiir die Bewertung einzelner Vermogensgegen-
stdnde” nicht anders angegeben.

bb. Nicht an Bdrsen notierte oder an organisierten Mdrkten
gehandelte Vermdgensgegenstdnde oder Vermégensgegenstdnde
ohne handelbaren Kurs

Verméogensgegenstdnde, die weder zum Handel an Borsen zugelas-
sen sind noch in einem anderen organisierten Markt zugelassen oder
in diesen einbezogen sind oder fiir die kein handelbarer Kurs verfiig-
bar ist, werden zu dem aktuellen Verkehrswert bewertet, der bei
sorgfaltiger Einschatzung nach geeigneten Bewertungsmodellen un-
ter Berticksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten angemessen
ist, sofern im nachfolgenden Abschnitt ,,Besondere Regeln fiir die
Bewertung einzelner Vermogensgegenstande® nicht anders angege-
ben.

b. Besondere Regeln fiir die Bewertung einzelner
Vermaégensgegenstinde

aa. Nichtnotierte Schuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen

Fiir die Bewertung von Schuldverschreibungen, die nicht zum Han-
del an einer Borse zugelassen oder an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind (z.B. nicht notierte
Anleihen, Commercial Papers und Einlagenzertifikate), und fiir die
Bewertung von Schuldscheindarlehen werden die fiir vergleichbare
Schuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen vereinbarten Prei-
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se und gegebenenfalls die Kurswerte von Anleihen vergleichbarer
Emittenten mit entsprechender Laufzeit und Verzinsung herangezo-
gen, erforderlichenfalls mit einem Abschlag zum Ausgleich der ge-
ringeren VerdufRerbarkeit.

bb. Optionsrechte und Terminkontrakte

Die zu dem Fonds gehorenden Optionsrechte und Verbindlichkeiten
aus einem Dritten eingerdumten Optionsrechten, die zum Handel an
einer Borse zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sind, werden zu dem jeweils
letzten verfiigbaren handelbaren Kurs, der eine verldssliche Bewer-
tung gewdhrleistet, bewertet. Das gleiche gilt fiir Forderungen und
Verbindlichkeiten aus fiir Rechnung des Fonds verkauften Termin-
kontrakten. Die zu Lasten des Fonds geleisteten Einschiisse werden
unter Einbeziehung der am Borsentag festgestellten Bewertungsge-
winne und Bewertungsverluste zum Wert des Fonds hinzugerechnet.

cc. Bankguthaben, Festgelder, Anteile an Investmentvermégen und
Darlehen

Bankguthaben werden grundsatzlich zu ihrem Nennwert zuziiglich
zugeflossener Zinsen bewertet. Festgelder werden zum Verkehrswert
bewertet, sofern das Festgeld jederzeit kiindbar ist und die Riickzah-
lung bei der Kiindigung nicht zum Nennwert zuziiglich Zinsen er-

folgt. Anteile an Investmentvermogen werden grundsétzlich mit ih-
rem letzten festgestellten Riicknahmepreis angesetzt oder zum letz-
ten verfiigbaren handelbaren Kurs, der eine verldssliche Bewertung
gewdhrleistet. Stehen diese Werte nicht zur Verfiigung, werden An-
teile an Investmentvermdgen zu dem aktuellen Verkehrswert bewer-
tet, der bei sorgfaltiger Einschédtzung nach geeigneten Bewertungs-
modellen unter Beriicksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten
angemessen ist.

Fiir Riickerstattungsanspriiche aus Darlehensgeschiften ist der je-
weilige Kurswert der als Darlehen iibertragenen Vermdégensgegen-
stande maRgebend.

dd. Auf ausldndische Wéhrung lautende Vermégensgegenstdinde

Auf ausldndische Wéhrung lautende Vermogensgegenstdnde werden
unter Zugrundelegung der Devisenkurse (in der Regel 17 Uhr- Fi-
xing, CET) der Wahrung in Euro umgerechnet. Hierbei werden De-
visenkurse der WM Gruppe oder gleichwertige Kurse von Thomson
Reuters verwendet.

7. Teilinvestmentvermogen

Der Fonds ist nicht Teilinvestmentvermogen einer Umbrella- Kon-
struktion.
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XIII. Anteile

Die Rechte der Anleger werden in Anteilscheinen verbrieft oder als
elektronische Anteilscheine begeben. Verbriefte Anteilscheine wer-
den ausschlieflich in Sammelurkunden verbrieft. Diese Sammelur-
kunden werden bei einer Wertpapier-Sammelbank verwahrt. Ein An-
spruch des Anlegers auf Auslieferung einzelner Anteilscheine be-
steht nicht. Der Erwerb von Anteilscheinen ist nur bei Depotverwah-
rung moglich. Die Anteilsscheine laufen auf den Inhaber.

1. Ausgabe und Riicknahme von Anteilen
a. Ausgabe von Anteilen

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsétzlich nicht be-
schrankt. Die Anteile konnen bei der Verwahrstelle erworben wer-
den. Sie werden von der Verwahrstelle zum Ausgabepreis ausgege-
ben, der dem Nettoinventarwert pro Anteil (,,Anteilwert®) zuziiglich
eines Ausgabeaufschlags entspricht. Die Berechnung des Nettoin-
ventarwerts wird im Abschnitt ,,Anteile, Unterabschnitt ,,Ausgabe-
und Riicknahmepreis“ erldutert. Daneben ist der Erwerb iiber die
Vermittlung Dritter moglich, hierbei konnen zuséatzliche Kosten ent-
stehen. Die Gesellschaft behélt sich vor, die Ausgabe von Anteilen
voriibergehend oder dauerhaft teilweise oder vollstandig einzustel-
len.

Die Gesellschaft kann das Rechtsverhdltnis mit dem Anleger ohne
Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen, wenn der Anleger die in
den Anlagebedingungen genannten Voraussetzungen, wer Anteile er-
werben und halten darf, nicht oder nicht mehr erfiillt. Mit Zugang
der Kiindigung ist der Anleger verpflichtet, die erhaltenen Anteile
unverziiglich an die Gesellschaft zuriickzugeben. Die Gesellschaft
ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Riicknahmepreis
fiir Rechnung des Sondervermogens zurtickzunehmen.

Eine Aufstellung tiber die Mindestanlagen der einzelnen Anteilklas-
sen — soweit vorhanden — ist dem Abschnitt ,,Anteilklassen im Uber-
blick“ zu entnehmen.

b. Riicknahme von Anteilen

Die Anleger kénnen unabhédngig von einer ggf. bestehenden Min-
destanlagesumme von der Gesellschaft die Riicknahme ihrer Anteile
verlangen, sofern die Gesellschaft die Anteilriicknahme nicht be-
schrankt (siehe Abschnitt ,Beschrankung der Riicknahme®) und/
oder die Ausgabe und Riicknahme der Anteile nicht voriibergehend
ausgesetzt (siehe Abschnitt ,,Anteile — Aussetzung der Ausgabe und
Riicknahme von Anteilen“) hat. Riicknahmeauftrage sind bei der
Verwahrstelle zu stellen.

c. Beschrdnkung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft kann die Riicknahme von Anteilen voriibergehend
und teilweise beschrdnken, wenn die Riicknahmeverlangen der An-
leger an einem Abrechnungstag einen in den Anlagebedingungen
festgelegten Schwellenwert in Prozent des Nettoinventarwertes er-
reichen. Wird der Schwellenwert erreicht, entscheidet die Gesell-
schaft im pflichtgemaBen Ermessen, ob sie an diesem Abrechnungs-
tag die Riicknahme beschrinkt. Die Entscheidung zur Beschréankung
der Riicknahme kann getroffen werden, wenn die Riicknahmeverlan-
gen aufgrund der Liquiditétssituation des Fonds nicht mehr im Inter-
esse der Gesamtheit der Anleger ausgefiihrt werden konnen. Dies
kann beispielsweise der Fall sein, wenn sich die Liquiditdt der Ver-
mogenswerte des Fonds aufgrund politischer, 6konomischer oder
sonstiger Ereignisse an den Markten verschlechtert und damit nicht
mehr ausreicht, um die Riicknahmeverlangen an dem Abrechnungs-
tag vollstandig zu bedienen, oder aufgrund der Anlegerstruktur des
Fonds Riicknahmen in erheblichem Umfang zu Liquiditédtsproble-
men fiihren. Die Riicknahmebeschridnkung dient dem Anlegerschutz
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und ist im Vergleich zur Aussetzung der Ausgabe und Riicknahme
von Anteilen als milderes Mittel anzusehen. Die Moglichkeit zur
Aussetzung der Ausgabe und Riicknahme bleibt unberiihrt.

Hat die Gesellschaft entschieden, die Riicknahme zu beschrinken,
wird sie Anteile zu dem am Abrechnungstag geltenden Riicknahme-
preis lediglich anteilig zurlicknehmen. Der Riicknahmepreis ent-
spricht dem am jeweiligen Abrechnungstag ermittelten Anteilwert —
gegebenenfalls abziiglich eines Riicknahmeabschlags. Die Riicknah-
me kann auch durch die Vermittlung Dritter (z. B. die depotfiihrende
Stelle) erfolgen, hierbei konnen zusétzliche Kosten entstehen.

Am Tag der Aktivierung der Beschrankung miissen die Riicknahme-
auftrage aller Anleger anteilig mindestens in Hohe des Schwellen-
wertes ausgefiihrt werden. Im Ubrigen entfillt die Riicknahme-
pflicht. Dies bedeutet, dass jede Riicknahmeorder nur anteilig auf
Basis einer von der Gesellschaft zu ermittelnden Quote ausgefiihrt
wird. Die Gesellschaft legt die Quote im Interesse der Anleger auf
Basis der verfiigbaren Liquiditdt und des Gesamtordervolumens fiir
den jeweiligen Abrechnungstag fest. Der Umfang der verfiigbaren
Liquiditdt hédngt wesentlich vom aktuellen Marktumfeld ab. Die
Quote legt fest, zu welchem prozentualen An teil die Riicknahme-
verlangen an dem Abrechnungstag ausgezahlt werden. Der nicht
ausgefiihrte Teil der Order (Restorder) wird von der Gesellschaft
auch nicht zu einem spéteren Zeitpunkt ausgefiihrt, sondern verfallt
(Pro-Rata-Ansatz mit Verfall der Restorder).

Die Gesellschaft veroffentlicht Informationen iiber die Beschrin-
kung der Riicknahme der Anteile sowie deren Aufhebung unverziig-
lich auf ihrer Internetseite.

Der Riicknahmepreis entspricht dem an diesem Tag ermittelten An-
teilwert — gegebenenfalls abziiglich eines Riicknahmeabschlags. Die
Riicknahme kann auch durch die Vermittlung Dritter (z.B. die depot-
fiihrende Stelle) erfolgen, hierbei knnen dem Anleger zusétzliche
Kosten entstehen.

d. Abrechnung bei Anteilausgabe und -riicknahme

Die Gesellschaft tragt dem Grundsatz der Anlegergleichbehandlung
Rechnung, indem sie sicherstellt, dass sich kein Anleger durch den
Kauf oder Verkauf von Anteilen zu bereits bekannten Anteilwerten
Vorteile verschaffen kann. Sie setzt deshalb einen téglichen Orderan-
nahmeschluss fest.

Die Abrechnung von Ausgabe- und Riicknahmeorders, die bis zum
Orderannahmeschluss bei der Verwahrstelle oder der Gesellschaft
eingehen, erfolgt spdtestens an dem auf den Eingang der Order fol-
genden Wertermittlungstag (=Abrechnungstag) zu dem dann ermit-
telten Anteilwert.

Orders, die nach dem Annahmeschluss bei der Verwahrstelle oder
bei der Gesellschaft eingehen, werden erst am ndchsten oder spétes-
tens iiberndchsten Wertermittlungstag (=Abrechnungstag) zu dem
dann ermittelten Anteilwert abgerechnet.

Sofern Riickgabefristen zur Anwendung kommen oder die Anteil-
riicknahme ausgesetzt ist, werden Order erst an dem Wertermitt-
lungstag, der auf den Ablauf der Riickgabefrist bzw. die Wiederauf-
nahme der Anteilriicknahme folgt (=Abrechnungstag), zu dem dann
ermittelten Anteilwert abgerechnet. Sofern die Anteilausgabe ausge-
setzt ist, werden Order erst an dem Wertermittlungstag, der auf die
Wiederaufnahme der Anteilausgabe folgt (=Abrechnungstag) zu
dem dann ermittelten Anteilwert abgerechnet.

Der Orderannahmeschluss fiir diesen Fonds ist auf der Homepage
der Gesellschaft unter www.monega.de veréffentlicht. Er kann von
der Gesellschaft jederzeit gedndert werden.

Die Wertstellung (Valuta) des Gegenwertes erfolgt in der Regel zwei
Tage nach Abrechnung. Dariiber hinaus kénnen Dritte die Anteilaus-
gabe bzw. -riicknahme vermitteln, z.B. die depotfiihrende Stelle des
Anlegers. Dabei kann es zu langeren Abrechnungszeiten kommen.
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Auf die unterschiedlichen Abrechnungsmodalitdten der depotfiihren
den Stellen hat die Gesellschaft keinen Einfluss.

e. Aussetzung der Ausgabe und Riicknahme von Anteilen

Die Gesellschaft kann die Ausgabe und Riicknahme der Anteile zeit-
weilig aussetzen, sofern aulergewohnliche Umstédnde vorliegen, die
eine Aussetzung unter Bertiicksichtigung der Interessen der Anleger
erforderlich erscheinen lassen. Solche aufergewohnlichen Umstdnde
liegen etwa vor, wenn

» eine Borse, an der ein wesentlicher Teil der Wertpapiere des
Fonds gehandelt wird, auerplanméRig geschlossen oder der Han-
del beschrankt ist,

» die Vermogensgegenstiande des Fonds nicht bewertet werden kon-
nen,

+ schwerwiegende Liquiditdtsprobleme des Fonds auftreten (z. B.
infolge erhohter Riicknahmen), bei denen der Verkauf von Ver-
mogenswerten des Fonds durchgefiihrt werden muss und dies zu
weiteren Liquiditdtsproblemen fiir den Fonds fiihren konnte (z. B.
infolge groBer Abschlige beim Verkauf von Vermogenswerten,
Ausldsen von zusétzlichen Transaktionskosten),

+ ein kritischer Cybervorfall eintritt, der sich auf den Fonds und/
oder die Gesellschaft auswirkt und/oder die Betriebsfahigkeit von
Dienstleistern der Gesellschaft beeintrachtigt;

* eine schwere finanzielle und/oder politische Krise vorliegt,

 sich erhebliche kriminelle Aktivititen realisieren,

+ eine Naturkatastrophe vorliegt.

Daneben kann die BaFin nach Anhérung der Gesellschaft anordnen,
dass die Gesellschaft die Ausgabe und Riicknahme der Anteile aus-
zusetzen oder wiederaufzunehmen hat, wenn Risiken fiir den Anle-
gerschutz oder die Finanzstabilitét bestehen, die bei verniinftiger und
ausgewogener Betrachtung eine Aussetzung oder Wiederaufnahme
der Ausgabe und Riicknahme der Anteile erforderlich machen.

Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile erst dann zu dem
dann giiltigen Ausgabe- und Riicknahmepreis auszugeben bzw. zu-
riickzunehmen oder umzutauschen, wenn sie unverziiglich, jedoch
unter Wahrung der Interessen aller Anleger, Vermogensgegenstinde
des Fonds verduBert hat. Einer voriibergehenden Aussetzung kann
ohne erneute Wiederaufnahme der Ausgabe und Riicknahme der An-
teile direkt eine Auflosung des Fonds folgen (siehe hierzu den Ab-
schnitt ,,Auflosung, Ubertragung und Verschmelzung des Fonds®).

Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger durch Bekanntmachung im
Bundesanzeiger und dartiber hinaus in den in diesem Verkaufspro-
spekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien iiber die
Aussetzung und die Wiederaufnahme der Ausgabe und Riicknahme
der Anteile. AuRerdem werden die Anleger iiber ihre depotfiihren-
den Stellen per dauerhaftem Datentrédger, etwa in Papierform oder
elektronischer Form informiert.

2. Liquiditatsmanagement

Die Gesellschaft hat fiir den Fonds schriftliche Grundsétze und Ver-
fahren festgelegt, die es ihr ermdoglichen, die Liquiditétsrisiken des
Fonds zu tiberwachen und zu gewdahrleisten, dass sich das Liquidi-
tatsprofil der Anlagen des Fonds mit den zugrundeliegenden Ver-
bindlichkeiten des Fonds deckt.

Unter Berticksichtigung der unter Abschnitt ,,Anlageziele, -strategie,
-grundsdtze und -grenzen“ dargelegten Anlagestrategie ergibt sich
folgendes Liquiditétsprofil des Fonds:

Der Fonds darf im Rahmen seiner Anlagestrategie Aktien erwerben.
Sofern borsennotiert oder in einen vergleichbaren hin reichend liqui-
den aktiven Markt einbezogen, besitzt die Instrumentenklasse der
Aktien- und aktiendhnlichen Investments grundsatzlich eine hohe
Liquiditat. Bei Handelsaussetzung oder nicht gegebener Borsenno-
tierung bei gleichzeitiger fehlender Einbeziehung in einen anderen

hinreichend liquiden aktiven Markt kann der Erwerb die ser Vermo-
gensgegenstdnde mit der Gefahr verbunden sein, dass es bei einer
WeiterverduBerung an Dritte zu Liquiditdtsabschldgen kommen
kann, die einer Verdulerung entgegen stehen konnen.

Der Fonds darf im Rahmen seiner Anlagestrategie Renten erwerben.
Der Handel dieser Vermégensgegenstdnde kann tiber Borsen vollzo-
gen werden, findet aber im Allgemeinen im Over the Counter-
Markt statt. Entsprechend hangt die Liquiditat der erworbenen Ren-
ten und rentendhnlichen Instrumente in der Regel von mehreren Ein-
flussfaktoren ab, zu der u.a. die Art und Bonitéit des Emittenten, das
Volumen und der Zweck der Emission, die Ubertragbarkeit des In-
struments und die Restlaufzeit gehoren. Die Liquiditét dieser Vermo-
gensgegenstdnde kann eine breite Spanne einnehmen und entspre-
chend hoch sein, der Erwerb kann aber auch mit einer mehr oder
minder groBen Gefahr verbunden sein, dass es bei einer Weiterver-
dulerung an Dritte zu Liquiditdtsabschldgen kommen kann, die einer
VerdufRerung entgegen stehen konnen.

Sofern der Fonds Zertifikate erwerben darf, héngt die Liquiditét die-
ser Instrumente von mehreren Einflussfaktoren ab, zu denen unter
anderem das Underlying und die Bonitédt des Emittenten zdhlen kon-
nen.

Sofern der Fonds Zielfonds erwerben darf, hdngt die Liquiditét die-
ses Investments von mehreren Einflussfaktoren ab, unter anderem
von der Auflegung des Zielfonds als geschlossener oder offener
Fonds, der Riickgabefrist der Zielfondsanteile, der Handelsmoglich-
keit am Sekunddrmarkt und dem Investmentschwerpunkt des Ziel-
fonds. Grundsitzlich besteht bei Zielfonds die Gefahr einer Ausset-
zung der Riicknahme von Anteilen.

Sofern der Fonds Derivate erwerben darf, hidngt die Liquiditat dieser
Instrumente von mehreren Einflussfaktoren ab, zu denen insbeson-
dere der Erwerbszweck eines Derivates, seine Borsennotierung, der
Grad der Standardisierung, das Underlying. und die Bonitdt des
Kontrahenten gehoren. Bei Futures und zu besichernden OTC ge-
handelten Derivaten ist zudem die Mdglichkeit von Margin- und
Collateralforderungen Bestandteil des Liquiditétsrisikoprofils.

Die Riicknahmegrundsétze der Gesellschaft ergeben sich direkt aus
den Riickgaberechten:

Die Anleger konnen von der Gesellschaft gemédR dem vorstehenden
Abschnitt "Riicknahme von Anteilen" die Riicknahme der Anteile
ohne Riickgabeabschlag verlangen. Die Gesellschaft ist verpflichtet,
die Anteile zum jeweils geltenden Riicknahmepreis fiir Rechnung
des Investmentvermogen zuriickzunehmen. Riicknahmestelle ist die
Verwahrstelle. Der Gesellschaft bleibt vorbehalten, die Riicknahme
der Anteile auszusetzen, wenn aufergewohnliche Umstidnde vorlie-
gen, die eine Aussetzung unter Berticksichtigung der Interessen der
Anleger erforderlich erscheinen lassen. Die Anleger sind iiber die
Aussetzung und Wiederaufnahme der Riicknahme der Anteile unver-
ziiglich mittels eines dauerhaften Datentrégers zu unterrichten.

Die Ausgabe- und Riickgaberechte unter normalen und auferge-
wohnlichen Umsténden sowie die Beschrankung der Anteilriicknah-
me, die Verldangerung der Riickgabefrist oder die Aussetzung der
Ausgabe und Riicknahme sind im Abschnitt ,,Anteile — Ausgabe und
Riicknahme von Anteilen — Beschrinkung der Anteilriicknahme,
Verldngerung der Riickgabefrist bzw. Aussetzung der Ausgaben und
Riicknahmen“ sowie der Einsatz von Verfahren zur Verhinderung
von Verwdsserungseffekten des Fonds wie das Swing Pricing sind
im Abschnitt ,,Ausgabe und Riicknahmepreis* dargestellt. Die hier-
mit verbundenen Risiken sind unter ,Risikohinweise — Risiko einer
Fondsanlage — Beschrdankung der Riicknahme, Verldangerung der
Riickgabefrist bzw. Aussetzung der Ausgabe und Riicknahme der
Anteile” sowie ,— Risiken der eingeschréankten oder erhchten Liqui-
ditdt des Fonds (Liquiditédtsrisiko)“ erldutert.

Die Liquiditatsrisiken, die sich auf Ebene des Investmentvermégens,
der Vermogensgegenstdnde sowie durch erhohtes Riickgabeverlan-
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gen der Anleger ergeben konnen, tiberwacht die Gesellschaft wie
nachfolgend beschrieben:

Fiir jeden Vermogensgegenstand wird eine auf Markt- und Stamm-
daten basierende Liquiditdtseinstufung vorgenommen. Darauf auf-
bauend werden pro Fonds die Anteile liquider und illiquider Vermo-
gensgegenstande bestimmt. Es wird keine dauerhafte Liquiditétsquo-
te vorgegeben, stattdessen werden die Anteile liquider und illiquider
Vermogensgegenstdande Warnschwellen gegeniibergestellt und deren
Auslastung in ein Ampelsystem iiberfiihrt.

Durch Analyse von historischen Nettomittelabfliissen unter Bertick-
sichtigung von verfiigharen Informationen tiber die Anlegerstruktur
werden erwartete und extreme Nettomittelabfliisse prognostiziert.
Diese berticksichtigen insbesondere die Auswirkungen von GroRab-
rufrisiken. Diese Prognosen werden dem Anteil liquider Vermogens-
gegenstdnde gegeniibergestellt und die Ergebnisse in ein Ampelsys-
tem tberfiihrt. Dartiber hinausgehend erfolgt eine geschaftstdgliche
Uberwachung der Nettomittelabfliisse.

Die Gesellschaft hat fiir den Fonds addquate Warnschwellen fiir die
Liquiditatsrisiken festgelegt. Sie tiberwacht die Einhaltung dieser
Warnschwellen und hat Verfahren bei einer Uberschreitung festge-
legt. Insbesondere erfolgt bei Uberschreiten der Warnschwellen eine
Meldung an den Risikoausschuss der Gesellschaft. Dieser entschei-
det unter Einbeziehung der Geschiftsleitung und nétigenfalls unter
Anhorung des Asset Managers tiber die einzuleitenden Mafnahmen.

Die von der Gesellschaft eingerichteten Verfahren gewdhrleisten ei-
ne Konsistenz zwischen dem Anteil liquider Vermogensgegensténde,
den Liquiditatsrisikowarnschwellen und den zu erwartenden Netto-
mittelverdnderungen.

Die Gesellschaft fiihrt Stresstests durch, mit denen sie die Liquidi-
tatsrisiken des Fonds bewerten kann. Beziiglich Nettomittelabfliissen
erfolgen diese monatlich, beziiglich der Liquiditdt der Vermogensge-
genstdnde quartalsweise sowie anlassbezogen. Die Gesellschaft fiihrt
die Stresstests auf der Grundlage zuverldssiger und aktueller quanti-
tativer oder, falls dies nicht angemessen ist, qualitativer Informatio-
nen durch.

Ein Backtesting der implementierten Modelle erfolgt jahrlich sowie
anlassbezogen.

Die Grundsétze des Liquiditétsrisikomanagements werden mindes-
tens jédhrlich und anlassbezogen durch den Risikoausschuss der Ge-
sellschaft tiberpriift und entsprechend aktualisiert.

3. Borsen und Markte

Die Anteile des Investmentvermogens konnen bei der Verwahrstelle
oder den Vertriebspartnern erworben werden. Seitens der Gesell-
schaft ist nicht beabsichtigt, fiir den Fonds die Zulassung zum Han-
del an einer Borse oder die Einbeziehung in einen organisierten
Markt zu beantragen.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Anteile ohne Zustim-
mung der Gesellschaft an Markten gehandelt werden. Ein Dritter
kann ohne Zustimmung der Gesellschaft veranlassen, dass die Antei-
le in den Freiverkehr oder einen anderen auBerborslichen Handel
einbezogen werden. Derartige Bestrebungen werden von der Gesell-
schaft weder unterstiitzt noch wird gepriift, ob solche Zulassungen
gegebenenfalls bereits erfolgt sind.

Der dem Borsenhandel oder Handel in sonstigen Markten zugrunde-
liegende Marktpreis wird nicht ausschlieflich durch den Wert der im
Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstdnde, sondern auch durch An-
gebot und Nachfrage bestimmt. Daher kann dieser Marktpreis von
dem von der Gesellschaft bzw. der Verwahrstelle ermittelten Anteil-
preis abweichen.
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4. Faire Behandlung der Anleger und Anteilklassen

Der Fonds kann aus verschiedenen Anteilklassen bestehen. Das be-
deutet, die ausgegebenen Anteile verbriefen unterschiedliche Ausge-
staltungsmerkmale, je nachdem zu welcher Anteilklasse sie gehoren.
Die Anteilklassen konnen sich hinsichtlich der Ertragsverwendung,
des Ausgabeaufschlages, der Wahrung des Anteilwertes einschlief3-
lich des Einsatzes von Wahrungssicherungsgeschéften, der Verwal-
tungsvergiitung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination
dieser Merkmale unterscheiden. Aufgrund der unterschiedlichen
Ausgestaltung kann das wirtschaftliche Ergebnis, das der Anleger
mit seinem Investment in der Fonds erzielt, variieren, je nachdem,
zu welcher Anteilklasse die von ihm erworbenen Anteile gehdren.
Das gilt sowohl fiir die Rendite, die der Anleger vor Steuern erzielt,
als auch fiir die Rendite nach Steuern. Die Bildung von Anteilklas-
sen ist jederzeit zuldssig und liegt im Ermessen der Gesellschaft. Die
Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden Anteilklassen er-
worben haben, bleiben von der Bildung neuer Anteilklassen unbe-
riihrt. Mit den Kosten, die anlésslich der Einfiihrung einer neuen An-
teilscheinklasse anfallen, diirfen ausschlieflich die Anleger dieser
neuen Anteilklasse belastet werden.

Der Erwerb von Vermogensgegenstdnden ist nur einheitlich fiir den
ganzen Fonds zuldssig, er kann nicht fiir einzelne Anteilklassen oder
Gruppen von Anteilklassen erfolgen.

Eine Beschreibung der Ausgestaltungen ist in diesem Prospekt
zum Ende im Abschnitt ,,Anteilklassen im Uberblick* enthalten.

Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds fair zu behandeln. Sie
darf im Rahmen der Steuerung des Liquiditétsrisikos und der Riick-
nahme von Anteilen die Interessen eines Anlegers oder einer Gruppe
von Anlegern nicht {iber die Interessen eines anderen Anlegers oder
einer anderen Anlegergruppe stellen.

Zu den Verfahren, mit denen die Gesellschaft die faire Behandlung
der Anleger sicherstellt, siehe Abschnitt ,,Anteile — Abrechnung bei
Anteilausgabe und -riicknahme® sowie ,,Liquiditdtsmanagement*.

5. Ausgabe- und Riicknahmepreis

Zur Ermittlung des Ausgabe- und des Riicknahmepreises der Anteile
ermittelt die Gesellschaft unter Kontrolle der Verwahrstelle an jedem
Wertermittlungstag den Nettoinventarwert (Summe der Verkehrs-
werte der zum Fonds gehérenden Vermogensgegenstdnde abziiglich
der aufgenommenen Kredite und sonstigen Verbindlichkeiten). Die
Teilung des so ermittelten Nettoinventarwerts durch die Anzahl der
umlaufenden Anteile ergibt den Wert jedes Anteils (,,Anteilwert®).

Der Anteilwert wird fiir jede Anteilklasse gesondert ermittelt, indem
die Kosten der Auflegung neuer Anteilklassen, die Ausschiittungen
(einschlielich der aus dem Fondsvermégen ggf. abzufiihrenden
Steuern), die Verwaltungsvergiitung, die auf eine bestimmte Anteil-
klasse entfallen, ggf. einschlieBlich Ertragsausgleich, ausschlieflich
dieser Anteilklasse zugeordnet werden.

Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Riicknahmepreises fiir
die Anteile ermittelt die Gesellschaft unter Kontrolle der Verwahr-
stelle an jedem Wertermittlungstag einen Nettoinventarwert. Dabei
wendet sie fiir alle Anteilsausgaben und Anteilsriicknahmen des Be-
wertungstages teilweises Swing Pricing an.

Swing Pricing ist eine Methode zur Berechnung des Anteilpreises,
bei der die durch Riicknahmen oder Ausgaben von Anteilen veran-
lassten Transaktionskosten verursachergerecht verteilt werden. Dazu
wird der Nettoinventarwert zundchst durch den Wert der zum Fonds
gehorenden Vermogensgegenstdnde abziiglich der Verbindlichkeiten
ermittelt. Die Teilung des so ermittelten Nettoinventarwerts durch
die Anzahl der ausgegebenen Anteile ergibt den Anteilwert, der zu-
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sdtzlich um einen Auf- oder Abschlag (Swingfaktor) modifiziert
wird. Beim teilweisen Swing Pricing findet dieser Mechanismus nur
dann Anwendung, wenn die Uberschiisse der Anteilriicknahmen
oder Anteilausgaben an dem jeweiligen Bewertungstag einen von
der Gesellschaft festgelegten Schwellenwert tiberschreiten. Die Ge-
sellschaft ermittelt den Schwellenwert als prozentualen Betrag an-
hand mehrerer Kriterien wie z. B. Marktbedingungen, Marktliquidi-
tdt, Risikoanalysen.

Der Swingfaktor berticksichtigt die Transaktionskosten, die durch ei-
nen Uberschuss an Riicknahme- oder Ausgabeverlangen verursacht
werden. Den Swingfaktor ermittelt die Gesellschaft. Er umfasst die
geschétzten expliziten Transaktionskosten, die dem Fonds beim Er-
werb oder Verkauf von Vermogenswerten direkt entstehen, deren
Betrag stabil ist und die im Vorfeld der Transaktion quantifizierbar
sind (z. B. Maklergebiihren, Handelsabgaben, Steuern und Abwick-
lungsgebiihren). Der Swingfaktor schlieft auch die bestmdglich ge-
schétzten impliziten Transaktionskosten ein. Implizite Transaktions-
kosten sind Kosten, die dem Fonds beim Erwerb oder Verkauf von
Vermogenswerten indirekt entstehen, sich in erster Linie aus dem
Spread zwischen Geld- und Briefkurs sowie aus etwaigen erhebli-
chen Marktauswirkungen von Vermégenswertkdufen oder -verkdu-
fen ergeben, die zur Erfiillung dieser Ausgabe- oder Riicknahmeauf-
trage getdtigt werden; sie konnen je nach Art der zugrunde liegenden
Vermogenswerte und Marktbedingungen variieren.

In einem auBergewohnlichen Marktumfeld (dies kann beispielsweise
der Fall sein, wenn Vermdgensgegenstdnde des Fonds nicht bewertet
werden konnen oder aufgrund politischer, 6konomischer oder sonsti-
ger Ereignisse der Handel von Finanzinstrumenten an den Markten
erheblich beeintrachtigt ist, kann ein hoherer Swingfaktor festgelegt
werden.

Liegt an einem Abrechnungstag bei Uberschreiten des Schwellen-
wertes ein Uberschuss an Riicknahmen vor, vermindert sich der An-
teilwert um den Swingfaktor. Liegt an einem Abrechnungstag bei
Uberschreiten des Schwellenwertes ein Uberschuss an Ausgaben
vor, erh6ht sich der Anteilwert um den Swingfaktor.

Der Nettoinventarwert, der Anteilwert sowie die Ausgabe- und
Riicknahmepreise werden bei jeder Ausgabe und Riicknahme von
Anteilen ermittelt (Wertermittlungstag). Wertermittlungstage sind,
mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage am Sitz der Gesellschaft
und des 24. und 31. Dezember eines jeden Jahres, die Wochentage
Montag bis Freitag (,Wertermittlungstage“, jeder einzelne ein
»Wertermittlungstag”). Gesetzliche Feiertage am Sitz der Gesell-
schaft sind: Neujahr (1. Januar), Karfreitag, Ostermontag, Maifeier-
tag (1. Mai), Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam,
Tag der Deutschen Einheit (3. Oktober), Allerheiligen (1. Novem-
ber), 1. und 2. Weihnachtsfeiertag (25. und 26. Dezember).

Abweichend hiervon werden die Anteilwerte einmalig im Rahmen
der Auflegung des Fonds zum Auflegungstermin ermittelt.

6. Aussetzung der Errechnung des Ausgabe-/
Riicknahmepreises

Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausgabe- und Riicknah-
mepreises zeitweilig unter denselben Voraussetzungen wie die An-
teilriicknahme aussetzen. Diese sind im Abschnitt ,,Ausgabe und
Riicknahme von Anteilen — Aussetzung der Ausgaben und Riicknah-
men“ ndher erldutert.

7. Ausgabeaufschlag

Bei Festsetzung des Ausgabepreises wird dem Anteilwert - unabhén-
gig ggf. bestehenden Anteilklassen - ein Ausgabeaufschlag hinzuge-

rechnet. Der Ausgabeaufschlag betrégt bis zu 5,00 Prozent' des An-
teilwertes.

Es steht der Gesellschaft frei, einen niedrigeren Ausgabenaufschlag
zu berechnen oder von der Berechnung eines Ausgabenaufschlages
abzusehen.

Der Ausgabeaufschlag kann insbesondere bei kurzer Anlagedauer
die Anteilpreisentwicklung der erworbenen Anteile reduzieren oder
sogar ganz aufzehren. Der Ausgabeaufschlag stellt im Wesentlichen
eine Vergiitung fiir den Vertrieb der Anteile des Fonds dar. Die Ge-
sellschaft kann den Ausgabeaufschlag zur Abgeltung von Vertriebs-
leistungen ganz oder teilweise an etwaige vermittelnde Stellen wei-
tergeben.

Eine Aufstellung iiber die den einzelnen Anteilkassen aktuell be-
rechneten Ausgabeaufschlige ist dem Abschnitt ,,Anteilklassen
im Uberblick“ zu entnehmen.

8. Vermittlungsfolgeprovision

Die Gesellschaft kann aus ihrer Verwaltungsvergiitung sogenannte
Vermittlungsfolgeprovisionen fiir den Vertrieb der Fondsanteile an
Dritte zahlen (siehe Abschnitt ,Interessenkonflikte“). Die Hohe der
fiir den Fonds jeweils bezahlten Vermittlungsfolgeprovision ist im
Abschnitt ,,Kosten — Verwaltungs- und sonstige Kosten* ersichtlich.

9. Veriffentlichung der Ausgabe- und Riicknahmepreise

Die Ausgabe- und Riicknahmepreise sowie der Nettoinventarwert je
Anteil werden bei jeder Ausgabe und Riicknahme auf der Internet-
seite der Gesellschaft (www.monega.de) veroffentlicht.

XIV. Kosten

1. Kosten bei Ausgabe und Riicknahme der Anteile

Die Ausgabe und Riicknahme der Anteile durch die Gesellschaft
bzw. durch die Verwahrstelle erfolgt zum Ausgabepreis (Anteilwert
zuziiglich Ausgabeaufschlag) bzw. Riicknahmepreis (Anteilwert) oh-
ne Berechnung zusétzlicher Kosten.

Erwirbt der Anleger Anteile durch Vermittlung Dritter, konnen diese
hohere Kosten als den Ausgabeaufschlag berechnen. Gibt der Anle-
ger Anteile iiber Dritte zuriick, so konnen diese bei der Riicknahme
der Anteile eigene Kosten berechnen.

2. Verwaltungs- und sonstige Kosten
a. Vergiitungen
1. Verwaltungsvergiitung

Die Gesellschaft erhélt fiir die Verwaltung des Sondervermo-
gens eine tdgliche Vergiitung in Hohe von 1/365 von bis zu 1,50
Prozent® des téglichen Nettoinventarwertes des Sondervermo-
gens des vorangegangenen Wertermittlungstages.

2. Vergiitungen, die an Dritte zu bezahlen sind
a) Externe Portfoliomanager oder Berater

Die Gesellschaft kann sich bei der Verwaltung des Sonder-

vermogens durch Dritte beraten lassen oder das Portfolio-

management des Sondervermdgens auslagern. Die Vergii-

tung wird durch die Verwaltungsvergiitung gemall Absatz 1

abgedeckt. Im Jahresbericht des Sondervermdgens werden

die tatsachlich belasteten Kosten und deren Aufteilung zwi-
1 effektiver Satz s. Abschnitt ,,Anteilklassen im Uberblick“

2 offektiver Satz s. Abschnitt »Anteilklassen im Uberblick“
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schen der Gesellschaft und dem Berater bzw. Portfolioma-
nager jeweils aufgelistet. Derzeit zahlt die Gesellschaft fiir
die Beratung bei der Verwaltung des Sondervermogens eine
tagliche Vergiitung in Hohe von 1/365 von bis zu 0,825 Pro-
zent des jeweils am letzten vorangegangenen Wertermitt-
lungstag ermittelten Nettoinventarwertes des Sondervermo-
gens.

b) Vertriebsfolgeprovision

Von der maximalen tdglichen Verwaltungsvergiitung in Ho-
he von 1/365 von bis zu 1,50 Prozent gemdll Absatz 1 kon-
nen bis zu 60 Prozent als Vertriebsfolgeprovision (Be-
standsprovision) an Vertriebsstellen weitergeleitet werden.

c) Verwahrstellenvergiitung

Die tégliche Vergiitung fiir die Verwahrstelle betragt 1/365
von bis zu 0,0476 Prozent® des tiglichen Nettoinventarwer-
tes des Sondervermogens des vorangegangenen Wertermitt-
lungstages, mindestens jedoch Euro 9.520,00 pro Ge-
schéftsjahr, dies jedoch unter Beachtung von Absatz 3 (Be-
schrankung der Vergiitung).

3. Beschrankung der Vergiitung:

5.

Der Betrag, der jahrlich aus dem Sondervermdgen nach den vor-
stehenden Absdtzen 1 und 2 als Vergiitung entnommen wird,
kann insgesamt bis zu 1,738 Prozent des durchschnittlichen Net-
toinventarwertes des Sondervermogens in der Abrechnungsperi-
ode, der aus den tdglichen Werten des Sondervermogens der ak-
tuellen Abrechnungsperiode errechnet wird, betragen.

An jedem Tag, der ein Wertermittlungstag ist, werden die Ver-
waltungsvergiitung sowie die iibrigen vorstehend bezeichneten
Vergiitungsbestandteile auf Basis des Nettoinventarwertes des
vorangegangenen Wertermittlungstages berechnet und als Ver-
bindlichkeit im Nettoinventarwert des aktuellen Wertermitt-
lungstages mindernd berticksichtigt.

An jedem Tag, der kein Wertermittlungstag ist, werden die Ver-
waltungsvergiitung sowie die iibrigen vorstehend bezeichneten
Vergiitungsbestandteile auf Basis des Nettoinventarwertes des
vorangegangenen Wertermittlungstages berechnet und als Ver-
bindlichkeit im Nettoinventarwert des nachsten Wertermittlungs-
tages mindernd berticksichtigt.

Neben den vorgenannten Vergiitungen gehen die folgenden Auf-
wendungen zulasten des Sondervermogens:

a)  bankiibliche Depot- und Kontogebiihren, ggf. ein-
schlieflich der bankiiblichen Kosten fiir die Verwah-
rung auslandischer Vermogensgegenstande im Ausland;

b)  Kosten fiir den Druck und Versand der fiir die Anleger
bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunter-
lagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufspro-
spekt, Basisinformationsblatt);

c¢)  Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjah-
resberichte, der Ausgabe- und Riicknahmepreise und
ggf. der Ausschiittungen oder Thesaurierungen und des
Auflosungsberichtes;

d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines vertrag-
lich oder gesetzlich vorgesehenen dauerhaften Datentra-
gers, aufler im Fall der Informationen tiber Verschmel-
zungen von Investmentvermdgen und auller im Fall der
Informationen tiber Mafnahmen im Zusammenhang mit

1 effektiver Satz s. Abschnitt ,,Anteilklassen im Uberblick“
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6.

7.

8.

Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei
der Anteilwertermittlung;

e)  Kosten fiir die Priifung des Sondervermogens durch den
Abschlusspriifer des Sondervermogens;

f) Kosten fiir die Bekanntmachung der Besteuerungs-
grundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerli-
chen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-
rechts ermittelt wurden;

g)  Kosten fiir die Geltendmachung und Durchsetzung von
Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft fiir Rechnung
des Sondervermogens sowie der Abwehr von gegen die
Gesellschaft zu Lasten des Sondervermdgens erhobenen
Anspriichen;

h)  Gebiihren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Be-
zug auf das Sondervermogen erhoben werden;

i) Kosten fiir Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf
das Sondervermogen;

j) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb
und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Ver-
gleichsmaRstabes oder Finanzindizes anfallen konnen;

k)  Kosten fiir die Beauftragung von Stimmrechtsbevoll-
madchtigten;

) Kosten fiir die Analyse des Anlageerfolges des Sonder-
vermdgens durch Dritte;

Steuern, insbesondere Umsatzsteuern, die anfallen im
Zusammenhang mit den vorstehend in lit a. bis I. sowie
unter Absatz 6 Satz 1 genannten und vom Sonderver-
mogen zu ersetzenden Aufwendungen.

Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergiitungen und
Aufwendungen werden dem Sondervermégen die in Zusammen-
hang mit dem Erwerb und der VerduBerung von Vermogensge-
genstanden entstehenden Kosten belastet. Die Gesellschaft ist
berechtigt, im Zusammenhang mit diesen Handelsgeschéften fiir
das Sondervermogen im Einklang mit § 2 KAVerOV angenom-
mene geldwerte Vorteile von Brokern und Héndlern zu behalten,
die sie im Interesse der Anteilinhaber bei den Anlageentschei-
dungen nutzt. Diese Leistungen umfassen zum Beispiel kosten-
freie Leistungen wie Research, Finanzanalysen und Markt- und
Kursinformationssysteme und konnen von den Brokern und
Haéndlern selbst oder von Dritten erstellt worden sein.

Definition der Abrechnungsperiode
Die Abrechnungsperiode fiir die vorstehend aufgefiihrten Vergii-
tungsbestandteile beginnt am 01. August eines jeden Jahres und

endet am 31. Juli des jeweils folgenden Kalenderjahres.

Eine gesonderte Performance Fee fallt nicht an.

b. Transaktionskosten

Die internen Transaktionskosten der Verwahrstelle pro Transaktion
ergeben sich aus dem Preisverzeichnis der Verwahrstelle, welches
auf Anfrage bei der Gesellschaft erhaltlich ist.

Die externen Transaktionskosten (z.B. ,Brokerfees®) sind ebenfalls
transaktionsabhdngig und werden von der Gesellschaft im Rahmen
der ,,Best Execution® {iberwacht.

Die Hohe der Transaktionskosten hangt stark von der Anzahl der tat-
sachlich durchgefiihrten Transaktionen wéahrend des Geschéftsjahres
ab. Je nach Strategie des Fonds und je nach Marktlage kann es zu er-
hohtem Transaktionsaufkommen und damit verbunden auch erhéh-
ten Transaktionskosten kommen. Je hoher diese Kosten sind, desto
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langer kann es ggf. dauern, bis sich die gesamte Wertentwicklung
des Fonds positiv zeigt.

Die voraussichtlichen Transaktionskosten auf Basis der Anlagestra-
tegie, der Erfahrung aus vergleichbaren Strategien und vergleichba-
ren Fonds sowie auf Basis der bisherigen Transaktionshistorie des
Fonds sind im nachfolgenden Abschnitt in der geschatzten Zahl un-
ter ,,Sonstige Kosten“ enthalten.

Die tatsdchlichen in einem Geschéftsjahr angefallenen Transaktions
kosten konnen riickblickend dem jeweiligen Jahresbericht des Son-
dervermégens entnommen werden, der auf der Homepage der Ge-
sellschaft unter www.monega.de veroffentlicht wird.

c. Sonstige Kosten

Das Sondervermogen kann dariiber hinaus mit weiteren Kostenposi-
tionen gemaR vorstehender Ziffer 5. belastet werden.

Hierbei handelt es sich um Kosten, die im Zusammenhang mit der
Fondsverwaltung entstehen und dem einzelnen Fonds individuell zu-
gerechnet werden konnen. Dies sind z.B. auch Registrierungsgebiih-
ren bei auslindischen Behérden, Ubersetzungskosten fiir Jahresbe-
richte an ausldndische Fondsanleger, Kosten der Ver6ffentlichung
steuerlicher Kennzahlen im Ausland, Gebiihren fiir die rechtliche
Priifung der Verkaufsunterlagen des Fonds (Verkaufsprospekt, Basis-
informationsblatt), Lizenzgebiihren fiir die Nutzung von Vergleichs-
indizes etc.

Die erwarteten sonstigen Kosten betragen voraussichtlich 0,50 Pro-
zent vom Durchschnittswert des Sondervermogens. Dieser Betrag ist
eine Schétzung, die tatsachlichen Kosten konnen ggf. abweichen;
der Fonds wird nur die tatsdchlichen Kosten tragen, selbst wenn die-
se den Hochstbetrag unterschreiten oder iiberschreiten. Die tatsdch-
lich dem Fonds belasteten Kosten werden jeweils riickblickend in
den Jahresberichten ausfiihrlich dargestellt.

d. Besonderheiten beim Erwerb von Investmentanteilen

Neben der Vergiitung zur Verwaltung des Fonds wird eine Verwal-
tungsvergiitung fiir die im Fonds gehaltenen Anteile an Zielfonds
berechnet.

Soweit der Fonds in Anteile von Zielfonds investiert, hat der Anle-
ger wirtschaftlich nicht nur unmittelbar die in diesem Verkaufspro-
spekt beschriebenen Gebiithren und Kosten zu tragen; vielmehr fallen
ihm dartiber hinaus mittelbar und anteilig auch die dem Zielfonds
belasteten Gebiihren und Kosten zur Last. Welche Gebiihren und
Kosten dem Zielfonds belastet werden, bestimmt sich nach dessen
individuell gestalteten Griindungsdokumenten (z.B. Anlagebedin-
gungen oder Satzung) und kann daher nicht abstrakt vorhergesagt
werden. Typischerweise ist jedoch damit zu rechnen, dass die Ge-
biihren- und Kostenpositionen, die dem in diesem Verkaufsprospekt
beschriebenen Fonds belastet werden, in dhnlicher Weise auch Ziel-
fonds belastet werden.

Die laufenden Kosten fiir die im Fonds gehaltenen Zielfondsanteile
werden bei der Berechnung der Gesamtkostenquote ggf. beriicksich-
tigt (siehe Abschnitt ,, Kosten — Gesamtkostenquote®).

Fiir die im Zusammenhang mit dem Erwerb von Zielfondsanteilen
anfallenden Gebiihren, Kosten, Steuern, Provisionen und sonstigen
Aufwendungen, die mittelbar von den Anlegern des Fonds zu tragen
sind, ist kein Hochstbetrag festgelegt.

Im Jahres- und Halbjahresbericht werden die Ausgabeaufschlige
und Riicknahmeabschlédge offengelegt, die dem Fonds im Berichts-
zeitraum fiir den Erwerb und die Riicknahme von Anteilen an Ziel-
fonds berechnet worden sind. Ferner wird die Vergiitung offengelegt,
die dem Fonds von einer in- oder ausldndischen Gesellschaft oder ei-
ner Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche un-
mittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, als Verwal-
tungsvergiitung fiir die im Fonds gehaltenen Zielfondsanteile be-

rechnet wurde.
3. Angabe einer Gesamtkostenquote

Im Jahresbericht werden die im Geschéftsjahr zu Lasten des Fonds
angefallenen Verwaltungskosten offengelegt und als Quote des
durchschnittlichen Fondsvolumens ausgewiesen (,,Gesamtkosten-
quote®). Die Verwaltungskosten setzen sich zusammen aus der Ver-
glitung fiir die Verwaltung des Fonds einschlieflich der erfolgsab-
hangigen Vergiitung, der Vergiitung der Verwahrstelle sowie den
Aufwendungen, die dem Fonds zusétzlich belastet werden konnen
(siehe Abschnitt ,,Kosten — Verwaltungsund sonstige Kosten“ sowie
,Besonderheiten beim Erwerb von Investment anteilen®). Sofern der
Fonds einen erheblichen Anteil seines Vermogens in andere offene
Investmentvermdgen anlegt, wird dariiber hinaus die Gesamtkosten-
quote dieser Zielfonds berticksichtigt. Die Gesamtkostenquote be-
inhaltet keine Nebenkosten und Kosten, die beim Erwerb und der
Veraulerung von Vermogensgegenstianden entstehen (Transaktions-
kosten) und keine erfolgsabhdngige Vergiitung. Sofern in den Anla-
gebedingungen eine erfolgsabhédngige Verwaltungsvergiitung verein-
bart wurde, ist diese dariiber hinaus im Jahresbericht gesondert als
Prozentsatz des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Invest-
mentvermogens anzugeben. Die Gesamtkostenquote wird in dem
Basisinformationsblatt als sogenannte ,,laufende Kosten“ veroffent-
licht.

4. Abweichender Kostenausweis durch Vertriebsstellen

Wird der Anleger beim Erwerb von Anteilen durch Dritte beraten
oder vermitteln diese den Kauf, weisen sie ihm gegebenenfalls Kos-
ten oder Kostenquoten aus, die nicht mit den Kostenangaben in die-
sem Prospekt und in dem Basisinformationsblatt deckungsgleich
sind und die hier beschriebene Gesamtkostenquote iibersteigen kon-
nen. Grund dafiir kann insbesondere sein, dass der Dritte die Kosten
seiner eigenen Tatigkeit (z.B. Vermittlung, Beratung oder Depotfiih-
rung) zusétzlich beriicksichtigt. Dariiber hinaus berticksichtigt er
ggf. auch einmalige Kosten wie Ausgabeaufschldge und benutzt in
der Regel andere Berechnungsmethoden oder auch Schitzungen fiir
die auf Fondsebene anfallenden Kosten, die insbesondere die Trans-
aktionskosten des Fonds mit umfassen.

Abweichungen im Kostenausweis kdnnen sich sowohl bei Informa-
tionen vor Vertragsschluss ergeben als auch bei regelméBigen Kos-
teninformationen iiber die bestehende Fondsanlage im Rahmen einer
dauerhaften Kundenbeziehung.

XV. Vergiitungspolitik

Die Vergiitungen der Mitarbeiter folgen einer festgelegten Vergii-
tungspolitik, deren Grundsatze als Zusammenfassung auf der Home-
page der Gesellschaft veroffentlicht werden. Sie besteht aus einer
festen Vergiitung, die sich bei Tarifangestellten nach dem Tarifver-
trag und bei auBertariflichen Mitarbeitern nach dem jeweiligen Ar-
beitsvertrag richtet. Dartiber hinaus ist fiir alle Mitarbeiter grund-
satzlich eine variable Vergiitung vorgesehen, die sich an dem Ge-
samtergebnis des Unternehmens und dem individuellen Leistungs-
beitrag des einzelnen Mitarbeiters orientiert.

Je nach Geschiftsergebnis bzw. individuellem Leistungsbeitrag kann
die variable Vergiitung jedoch auch komplett entfallen. Der Prozess
zur Bestimmung der individuellen variablen Vergiitung folgt einem
einheitlich vorgegebenen Prozess in einer jdhrlich stattfindenden Be-
urteilung mit festen Beurteilungskriterien. Hierauf basierend legt die
Geschiftsfithrung in Abstimmung mit den zustdndigen Fiihrungs-
kréften die individuelle variable Vergiitung fest, die dann vom Auf-
sichtsratsvorsitzenden der Gesellschaft genehmigt wird. Zusétzlich
werden allen Mitarbeiter einheitlich Forderungen im Hinblick auf
vermogenswirksame Leistungen, Altersvorsorge, Versicherungs-
schutz, Kantinennutzung, offentlichen Nahverkehr etc. angeboten.
Mitarbeiter ab einer bestimmten Karrierestufe haben zudem einen
Anspruch auf Gestellung eines Dienstwagens gemdl§ der geltenden
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CarPolicy der Gesellschaft.

Einzelheiten zur aktuellen Vergiitungspolitik der Gesellschaft sind
im Internet unter www.monega.de unter ,,Uber uns > Compliance“
verdffentlicht. Hierzu zdhlen eine Beschreibung der Berechnungs-
methoden fiir Vergiitungen und Zuwendungen an bestimmte Mitar-
beitergruppen, sowie die Angabe der fiir die Zuteilung zustindigen
Personen. Auf Verlangen werden die Informationen von der Gesell-
schaft kostenlos in Papierform zur Verfiigung gestellt.

XVI. Wertentwicklung, Ermittlung und
Verwendung der Ertrige, Geschiftsjahr

1. Wertentwicklung

Die Wertentwicklung des Fonds wird nach der BVI-Methode ermit-
telt, die wie folgt definiert wird:

Die Berechnung der Wertentwicklung des Fonds besteht im Ver-
gleich der Inventarwerte (Netto-Inventarwerte) zum Beginn und zum
Ende eines Berechnungszeitraums. Die wédhrend des Berechnungs-
zeitraums erfolgten Ausschiittungen werden am Tag der Ausschiit-
tung stets als zum Inventarwert wieder angelegt betrachtet. Der Ka-
pitalertragsteuer- (Zinsabschlagsteuer-)Betrag und der Solidaritéts-
zuschlag flieBen in die Wiederanlage ein. Von der Wiederanlage der
Ausschiittung muss auch deshalb ausgegangen werden, weil ande-
renfalls die Wertentwicklung von ausschiittenden und thesaurieren-
den Fonds nicht miteinander vergleichbar ist.

Die Wertentwicklung wird riickblickend in den Jahres- und Halbjah-
resberichten ver6ffentlicht werden, die unter www. monega.de ein-
sehbar sind.

Die Wertentwicklung des Fonds finden Sie am Ende des Verkaufs-
prospekts.

Sofern fiir den Fonds oder eine oder mehrere seiner Anteilklassen
noch keine Wertenwicklungsdaten fiir ein vollstandiges Kalenderjahr
vorliegen, kann die Wertentwicklung noch nicht im Verkaufspro-
spekt angegeben werden.

Die historische Wertentwicklung des Fonds ermoglicht keine
Prognose fiir die zukiinftige Wertentwicklung.

2. Ermittlung der Ertrage, Ertragsausgleichsverfahren

Der Fonds erzielt Ertrage in Form der wahrend des Geschéftsjahres
angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Di-
videnden und Ertrdgen aus Investmentanteilen. Weitere Ertrage kon-
nen aus der VerduBerung von fiir Rechnung des Fonds gehaltenen
Vermogensgegenstanden resultieren.

Die Gesellschaft wendet fiir den Fonds ein sog. Ertragsausgleichs-
verfahren an. Dieses verhindert, dass der Anteil der ausschiittungsfa-
higen Ertrdge am Anteilpreis infolge Mittelzu- und -abfliissen
schwankt. Anderenfalls wiirde jeder Mittelzufluss in den Fonds wéh-
rend des Geschéftsjahres dazu fiihren, dass an den Ausschiittungster-
minen pro Anteil weniger Ertrage zur Ausschiittung zur Verfiigung
stehen, als dies bei einer konstanten Anzahl umlaufender Anteile der
Fall wére. Mittelabfliisse hingegen wiirden dazu fiihren, dass pro
Anteil mehr Ertrage zur Ausschiittung zur Verfiigung stiinden, als
dies bei einer konstanten Anzahl umlaufender Anteile der Fall wére.

Um das zu verhindern, werden wéahrend des Geschéftsjahres die aus-
schiittungsfdhigen Ertrédge, die der Anteilerwerber als Teil des Aus-
gabepreises bezahlen muss und der Verkdufer von Anteilen als Teil
des Riicknahmepreises vergiitet erhélt, fortlaufend berechnet und als
ausschiittungsfahige Position in der Ertragsrechnung eingestellt. Da-
bei wird in Kauf genommen, dass Anleger, die beispielsweise kurz
vor dem Ausschiittungstermin Anteile erwerben, den auf Ertrdge
entfallenden Teil des Ausgabepreises in Form einer Ausschiittung
zuriickerhalten, obwohl ihr eingezahltes Kapital an dem Entstehen
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der Ertrage nicht mitgewirkt hat.
3. Ertragsverwendung und Geschiftsjahr

Die Gesellschaft schiittet grundsétzlich die wahrend des Geschifts-
jahres fiir Rechnung des Fonds angefallenen und nicht zur Kostende-
ckung verwendeten Zinsen, Dividenden und Ertrdge aus Investment-
anteilen — unter Beriicksichtigung des zugehorigen Ertragsausgleichs
— jedes Jahr innerhalb von 4 Monaten nach Geschéftsjahresende an
die Anleger aus. Realisierte Verdulerungsgewinne und sonstige Er-
trage — unter Beriicksichtigung des zugehorigen Ertragsausgleichs —
konnen ebenfalls zur Ausschiittung herangezogen werden. Ferner
konnen am Ausschiittungstag verfiigbare Bankguthaben ausgeschiit-
tet werden. Dies bedeutet, dass die Gesellschaft fiir den Fonds bzw.
fir ausschiittende Anteilklassen auch liquide Vermégenswerte zur
Ausschiittung heranziehen kann, wenn der vorgesehene Ausschiit-
tungsbetrag weder durch Zinsen, Dividenden und Ertrdge aus Invest-
mentanteilen sowie Entgelte aus Darlehens- und Pensionsgeschéften
noch durch realisierte VerduBerungsgewinne und sonstige Ertrdge
oder durch einen vorhandenen Vortrag zur Ausschiittung in spateren
Geschéftsjahren abgedeckt werden kann. Zu einer Zufiihrung aus
dem Sondervermogen, auch Substanzausschiittung genannt, kann es
auch dann kommen, wenn beispielsweise die realisierten Verluste
bei der Ausschiittungsberechnung unberticksichtigt bleiben. Die Zu-
fiihrung aus dem Sondervermogen wird im Jahresbericht des Fonds
ausgewiesen und erldutert. Eine Zufithrung aus dem Sondervermo-
gen kann auch in voller Hohe aus im Fonds gehaltenen liquiden Mit-
teln erfolgen.

Soweit die Anteile in einem Depot bei der Verwahrstelle verwahrt
werden, schreiben deren Geschiftsstellen die Ausschiittungen kos-
tenfrei gut. Soweit das Depot bei anderen Banken oder Sparkassen
gefiihrt wird, konnen zusétzliche Kosten entstehen.

Eine Aufstellung iiber die Ertragsverwendung der einzelnen An-
teilkassen ist dem Abschnitt ,, Anteilklassen im Uberblick* zu
entnehmen.

Das Geschéftsjahr des Fonds endet am 31. Juli.

XVIL Auflésung, Ubertragung und
Verschmelzung des Fonds

1. Voraussetzungen fiir die Auflésung des Fonds

Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflosung des Fonds zu ver-
langen. Die Gesellschaft kann ihr Recht zur Verwaltung des Fonds
kiindigen unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von mindestens
sechs Monaten durch Bekanntgabe im Bundesanzeiger und dariiber
hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht. Uber die Kiindigung
werden die Anleger aullerdem {iber ihre depotfiihrenden Stellen per
dauerhaftem Datentrdger, etwa in Papierform oder elektronischer
Form informiert. Mit dem Wirksamwerden der Kiindigung erlischt
das Recht der Gesellschaft, den Fonds zu verwalten. Des Weiteren
endet das Verwaltungsrecht der Gesellschaft, wenn das Insolvenz-
verfahren iiber ihr Vermogen eroffnet wird oder mit der Rechtskraft
des Gerichtsbeschlusses, durch den der Antrag auf die Eroffnung des
Insolvenzverfahrens mangels Masse abgewiesen wird.

Mit Erloschen des Verwaltungsrechts der Gesellschaft geht das Ver-
fligungsrecht tiber den Fonds auf die Verwahrstelle iiber, die den
Fonds abwickelt und den Erlos an die Anleger verteilt, oder mit Ge-
nehmigung der BaFin einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft
die Verwaltung tibertragt.

2. Verfahren bei Auflésung des Fonds

Mit dem Ubergang des Verfiigungsrechts iiber den Fonds auf die
Verwahrstelle wird die Ausgabe und Riicknahme von Anteilen ein-
gestellt und der Fonds abgewickelt. Der Erlos aus der VerduRerung
der Vermogenswerte des Fonds abziiglich der noch durch den Fonds
zu tragenden Kosten und der durch die Auflosung verursachten Kos-
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ten werden an die Anleger verteilt, wobei diese in Hohe ihrer jewei-
ligen Anteile am Fonds Anspriiche auf Auszahlung des Liquidati-
onserloses haben. Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr
Verwaltungsrecht erlischt, einen Auflosungsbericht, der den Anfor-
derungen an einen Jahresbericht entspricht. Spéatestens drei Monate
nach dem Stichtag der Auflosung des Fonds wird der Auflésungsbe-
richt im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Wahrend die Verwahr-
stelle den Fonds abwickelt, erstellt sie jahrlich sowie auf den Tag, an
dem die Abwicklung beendet ist, einen Bericht, der den Anforderun-
gen an einen Jahresbericht entspricht. Diese Berichte sind ebenfalls
spatestens drei Monate nach dem Stichtag im Bundesanzeiger be-
kannt zu machen.

3. Ubertragung des Fonds

Die Gesellschaft kann das Sondervermégen auf eine andere Kapital-
verwaltungsgesellschaft iibertragen. Die Ubertragung bedarf der vor-
herigen Genehmigung durch die BaFin. Die genehmigte Ubertra-
gung wird im Bundesanzeiger und dariiber hinaus im Jahresbericht
oder Halbjahresbericht des Fonds sowie den in diesem Verkaufspro-
spekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt ge-
macht. Uber die geplante Ubertragung werden die Anleger aufer-
dem {iber ihre depotfiihrenden Stellen per dauerhaften Datentrager,
etwa in Papierform oder elektronischer Form informiert. Der Zeit-
punkt, zu dem die Ubertragung wirksam wird, bestimmt sich nach
den vertraglichen Vereinbarungen zwischen der Gesellschaft und der
aufnehmenden Kapitalverwaltungsgesellschaft. Die Ubertragung
darf jedoch frithestens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung im
Bundesanzeiger wirksam werden. Samtliche Rechte und Pflichten
der Gesellschaft in Bezug auf den Fonds gehen dann auf die aufneh-
mende Kapitalverwaltungsgesellschaft tiber.

4. Voraussetzungen fiir die Verschmelzung des Fonds

Alle Vermogensgegenstidnde dieses Fonds diirfen mit Genehmigung
der BaFin auf ein anderes bestehendes oder durch die Verschmel-
zung neu gegriindetes Investmentvermdgen iibertragen werden, wel-
ches die Anforderungen an einen OGAW erfiillen muss, der in
Deutschland oder in einem anderen EU- oder EWR-Staat aufgelegt
wurde.

Die Ubertragung wird zum Geschiftsjahresende des iibertragenden
Fonds (Ubertragungsstichtag) wirksam, sofern kein anderer Ubertra-
gungsstichtag bestimmt wird.

5. Rechte der Anleger bei der Verschmelzung des Fonds

Die Anleger haben bis fiinf Arbeitstage vor dem geplanten Ubertra-
gungsstichtag entweder die Moglichkeit, ihre Anteile ohne weitere
Kosten zuriickzugeben, mit Ausnahme der Kosten zur Deckung der
Auflosung des Fonds, oder ihre Anteile gegen Anteile eines anderen
offenen Publikums-Investmentvermégens umzutauschen, das eben-
falls von der Gesellschaft oder einem Unternehmen desselben Kon-
zerns verwaltet wird und dessen Anlagegrundsédtze mit denen des
Fonds vergleichbar sind.

Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds vor dem geplanten Uber-
tragungsstichtag per dauerhaftem Datentrager, etwa in Papierform
oder elektronischer Form {iber die Griinde fiir die Verschmelzung,
die potentiellen Auswirkungen fiir die Anleger, deren Rechte in Zu-
sammenhang mit der Verschmelzung sowie iiber malgebliche Ver-
fahrensaspekte zu informieren. Den Anlegern ist zudem das Basisin-

formationsblatt fiir das Investmentvermdgen zu iibermitteln, auf das
die Vermogensgegenstdnde des Fonds iibertragen werden. Der Anle-
ger muss die vorgenannten Informationen mindestens 30 Tage vor
Ablauf der Frist zur Riickgabe oder Umtausch seiner Anteile erhal-
ten.

Am Ubertragungsstichtag werden die Nettoinventarwerte des Fonds
und des tibernehmenden Investmentvermogens berechnet, das Um-
tauschverhdltnis wird festgelegt und der gesamte Umtauschvorgang
wird vom Abschlusspriifer gepriift. Das Umtauschverhéltnis ermit-
telt sich nach dem Verhéltnis der Nettoinventarwerte je Anteil des
Fonds und des {ibernehmenden Investmentvermodgens zum Zeitpunkt
der Ubernahme. Der Anleger erhilt die Anzahl von Anteilen an dem
iibernehmenden Investmentvermogen, die dem Wert seiner Anteile
an dem Fonds entspricht.

Sofern die Anleger von ihrem Riickgabe- oder Umtauschrecht kei-
nen Gebrauch machen, werden sie am Ubertragungsstichtag Anleger
des iibernehmenden Investmentvermodgens. Die Gesellschaft kann
gegebenenfalls auch mit der Verwaltungsgesellschaft des iiberneh-
menden Investmentvermdgens festlegen, dass den Anlegern des
Fonds bis zu 10 Prozent des Wertes ihrer Anteile in bar ausgezahlt
werden. Mit der Ubertragung aller Vermogenswerte erlischt der
Fonds. Findet die Ubertragung wihrend des laufenden Geschiftsjah-
res des Fonds statt, muss die Gesellschaft auf den Ubertragungs-
stichtag einen Bericht erstellen, der den Anforderungen an einen
Jahresbericht entspricht. Die Gesellschaft macht im Bundesanzeiger
und dartiber hinaus in den in diesem Verkaufsprospekt bezeichneten
elektronischen Informationsmedien bekannt, wenn der Fonds auf ein
anderes von der Gesellschaft verwaltetes Investmentvermdgen ver-
schmolzen wurde und die Verschmelzung wirksam geworden ist.
Sollte der Fonds auf ein anderes Investmentvermdgen verschmolzen
werden, das nicht von der Gesellschaft verwaltet wird, so tibernimmt
die Verwaltungsgesellschaft die Bekanntmachung des Wirksamwer-
dens der Verschmelzung, die das iibernehmende oder neu gegriindete
Investmentvermogen verwaltet.

XVIII. Auslagerung
Die Gesellschaft hat die folgenden Tétigkeiten ausgelagert:

+ Datenschutz an DZ CompliancePartner GmbH, Neu-Isenburg
» Revision an PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprii-
fungsgesellschaft, Diisseldorf
¢ IT-Infrastruktur an CANCOM Managed Services GmbH, Koéln
« Fondsadministration, z.B.:
o Fondsbuchhaltung, Fondsberichte
o Unterstiitzungsleistungen im Bereich Marktrisikoanalyse und
Liquiditétsrisikomessung
o Kundenreporting

an Internationale Kapitalanlagegesellschaft mbH, Diisseldorf

Die Internationale Kapitalanlagegesellschaft mbH hat einzelne Ta-
tigkeiten im Zusammenhang mit der Fondsadministration auf ver-
bundene Unternehmen weiterverlagert.

Die Gesellschaft hat dariiber hinaus als externen Bewerter die Inter-
nationale Kapitalanlagegesellschaft mbH bestellt. Der Bewerter ist
mit der regelmafigen Bewertung sdmtlicher Vermogensgegenstinde
beauftragt.

32m



FutureVest Equity Sustainable Development Goals

VERKAUFSPROSPEKT

XIX. Interessenkonflikte
Bei der Gesellschaft konnen folgende Interessenkonflikte entstehen:

Die Interessen des Anlegers konnen mit folgenden Interessen kolli-
dieren:

» Interessen der Gesellschaft und der mit dieser verbundenen Un-
ternehmen,

 Interessen der Mitarbeiter der Gesellschaft oder

* Interessen anderer Anleger in diesem oder anderen Fonds.

Umstdnde oder Beziehungen, die Interessenkonflikte begriinden
konnen, umfassen insbesondere:

+ Anreizsysteme fiir Mitarbeiter der Gesellschaft,

+ Mitarbeitergeschafte,

* Zuwendungen an Mitarbeiter der Gesellschaft,

* Umschichtungen im Fonds,

« stichtagsbezogene Aufbesserung der Fondsperformance (,,win-
dow dressing“),

* Geschifte zwischen der Gesellschaft und den von ihr verwalteten
Investmentvermogen oder Individualportfolios bzw.

*+ Geschifte zwischen von der Gesellschaft verwalteten Investment-
vermogen und/oder Individualportfolios,

» Zusammenfassung mehrerer Orders (,,block trades®),

* Beauftragung von verbundenen Unternehmen und Personen,

+ Einzelanlagen von erheblichem Umfang,

+ wenn nach einer Uberzeichnung im Rahmen einer Aktienemissi-
on die Gesellschaft die Papiere fiir mehrere Investmentvermogen
oder Individualportfolios gezeichnet hat (,,IPO-Zuteilungen®),

+ Transaktionen nach Handelsschluss zum bereits bekannten abseh-
baren Schlusskurs des laufenden Tages, sogenanntes Late Tra-
ding.

Der Gesellschaft konnen im Zusammenhang mit Geschéften fiir
Rechnung des Fonds geldwerte Vorteile (Broker-Research, Finanz-
analysen, Markt- und Kursinformationssysteme, Schulungen etc.)
entstehen, die im Interesse der Anleger bei den Anlageentscheidun-
gen verwendet werden.

Dartiber hinaus kann auch die Gesellschaft ihren Geschéftspartnern
gegeniiber Zuwendungen in Form von nicht-monetdren Unterstiit-
zungsleistungen (z.B. Schulungen sowie Seminare im Rahmen von
Investmentkonferenzen, Anlegersymposien, Partnertagen und In-
vestmentfriihstiicken) gewdhren, welche darauf ausgelegt sind, die
Zusammenarbeit zu férdern und damit die Qualitat der kollektiven
Vermogensverwaltung aufrechtzuerhalten bzw. weiter zu verbessern.
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Derartige Annahme oder Gewdhrung von nicht-monetdren Zuwen-
dungen werden durch die Compliance-Funktion der Gesellschaft
tiberwacht und diirfen die Gesellschaft insbesondere nicht daran hin-
dern, pflichtgemdfl im besten Interesse der von ihr verwalteten In-
vestmentvermdgen zu handeln.

Der Gesellschaft fliefen grundsétzlich keine Riickvergiitungen der
aus dem Fonds an die Verwahrstelle und an Dritte geleisteten Vergii-
tungen und Aufwandserstattungen zu. Sofern abweichend vom Vor-
stehenden Riickvergiitungen an die Gesellschaft geleistet werden,
werden diese dem Fonds gutgeschrieben.

Anteile von Investmentfonds der Gesellschaft werden i.d.R. unter
Einschaltung Dritter, d.h. von Banken, Finanzdienstleistern, Maklern
und anderen befugten dritten Personen, vertrieben. Der Zusammen-
arbeit mit diesen Dritten liegt zumeist eine vertragliche Vereinba-
rung zugrunde, die festlegt, dass die Gesellschaft den Dritten fiir die
Vermittlung der Fondsanteile eine bestandsabhéngige Vermittlungs-
folgeprovision zahlt und den Dritten der Ausgabeaufschlag ganz
oder teilweise zusteht. Die bestandsabhéngige Vermittlungsfolgepro-
vision zahlt die Gesellschaft aus den ihr zustehenden Verwaltungs-
vergiitungen, d.h. aus ihrem eigenen Vermogen.

Zum Umgang mit Interessenkonflikten setzt die Gesellschaft folgen-
de organisatorische Malinahmen ein, um Interessenkonflikte zu er-
mitteln, ihnen vorzubeugen, sie zu steuern, zu beobachten und sie
offenzulegen:

» Bestehen einer Compliance-Abteilung, die die Einhaltung von
Gesetzen und Regeln iiberwacht und an die Interessenkonflikte
gemeldet werden miissen
« Pflichten zur Offenlegung
* Organisatorische MaRnahmen wie
o die Einrichtung von Vertraulichkeitsbereichen fiir einzelne Ab-
teilungen, um dem Missbrauch von vertraulichen Informatio-
nen vorzubeugen

o Zuordnung von Zustdndigkeiten, um unsachgemédRe Einfluss-
nahme zu verhindern

o die Trennung von Eigenhandel und Kundenhandel

+ Verhaltensregeln fiir Mitarbeiter in Bezug auf Mitarbeitergeschaf-
te, Verpflichtungen zur Einhaltung des Insiderrechts

+ Einrichtung von geeigneten Vergiitungssystemen

* Grundsétze zur Beriicksichtigung von Kundeninteressen und zur
anleger- und anlagegerechten Beratung bzw. Beachtung der ver-
einbarten Anlagerichtlinien

* Grundsitze zur bestmoglichen Ausfithrung beim Erwerb bzw.
Veréaullerung von Finanzinstrumenten

+ Einrichten von Orderannahmezeiten (Cut-off Zeiten)
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XX. Kurzangaben iiber steuerrechtliche
Vorschriften

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften gelten nur fiir Anle-
ger, die in Deutschland unbeschrankt steuerpflichtig sind. Unbe-
schrankt steuerpflichtige Anleger werden nachfolgend auch als Steu-
erinldnder bezeichnet. Dem ausldndischen Anleger empfehlen wir,
sich vor Erwerb von Anteilen an dem in diesem Verkaufsprospekt
beschriebenen Fonds mit seinem Steuerberater in Verbindung zu set-
zen und mogliche steuerliche Konsequenzen aus dem Anteilserwerb
in seinem Heimatland individuell zu kldren. Ausldndische Anleger
sind Anleger, die nicht unbeschrénkt steuerpflichtig sind. Diese wer-
den nachfolgend auch als Steuerausldnder bezeichnet.

Der Fonds ist als Zweckvermogen grundsétzlich von der Korper-
schaft- und Gewerbesteuer befreit. Er ist jedoch partiell korper-
schaftsteuerpflichtig mit seinen (aus deutscher steuerrechtlicher
Sicht) inldndischen Beteiligungseinnahmen und sonstigen inldndi-
schen Einkiinften im Sinne der beschrénkten Einkommensteuer-
pflicht, wobei Gewinne aus dem Verkauf von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften grundsatzlich ausgenommen sind; Gewinne aus der Ver-
dullerung von Anteilen an in- oder ausldndischen Kapitalgesellschaf-
ten, deren Anteilswert unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 50
Prozent auf inldndischem unbeweglichem Vermégen beruht, kénnen
unter gewissen Voraussetzungen auf Ebene des Fonds korperschaft-
steuerpflichtig sein. Der Steuersatz betrdgt 15 Prozent. Soweit die
steuerpflichtigen Einkiinfte im Wege des Kapitalertragsteuerabzugs
erhoben werden, umfasst der Steuersatz von 15 Prozent bereits den
Solidaritédtszuschlag.

Die Investmentertrige werden jedoch beim Privatanleger als Ein-
kiinfte aus Kapitalvermdgen der Einkommensteuer unterworfen, so-
weit diese zusammen mit sonstigen Kapitalertragen den aktuell gel-
tenden Sparer-Pauschbetrag' iibersteigen.

Einkiinfte aus Kapitalvermogen unterliegen grundsdtzlich einem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuziiglich Solidaritdtszuschlag und ge-
gebenenfalls Kirchensteuer). Zu den Einkiinften aus Kapitalvermo-
gen gehoren auch die Ertrage aus Investmentfonds (Investmentertra-
ge), d.h. die Ausschiittungen des Fonds, die Vorabpauschalen und
die Gewinne aus der VerdauBerung der Anteile.

Unter bestimmten Voraussetzungen kénnen die Anleger einen pau-
schalen Teil dieser Investmentertrage steuerfrei erhalten (sog. Teil-
freistellung).

Der Steuerabzug hat fiir den Privatanleger grundsatzlich Abgel-
tungswirkung (sog. Abgeltungsteuer), so dass die Einkiinfte aus Ka-
pitalvermogen regelmafig nicht in der Einkommensteuererkldrung
anzugeben sind. Bei der Vornahme des Steuerabzugs werden durch
die depotfiihrende Stelle grundsatzlich bereits Verlustverrechnungen
vorgenommen und aus der Direktanlage stammende ausldndische
Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgeltungswirkung, wenn
der personliche Steuersatz geringer ist als der Abgeltungssatz von 25
Prozent. In diesem Fall konnen die Einkiinfte aus Kapitalvermogen
in der Einkommensteuererkldrung angegeben werden. Das Finanz-
amt setzt dann den niedrigeren personlichen Steuersatz an und rech-
net auf die personliche Steuerschuld den vorgenommenen Steuerab-
zug an (sog. Giinstigerpriifung).

Sofern Einkiinfte aus Kapitalvermogen keinem Steuerabzug unterle-
gen haben (weil z.B. ein Gewinn aus der VerduBerung von Fondsan-
teilen in einem ausléndischen Depot erzielt wird), sind diese in der
Steuererkldarung anzugeben. Im Rahmen der Veranlagung unterlie-
gen die Einkiinfte aus Kapitalvermogen dann ebenfalls dem Abgel-
tungssatz von 25 Prozent oder dem niedrigeren personlichen Steuer-

satz. Sofern sich die Anteile im Betriebsvermogen befinden, werden

1 Der Sparer-Pauschbetrag betragt ab dem 01.01.2023 bei Einzelveranlagung 1.000,— Euro und
bei Zusammenveranlagung 2.000,— Euro.

die Ertrdge als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst.

1. Anteile im Privatvermégen (Steuerinldander)

a. Ausschiittungen

Ausschiittungen des Fonds sind grundsétzlich steuerpflichtig.

Der Fonds erfiillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen
Aktienfonds, daher sind 30 Prozent der Ausschiittungen steuerfrei.

Die steuerpflichtigen Ausschiittungen unterliegen i.d.R. dem Steuer-
abzug von 25 Prozent (zuztiglich Solidaritdtszuschlag und gegebe-
nenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der Anle-
ger Steuerinldnder ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern
die steuerpflichtigen Ertragsteile den aktuell geltenden Sparer-
Pauschbetrag” nicht {iberschreiten.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fiir Perso-
nen, die voraussichtlich nicht zur Einkommensteuer veranlagt wer-
den (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend
,»INV-Bescheinigung®).

Verwahrt der inldndische Anleger die Anteile in einem inldndischen
Depot, so nimmt die depotfiihrende Stelle als Zahlstelle vom Steuer-
abzug Abstand, wenn ihr vor dem festgelegten Ausschiittungstermin
ein in ausreichender Hohe ausgestellter Freistellungsauftrag nach
amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt
fiir die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird.
In diesem Fall erhélt der Anleger die gesamte Ausschiittung unge-
kiirzt gutgeschrieben.

b. Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschiittungen des
Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den Basisertrag fiir dieses Ka-
lenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multiplikation
des Riicknahmepreises des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs
mit 70 Prozent des Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren
Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. Der Basiser-
trag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten
und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzten Riicknahmepreis zu-
ziiglich der Ausschiittungen innerhalb des Kalenderjahrs ergibt. Im
Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich die Vorabpauschale um
ein Zwolftel fiir jeden vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs
vorangeht. Die Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden
Kalenderjahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsitzlich steuerpflichtig.

Der Fonds erfiillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen
Aktienfonds, daher sind 30 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei.

Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steu-
erabzug von 25 Prozent (zuziiglich Solidaritdtszuschlag und gegebe-
nenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der Anle-
ger Steuerinldnder ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern
die steuerpflichtigen Ertragsteile den aktuell geltenden Sparer-
Pauschbetrag® nicht iiberschreiten.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fiir Perso-
nen, die voraussichtlich nicht zur Einkommensteuer veranlagt wer-
den (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend
,»NV-Bescheinigung®).

2 Der Sparer-Pauschbetrag betragt ab dem 01.01.2023 bei Einzelveranlagung 1.000,— Euro und
bei Zusammenveranlagung 2.000,— Euro.

3 Der Sparer-Pauschbetrag betragt ab dem 01.01.2023 bei Einzelveranlagung 1.000,— Euro und
bei Zusammenveranlagung 2.000,— Euro.
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Verwahrt der inldndische Anleger die Anteile in einem inléndischen
Depot, so nimmt die depotfiihrende Stelle als Zahlstelle vom Steuer-
abzug Abstand, wenn ihr vor dem Zuflusszeitpunkt ein in ausrei-
chender Hohe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem
Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt fiir die
Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. In die-
sem Fall wird keine Steuer abgefiihrt. Andernfalls hat der Anleger
der inldndischen depotfiihrenden Stelle den Betrag der abzufiihren-
den Steuer zur Verfiigung zu stellen. Zu diesem Zweck darf die de-
potfiihrende Stelle den Betrag der abzufiihrenden Steuer von einem
bei ihr unterhaltenen und auf den Namen des Anlegers lautenden
Kontos ohne Einwilligung des Anlegers einziehen. Soweit der Anle-
ger nicht vor Zufluss der Vorabpauschale widerspricht, darf die de-
potfithrende Stelle auch insoweit den Betrag der abzufiihrenden
Steuer von einem auf den Namen des Anlegers lautenden Konto ein-
ziehen, wie ein mit dem Anleger vereinbarter Kontokorrentkredit fiir
dieses Konto nicht in Anspruch genommen wurde. Soweit der Anle-
ger seiner Verpflichtung, den Betrag der abzufiihrenden Steuer der
inldndischen depotfiihrenden Stelle zur Verfiigung zu stellen, nicht
nachkommt, hat die depotfiihrende Stelle dies dem fiir sie zustdndi-
gen Finanzamt anzuzeigen. Der Anleger muss in diesem Fall die
Vorabpauschale insoweit in seiner Einkommensteuererkldarung ange-
ben.

c. VerduBerungsgewinne auf Anlegerebene

Werden Anteile an dem Fonds verduBert, ist ein VerduBerungsge-
winn grundsétzlich steuerpflichtig.

Der Fonds erfiillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen
Aktienfonds, daher sind 30 Prozent der Verduerungsgewinne steu-
erfrei.

Sofern die Anteile in einem inldndischen Depot verwahrt werden,
nimmt die depotfithrende Stelle den Steuerabzug unter Berticksichti-
gung etwaiger Teilfreistellungen vor. Der Steuerabzug von 25 Pro-
zent (zuziiglich Solidaritdtszuschlag und gegebenenfalls Kirchen-
steuer) kann durch die Vorlage eines ausreichenden Freistellungsauf-
trags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden werden. Werden sol-
che Anteile von einem Privatanleger mit Verlust verduBSert, dann ist
der Verlust — ggf. reduziert aufgrund einer Teilfreistellung — mit an-
deren positiven Einkiinften aus Kapitalvermégen verrechenbar. So-
fern die Anteile in einem inldndischen Depot verwahrt werden und
bei derselben depotfiihrenden Stelle im selben Kalenderjahr positive
Einkiinfte aus Kapitalvermdgen erzielt wurden, nimmt die depotfiih-
rende Stelle die Verlustverrechnung vor.

Bei der Ermittlung des VerduBerungsgewinns ist der Gewinn um die
wahrend der Besitzzeit angesetzten Vorabpauschalen zu mindern.

d. Negative steuerliche Ertrdge

Eine Zurechnung negativer steuerlicher Ertrige des Fonds an den
Anleger ist nicht moglich.

e. Abwicklungsbesteuerung

Wihrend der Abwicklung des Fonds gelten Ausschiittungen eines
Kalenderjahres insoweit als steuerfreie Kapitalriickzahlung, wie der
letzte in diesem Kalenderjahr festgesetzte Riicknahmepreis die fort-
gefiihrten Anschaffungskosten unterschreitet. Dies gilt hochstens fiir
einen Zeitraum von zehn Kalenderjahren nach dem Kalenderjahr, in
dem die Abwicklung beginnt.

f. Wegzugsbesteuerung

Die Fondsanteile gelten steuerlich als verduBert, sofern die unbe-
schrankte Steuerpflicht eines Anlegers durch Aufgabe des Wohnsit-
zes oder gewohnlichen Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutsch-
land endet oder die Anteile unentgeltlich auf eine nicht unbeschrankt
steuerpflichtige Person tibertragen werden oder es aus anderen Griin-
den zum Ausschluss oder zur Beschrankung des Besteuerungsrechts
der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der
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VerduRerung der Fondsanteile kommt. In diesen Fillen kommt es zu
einer Besteuerung des bis dahin angefallenen Wertzuwachses. Die
sogenannte Wegzugsbesteuerung ist nur dann anzuwenden, wenn der
Anleger in den letzten fiinf Jahren vor der fiktiven Verduerung un-
mittelbar oder mittelbar mindestens 1 Prozent der ausgegebenen An-
teile des jeweiligen Fonds gehalten hat oder wenn der Anleger im
Zeitpunkt der fiktiven VerduRerung unmittelbar oder mittelbar
Fondsanteile hilt, deren Anschaffungskosten mindestens 500.000
EUR betragen haben, wobei die Beteiligungen an verschiedenen In-
vestmentfonds jeweils getrennt zu betrachten und hinsichtlich der
Anschaffungskosten nicht zusammenzurechnen sind, und die Sum-
me der steuerpflichtigen Gewinne aus allen Fondsanteilen insgesamt
positiv ist. Die Besteuerung hat in der Veranlagung zu erfolgen.

2. Anteile im Betriebsvermogen (Steuerinldnder)
a. Erstattung der Korperschaftsteuer des Fonds

Die auf Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer kann dem Fonds
zur Weiterleitung an einen Anleger erstattet werden, soweit dieser
Anleger eine inldndische Korperschaft, Personenvereinigung oder
Vermogensmasse ist, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschaft
oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsdchlichen Geschifts-
fiihrung ausschliefflich und unmittelbar gemeinniitzigen, mildtatigen
oder kirchlichen Zwecken dient oder eine Stiftung des 6ffentlichen
Rechts, die ausschlieflich und unmittelbar gemeinniitzigen oder
mildtatigen Zwecken dient, oder eine juristische Person des offentli-
chen Rechts ist, die ausschlieRlich und unmittelbar kirchlichen Zwe-
cken dient; dies gilt nicht, wenn die Anteile in einem wirtschaftli-
chen Geschéftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt fiir vergleich-
bare ausldndische Anleger mit Sitz und Geschéftsleitung in einem
Amts- und Beitreibungshilfe leistenden ausldndischen Staat.

Voraussetzung hierfiir ist, dass ein solcher Anleger einen entspre-
chenden Antrag stellt und die angefallene Korperschaftsteuer an-tei-
lig auf seine Besitzzeit entfdllt. Zudem muss der Anleger seit min-
destens drei Monaten vor dem Zufluss der korperschaftsteuer-pflich-
tigen Ertrdge des Fonds zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigen-
timer der Anteile sein, ohne dass eine Verpflichtung zur Ubertra-
gung der Anteile auf eine andere Person besteht. Des Weiteren darf
kein NieBbrauch an den Investmentertragen eingerdumt worden sein
und keine sonstige Verpflichtung bestanden haben, die Investmenter-
trage ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar anderen Perso-
nen zu vergiiten. Ferner setzt die Erstattung im Hinblick auf die auf
der Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer auf deutsche Divi-
denden und Ertrdge aus deutschen eigenkapitaldhnlichen Genuss-
rechten im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und deutsche
eigenkapitaldhnliche Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem
Eigentiimer ununterbrochen 45 Tage innerhalb von 45 Tagen vor
und nach dem Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrdge gehalten wur-
den und in diesen 45 Tagen ununterbrochen Mindestwertdanderungs-
risiken i.H.v. 70 Prozent bestanden (sog. 45-Tage-Regelung).

Dem Antrag sind Nachweise iiber die Steuerbefreiung und ein von
der depotfiihrenden Stelle ausgestellter Investmentanteil-Bestands-
nachweis beizufiigen. Der Investmentanteil-Bestandsnachweis ist ei-
ne nach amtlichem Muster erstellte Bescheinigung tiber den Umfang
der durchgehend wéhrend des Kalenderjahres vom Anleger gehalte-
nen Anteile sowie den Zeitpunkt und Umfang des Erwerbs und der
VerauBerung von Anteilen wihrend des Kalenderjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer kann dem Fonds
ebenfalls zur Weiterleitung an einen Anleger erstattet werden, soweit
die Anteile an dem Fonds im Rahmen von Altersvorsorge- oder Ba-
sisrentenvertrdgen gehalten werden, die nach dem Altersvorsorge-
vertrdge-Zertifizierungsgesetz zertifiziert wurden. Dies setzt voraus,
dass der Anbieter eines Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrags
dem Fonds innerhalb eines Monats nach dessen Geschéftsjahresende
mitteilt, zu welchen Zeitpunkten und in welchem Umfang Anteile
erworben oder verdufert wurden. Zudem ist die o.g. 45-Tage-Rege-
lung zu berticksichtigen.
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Eine Verpflichtung des Fonds bzw. der Gesellschaft, sich die ent-
sprechende Korperschaftsteuer zur Weiterleitung an den Anleger er-
statten zu lassen, besteht nicht.

Aufgrund der hohen Komplexitédt der Regelung erscheint die Hinzu-
ziehung eines steuerlichen Beraters sinnvoll.

b. Ausschiittungen

Ausschiittungen des Fonds sind grundsétzlich einkommen- bzw. kor-
perschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.

Der Fonds erfiillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen
Aktienfonds, daher sind 60 Prozent der Ausschiittungen steuerfrei
fir Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fiir Zwecke der
Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natiirlichen Personen im Be-
triebsvermogen gehalten werden. Fiir steuerpflichtige Korperschaf-
ten sind generell 80 Prozent der Ausschiittungen steuerfrei fiir Zwe-
cke der Korperschaftsteuer und 40 Prozent fiir Zwecke der Gewerbe-
steuer. Fiir Korperschaften, die Lebens- oder Krankenversicherungs-
unternehmen bzw. Pensionsfonds sind und bei denen die Anteile den
Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und
bei denen die Anteile dem Handelsbestand im Sinne des § 340e Abs.
3 HGB zuzuordnen sind oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Be-
triebsvermogen als Umlaufvermogen auszuweisen sind, sind 30 Pro-
zent der Ausschiittungen steuerfrei fiir Zwecke der Korperschaft-
steuer und 15 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer.

Die Ausschiittungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Pro-
zent (zuziiglich Solidaritdtszuschlag).

Da der Fond die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds
erfiillt, wird beim Steuerabzug die Teilfreistellung von 30 Prozent
berticksichtigt.

c. Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschiittungen des
Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den Basisertrag fiir dieses Ka-
lenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multiplikation
des Riicknahmepreises des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs
mit 70 Prozent des Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren
Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. Der Basiser-
trag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten
und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzten Riicknahmepreis zu-
ziiglich der Ausschiittungen innerhalb des Kalenderjahrs ergibt. Im
Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich die Vorabpauschale um
ein Zwolftel fiir jeden vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs
vorangeht. Die Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden
Kalenderjahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsétzlich einkommen- bzw. korperschaft-
steuer- und gewerbesteuerpflichtig.

Der Fonds erfiillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen
Aktienfonds, daher sind 60 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei
fiir Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fiir Zwecke der
Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natiirlichen Personen im Be-
triebsvermogen gehalten werden. Fiir steuerpflichtige Korperschaf-
ten sind generell 80 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei fiir Zwe-
cke der Korperschaftsteuer und 40 Prozent fiir Zwecke der Gewerbe-

steuer. Fiir Korperschaften, die Lebens- oder Krankenversicherungs-
unternehmen bzw. Pensionsfonds sind und bei denen die Anteile den
Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und
bei denen die Anteile dem Handelsbestand im Sinne des § 340e Abs.
3 HGB zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Betriebs-
vermogen als Umlaufvermégen auszuweisen sind, sind 30 Prozent
der Vorabpauschalen steuerfrei fiir Zwecke der Korperschaftsteuer
und 15 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer..

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25
Prozent (zuziiglich Solidaritdtszuschlag).

Da der Fond die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds
erfiillt, wird beim Steuerabzug die Teilfreistellung von 30 Prozent
berticksichtigt.

d. VerduBerungsgewinne auf Anlegerebene

Gewinne aus der VerduBerung der Anteile unterliegen grundsatzlich
der Einkommen- bzw. Korperschaftsteuer und der Gewerbesteuer.
Bei der Ermittlung des VerduBerungsgewinns ist der Gewinn um die
wéhrend der Besitzzeit angesetzten Vorabpauschalen zu mindern.

Der Fonds erfiillt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen
Aktienfonds, daher sind 60 Prozent der Verduerungsgewinne steu-
erfrei fiir Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fiir Zwecke
der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natiirlichen Personen im
Betriebsvermogen gehalten werden. Fiir steuerpflichtige Korper-
schaften sind generell 80 Prozent der VerdauBerungsgewinne steuer-
frei fiir Zwecke der Korperschaftsteuer und 40 Prozent fiir Zwecke
der Gewerbesteuer. Fiir Korperschaften, die Lebens- oder Kranken-
versicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds sind und bei denen
die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die Kreditin-
stitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbestand im Sinne
des § 340e Abs. 3 HGB zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zu-
gangs zum Betriebsvermdgen als Umlaufvermogen auszuweisen
sind, sind 30 Prozent der Verduferungsgewinne steuerfrei fiir Zwe-
cke der Korperschaftsteuer und 15 Prozent fiir Zwecke der Gewerbe-
steuer. Im Falle eines Verduferungsverlustes ist der Verlust in Hohe
der jeweils anzuwendenden Teilfreistellung auf Anlegerebene nicht
abzugsfahig.

Der Gewinn aus der fiktiven Verduferung ist fiir Anteile, die dem
Betriebsvermdgen eines Anlegers zuzurechnen sind, gesondert fest-
zustellen.

Die Gewinne aus der VerduBerung der Anteile unterliegen i.d.R. kei-
nem Kapitalertragsteuerabzug.

e. Negative steuerliche Ertrige

Eine Zurechnung negativer steuerlicher Ertrige des Fonds an den
Anleger ist nicht moglich.

f. Abwicklungsbesteuerung

Wiéhrend der Abwicklung des Fonds gelten Ausschiittungen eines
Kalenderjahres insoweit als steuerfreie Kapitalriickzahlung, wie der
letzte in diesem Kalenderjahr festgesetzte Riicknahmepreis die fort-
gefiihrten Anschaffungskosten unterschreitet. Dies gilt hochstens fiir
einen Zeitraum von zehn Kalenderjahren nach dem Kalenderjahr, in
dem die Abwicklung beginnt.
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XXI. Zusammenfassende

Ubersicht fiir die Besteuerung bei iiblichen betrieblichen Anlegergruppen

| Ausschiittungen | Vorabpauschalen | Verauflerungsgewinne
Inléndische Anleger
Einzelunternehmer Kapitalertragsteuer: 25 % (die Teilfreistellung fiir Aktienfonds i.H.v.| Kapitalertragsteuer:

30 % bzw. fiir Mischfonds i.H.v. 15 % wird berticksichtigt) Abstandnahme

Materielle Besteuerung: Einkommensteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beriicksichtigung von Teilfrei-
stellungen (Aktienfonds 60 % fiir Einkommensteuer / 30 % fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 30 % fiir
Einkommensteuer / 15 % fiir Gewerbesteuer)

Regelbesteuerte Korper-schaften
(typischerweise Industrieunter-
neh men; Banken, sofern Anteile
nicht im Handelsbestand gehalten
werden; Sachversicherer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme bei Banken, ansonsten 25 %(die
Teilfreistellung fiir Aktienfonds i.H.v. 30 % bzw. fiir Mischfonds
i.H.v. 15 % wird berticksichtigt)

Materielle Besteuerung: Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beriicksichtigung von Teil-
freistellungen (Aktienfonds 80 % fiir Korperschaftsteuer / 40 % fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 40 %
fiir Kérperschaftsteuer / 20 % fiir Gewerbesteuer)

Lebens- und Krankenver-siche-
rungsunternehmen und Pensions-
fonds, bei denen die Fondsanteile
den Kapitalan-lagen zuzurechnen
sind

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

Materielle Besteuerung: Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell keine Riick-
stellung fiir Beitragsriickerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch steuerlich anzu-erkennen ist ggf.
unter Berticksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds 30 % fiir Korperschaftsteuer / 15 % fiir Ge-
werbesteuer; Mischfonds 15 % fiir Korperschaftsteuer /

7,5 % fiir Gewerbesteuer)

Banken, die die Fondsanteile im
Handelsbestand halten

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

Materielle Besteuerung: Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beriicksichtigung von Teil-
freistellungen (Aktienfonds 30 % fiir Kérperschaftsteuer / 15 % fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 15 %
fiir Kérperschaftsteuer / 7,5 % fiir Gewerbesteuer)

Steuerbefreite gemeinniitzige,
mildtétige oder kirchliche Anle-
ger (insb. Kirchen, gemeinntitzi-
ge Stiftungen)

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

Materielle Besteuerung: Steuerfrei — zusétzlich kann die auf der Fondsebene angefallene Korperschaft-
steuer auf Antrag erstattet werden

Andere steuerbefreite An-leger
(insb. Pensionskassen, Sterbekas-
sen und Unterstiit-zungskassen,
sofern die im Korperschaftsteuer-
gesetz geregelten Voraussetzun-
gen erfiillt sind)

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme
Materielle Besteuerung: Steuerfrei

Unterstellt ist eine inldndische Depotverwahrung. Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und Koérperschaftsteuer wird ein Solidari-
tatszuschlag als Erganzungsabgabe erhoben. Fiir die Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug kann es erforderlich sein, dass Bescheini-
gungen rechtzeitig der depotfiihrenden Stelle vorgelegt werden.
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1. Steuerausliander

Verwahrt ein Steuerausldnder die Fondsanteile im Depot bei einer
inldndischen depotfiihrenden Stelle, wird vom Steuerabzug auf Aus-
schiittungen, Vorabpauschalen und Gewinne aus der Verduferung
der Anteile Abstand genommen, sofern er seine steuerliche Ausldn-
dereigenschaft nachweist. Sofern die Ausldndereigenschaft der de-
potfiihrenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig nachgewie-
sen wird, ist der ausldndische Anleger gezwungen, die Erstattung
des Steuerabzugs entsprechend der Abgabenordnung’ zu beantragen.
Zustandig ist das fiir die depotfiihrende Stelle zustandige Finanzamt.
Soweit ein Steuerausldnder einem inléndischen Anleger vergleichbar
ist, fiir den eine Erstattung der auf Fondsebene angefallenen Korper-
schaftsteuer moglich ist, ist grundsatzlich auch eine Erstattung mog-
lich. Auf die obigen Ausfiihrungen zu Steuerinldndern wird verwie-
sen. Voraussetzung ist zudem, dass der Steuerausldnder seinen Sitz
und seine Geschéftsleitung in einem Amts- und Beitreibungshilfe
leistenden auslédndischen Staat hat.

2. Solidaritatszuschlag

Auf den auf Ausschiittungen, Vorabpauschalen und Gewinnen aus
der Verduferung von Anteilen abzufiihrenden Steuerabzug ist ein
Solidaritédtszuschlag in Hohe von 5,5 Prozent zu erheben.

3. Kirchensteuer

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inldndischen depot-
fiihrenden Stelle (Abzugsverpflichteter) durch den Steuerabzug er-
hoben wird, wird die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem
Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuer-
pflichtige angehort, regelmélig als Zuschlag zum Steuerabzug erho-
ben. Die Abzugsféahigkeit der Kirchensteuer als Sonderausgabe wird
bereits beim Steuerabzug mindernd beriicksichtigt.

4. Auslindische Quellensteuer

Auf die auslidndischen Ertrdge des Fonds wird teilweise in den Her-
kunftslandern Quellensteuer einbehalten. Diese Quellensteuer kann
bei den Anlegern nicht steuermindernd beriicksichtigt werden.

5. Folgen der Verschmelzung von Investmentfonds

In den Féllen der Verschmelzung eines inldndischen Investment-
fonds auf einen anderen inldndischen Investmentfonds, bei denen
derselbe Teilfreistellungssatz zur Anwendung kommt, kommt es we-
der auf der Ebene der Anleger noch auf der Ebene der beteiligten In-
vestmentfonds zu einer Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. dieser
Vorgang ist steuerneutral. Erhalten die Anleger des iibertragenden
Sondervermogens eine im Verschmelzungsplan vorgesehene Barzah-
lung?, ist diese wie eine Ausschiittung zu behandeln.

Weicht der anzuwendende Teilfreistellungssatz des iibertragenden
von demjenigen des {ibernehmenden Investmentfonds ab, dann gilt
der Investmentanteil des iibertragenden Investmentfonds als verdu-
Rert und der Investmentanteil des {ibernehmenden Investmentfonds
als angeschafft. Der Gewinn aus der fiktiven VerduBerung gilt erst
als zugeflossen, sobald der Investmentanteil des iibernehmenden In-
vestmentfonds tatsdchlich verduBert wird oder in bestimmten Féllen
als verduRert gilt.

1§37 Abs. 2 AO.

2§ 190 Abs. 2 Nr. 2 KAGB.

6. Automatischer Informationsaustausch in Steuersachen

Die Bedeutung des automatischen Austauschs von Informationen
zur Bekampfung von grenziiberschreitendem Steuerbetrug und
grenziiberschreitender Steuerhinterziehung hat auf internationaler
Ebene in den letzten Jahren stark zugenommen.

Die OECD hat hierfiir unter anderem einen globalen Standard fiir
den automatischen Informationsaustausch {iiber Finanzkonten in
Steuersachen veroffentlicht (Common Reporting Standard, im Fol-
genden ,,CRS“). Der CRS wurde Ende 2014 mit der Richtlinie
2014/107/EU des Rates vom 9. Dezember 2014 in die Richtlinie
2011/16/EU beziiglich der Verpflichtung zum automatischen Aus-
tausch von Informationen im Bereich der Besteuerung integriert. Die
teilnehmenden Staaten (alle Mitgliedstaaten der EU sowie etliche
Drittstaaten) wenden den CRS mittlerweile an. Deutschland hat den
CRS mit dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz vom 21.
Dezember 2015 in deutsches Recht umgesetzt.

Mit dem CRS werden meldende Finanzinstitute (im Wesentlichen
Kreditinstitute und Wertpapierinstitute) dazu verpflichtet, bestimmte
Informationen tiber ihre Kunden einzuholen. Handelt es sich bei den
Kunden (natiirliche Personen oder Rechtstrdger) um in anderen teil-
nehmenden Staaten anséssige meldepflichtige Personen (dazu zéhlen
nicht z.B. borsennotierte Kapitalgesellschaften oder Finanzinstitute),
werden deren Konten und Depots als meldepflichtige Konten einge-
stuft. Die meldenden Finanzinstitute werden dann fiir jedes melde-
pflichtige Konto bestimmte Informationen an ihre Heimatsteuerbe-
horde tibermitteln. Diese tibermittelt die Informationen dann an die
Heimatsteuerbehorde des Kunden.

Bei den zu {ibermittelnden Informationen handelt es sich im Wesent-
lichen um die personlichen Daten des meldepflichtigen Kunden (Na-
me; Anschrift; Steueridentifikationsnummer oder -nummern; Ge-
burtsdatum und Geburtsort (bei natiirlichen Personen); Anséssig-
keitsstaat) sowie um Informationen zu den Konten und Depots (z.B.
Kontonummer; Kontosaldo oder Kontowert; Gesamtbruttobetrag der
Ertrage wie Zinsen, Dividenden oder Ausschiittungen von Invest-
mentfonds); Gesamtbruttoerlgse aus der VerduBerung oder Riickgabe
von Finanzvermogen (einschlieflich Fondsanteilen)).

Konkret betroffen sind folglich meldepflichtige Anleger, die ein
Konto und/oder Depot bei einem Finanzinstitut unterhalten, das in
einem teilnehmenden Staat anséssig ist. Daher werden deutsche Fi-
nanzinstitute Informationen tiber Anleger, die in anderen teilneh-
menden Staaten ansdssig sind, an das Bundeszentralamt fiir Steuern
melden, das die Informationen an die jeweiligen Steuerbehérden der
Ansassigkeitsstaaten der Anleger weiterleitet. Entsprechend werden
Finanzinstitute in anderen teilnehmenden Staaten Informationen
iiber Anleger, die in Deutschland ansédssig sind, an ihre jeweilige
Heimatsteuerbehorde melden, die die Informationen an das Bundes-
zentralamt fiir Steuern weiterleiten. Zuletzt ist es denkbar, dass in
anderen teilnehmenden Staaten anséssige Finanzinstitute Informatio-
nen iiber Anleger, die in wiederum anderen teilnehmenden Staaten
ansassig sind, an ihre jeweilige Heimatsteuerbehorde melden, die die
Informationen an die jeweiligen Steuerbehtrden der Ansdssigkeits-
staaten der Anleger weiterleiten.

7. Allgemeiner Hinweis

Die steuerlichen Ausfiithrungen gehen von der derzeit bekannten
Rechtslage aus. Sie richten sich an in Deutschland unbeschrénkt ein-
kommensteuerpflichtige oder unbeschrankt korperschaftsteuerpflich-
tige Personen. Es kann jedoch keine Gewdhr dafiir iibernommen
werden, dass sich die steuerliche Beurteilung durch Gesetzgebung,
Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht dndert.
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XXII. Wirtschaftspriifer

Mit der Priifung des Fonds und des Jahresberichts ist die Wirt-
schaftspriifungsgesellschaft KPMG AG Wirtschaftspriifungsgesell-
schaft, Diisseldorf, beauftragt.

Der Wirtschaftspriifer priift den Jahresbericht des Fonds. Das Ergeb-
nis der Priifung hat der Wirtschaftspriifer in einem besonderen Ver-
merk zusammenzufassen; der Vermerk ist in vollem Wortlaut im
Jahresbericht wiederzugeben. Bei der Priifung hat der Wirtschafts-
priifer auch festzustellen, ob bei der Verwaltung des Fonds die Vor-
schriften des KAGB sowie die Bestimmungen der Anlagebedingun-
gen beachtet worden sind. Der Wirtschaftspriifer hat den Bericht
tiber die Priifung des Fonds bei der BaFin einzureichen.

XXIII. Dienstleister

Unternehmen, die von der Gesellschaft ausgelagerte Funktionen
tibernehmen, sind im Abschnitt ,, Auslagerung“ dargestellt. Dariiber
hinaus hat die Gesellschaft folgende Dienstleister beauftragt:

» Anlageberater: DWPT Deutsche Wertpapiertreuhand GmbH, Her-
zogenaurach

» Berechnung der Performance: Deutsche Performancemessungs-
Gesellschaft fiir Wertpapierportfolios mbH, Frankfurt

* Steuerrechtliche Beratung im Hinblick auf die Fondsverwaltung:
KPMG AG Wirtschaftspriifungsgesellschaft, Diisseldorf

» Provisionsabrechnung/-zahlung an Vertriebspartner: FFB, Kron-
berg im Taunus
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+ Betriebs- und Hosting- und Cloud-Storage-Leistungen fiir den
Webauftritt der Gesellschaft: cleversoft GmbH, Miinchen / Web-
hostOne mbH, Bad Sackingen/ Google Ireland Limited, IRL-
Dublin

+ Delegation der Reportingverpflichtungen im Kontext der EMIR
Verordnungen: Kreissparkasse Koln, Koln; HSBC Continental
Europe S.A., Germany, Diisseldorf; DZ Bank AG, Frankfurt am
Main.

* Software as a Service (SaaS-)Dienstleistungen im Hinblick auf
die Erstellung gesetzlicher Verkaufsunterlagen: Content Software
GmbH, Bad Homburg

Rechte der Anleger sind mit diesen Dienstleistungen nicht verbun-
den. Soweit die Gesellschaft weitere Dienstleister beauftragt hat,
sind diese fiir die Verwaltung des Fonds nicht wesentlich.

XXIV. Zahlungen an die Anleger / Verbreitung
der Berichte und sonstigen Informationen

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist sichergestellt, dass die
Anleger ggf. die Ausschiittungen erhalten und dass Anteile zuriick-
genommen werden. Die in diesem Verkaufsprospekt erwdhnten An-
legerinformationen konnen auf dem im Abschnitt ,,Grundlagen —
Verkaufsunterlagen und Offenlegung von Informationen“ angegebe-
nen Wege bezogen werden.

Informationen iiber das Abstimmungsverhalten und die Abstim-
mungspolitik der Gesellschaft finden Sie auf der Homepage www.
monega.de.
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XXV. Von der Gesellschaft verwaltete Investmentvermégen

1. Von der Gesellschaft werden insgesamt folgende Investmentvermégen' verwaltet:

! Soweit es nicht das auf dem Deckblatt genannte Investmentvermdgen betrifft, sind die weiteren Investmentvermogen nicht Gegenstand dieses Verkaufsprospektes.

a. Investmentvermogen nach der OGAW-Richtlinie
Active Mining
Al Leaders
Aktienflex Protect US
Applied Science Equity Fund
Bernhardt Capital Global Fund
boerse.de-Aktienfonds
boerse.de-Dividendenfonds
boerse.de-Technologiefonds
boerse.de-Weltfonds
Bueno Global Strategy
Corporate M Sustainable
CSR Bond Focus SDG Fonds
CSR Bond Plus
CSR Ertrag Plus
DEVK-Anlagekonzept Rendite
DEVK-Anlagekonzept RenditeMax
DEVK-Anlagekonzept RenditePro
DEVK SmartSelect Aktien
DEVK SmartSelect Aktien Nachhaltig
Diversified Risk and Return
Dividende und Sentiment Aktien Europa
Equity for Life
FAM Credit Select
FO Core plus
FutureVest Equity Sustainable Development Goals
Global Outliers
Guliver Demografie Invest
Guliver Demografie Wachstum
Guliver Stiftungswerte Ertrag
Infinigon Investment Grade CLO Fonds
KirAc Stiftungsfonds alpha
Kolner Nachhaltigkeitsfonds
Lupus Alpha Return
Monega ARIAD Innovation
Monega BestInvest Europa
Monega Chance
Monega Dénische Covered Bonds
Monega Déanische Covered Bonds LD
Monega Dénische Covered Bonds SLD
Monega Ertrag
Monega Euro-Bond
Monega Euroland
Monega Fairlnvest Aktien
Monega Germany
Monega Global Bond

Monega Short Track SGB
Murphy&Spitz — Umweltfonds Deutschland
Murphy&Spitz Green Bond Fund
Peacock European Best Value ESG Fonds
PRIVACON Aktien EM
PRIVACON Anleihenfonds
PRIVACON Multi-Strategie-Fonds
PRIVACON Weltaktienfonds
SALytic Active Equity

SALytic Bond Opportunities
SALytic Strategy

Steyler Fair Invest — Balanced
Steyler Fair Invest — Bonds

Steyler Fair Invest — Equities
Steyler Fair Invest — Global Equities
Top Dividend

Top Global Brands

VM European Small and MidCaps
VM Income Plus

VM Sterntaler

VM Sterntaler 11

VM Vermogensverwaltungsfonds

. Alternative Publikums-Investmentvermogen (Publikums-

AIF)

o Gemischte Investmentvermogen
ASVK Substanz & Wachstum
DEVK-Anlagekonzept RenditeMax Nachhaltig
Fontanus Balanced
LaRoute Absolute Return Balanced
Monega Rohstoffe

o Sonstige Investmentvermogen
Compound Interest
Falkenstein Fonds
Gold & Sicherheit (Euro)
Intrinsic
Monega Mikrofinanz & Impact Fonds
nordIX European Consumer Credit Fonds
Partners Fund
Primary Research Fund
Rubicon Stockpicker Fund
Truffle

c. Alternative Spezial-Investmentvermogen (Spezial-AIF)

Die Gesellschaft verwaltet zudem 26 Spezial-Investmentver-
mogen.
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Allgemeine Anlagebedingungen

zur Regelung des Rechtsverhéltnisses zwischen den Anlegern und
der Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH (nachstehend ,,Gesell-
schaft“ genannt) fiir die von der Gesellschaft verwalteten Sonderver-
mogen gemdl der OGAW-Richtlinie, die nur in Verbindung mit den
fir das jeweilige OGAW-Sondervermogen aufgestellten ,,Besonde-
ren Anlagebedingungen“ gelten.

§ 1 Grundlagen

1. Die Gesellschaft ist eine OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft
und unterliegt den Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuchs
(,KAGB®).

2. Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen Na-
men fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger nach dem
Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelas-
senen Vermogensgegenstdanden gesondert vom eigenen Vermo-
gen in Form eines OGAW-Sondervermégens an. Der Geschéfts-
zweck des OGAW-Sondervermogens ist auf die Kapitalanlage
gemal einer festgelegten Anlagestrategie im Rahmen einer kol-
lektiven Vermogensverwaltung mittels der bei ihm eingelegten
Mittel beschrénkt; eine operative Tatigkeit und eine aktive un-
ternehmerische Bewirtschaftung der gehaltenen Vermogensge-
genstdnde ist ausgeschlossen.

3. Das Rechtsverhiltnis zwischen Gesellschaft und dem Anleger
richtet sich nach den Allgemeinen Anlagebedingungen
(-AABen“) und Besonderen Anlagebedingungen (,BABen“)
des OGAW-Sondervermogens und dem KAGB.

§ 2 Verwahrstelle

1. Die Gesellschaft bestellt fir das OGAW-Sondervermogen ein
Kreditinstitut als Verwahrstelle; die Verwahrstelle handelt unab-
héngig von der Gesellschaft und ausschlielich im Interesse der
Anleger.

2. Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach
dem mit der Gesellschaft geschlossenen Verwahrstellenvertrag,
nach dem KAGB und den Anlagebedingungen.

3. Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach MaRgabe des §
73 KAGB auf ein anderes Unternehmen (Unterverwahrer) ausla-
gern. Naheres hierzu enthélt der Verkaufsprospekt.

4. Die Verwahrstelle haftet gegeniiber dem OGAW-Sondervermo-
gen oder gegeniiber den Anlegern fiir das Abhandenkommen ei-
nes verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des § 72 Absatz 1
Nr. 1 KAGB durch die Verwahrstelle oder durch einen Unterver-
wahrer, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 73
Absatz 1 KAGB iibertragen wurde. Die Verwahrstelle haftet
nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen
auf dullere Ereignisse zurtickzufiihren ist, deren Konsequenzen
trotz aller angemessenen Gegenmafnahmen unabwendbar wa-
ren. Weitergehende Anspriiche, die sich aus den Vorschriften des
biirgerlichen Rechts auf Grund von Vertrdgen oder unerlaubten
Handlungen ergeben, bleiben unberiihrt. Die Verwahrstelle haf-
tet auch gegeniiber dem OGAW-Sondervermoégen oder den An-
legern fiir samtliche sonstigen Verluste, die diese dadurch erlei-
den, dass die Verwahrstelle fahrldssig oder vorsétzlich ihre Ver-
pflichtungen nach den Vorschriften des KAGB nicht erfiillt. Die
Haftung der Verwahrstelle bleibt von einer etwaigen Ubertra-
gung der Verwahraufgaben nach Absatz 3 Satz 1 unberiihrt.

§ 3 Fondsverwaltung
1. Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermogensgegenstan-

de im eigenen Namen fiir gemeinschaftliche Rechnung der An-
leger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit, Sorgfalt und
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Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben unabhéingig von der Verwahrstelle und ausschlieflich
im Interesse der Anleger.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern einge-
legten Geld die Vermogensgegenstande zu erwerben, diese wie-
der zu verdufern und den Erlos anderweitig anzulegen; sie ist
ferner erméchtigt, alle sich aus der Verwaltung der Vermogens-
gegenstdnde ergebenden sonstigen Rechtshandlungen vorzuneh-
men.

3. Die Gesellschaft darf fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anle-
ger weder Gelddarlehen gewdhren noch Verpflichtungen aus ei-
nem Biirgschafts- oder einem Garantievertrag eingehen; sie darf
keine Vermogensgegenstande nach Malgabe der §§ 193, 194
und 196 KAGB verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschéftsab-
schlusses nicht zum OGAW-Sondervermogen gehoéren. § 197
KAGB bleibt unberiihrt.

§ 4 Anlagegrundsatze

Das OGAW-Sondervermogen wird unmittelbar oder mittelbar nach
dem Grundsatz der Risikomischung angelegt. Die Gesellschaft soll
fiir das OGAW-Sondervermégen nur solche Vermogensgegenstande
erwerben, die Ertrag und/oder Wachstum erwarten lassen. Sie be-
stimmt in den BABen, welche Vermogensgegenstinde fiir das
OGAW-Sondervermogen erworben werden diirfen.

§ 5 Wertpapiere

Sofern die BABen keine weiteren Einschrankungen vorsehen, darf
die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB fiir Rechnung des
OGAW-Sondervermogens Wertpapiere nur erwerben, wenn

a) sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europdi-
schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens iiber den Europdischen Wirtschaftsraum
zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in
diesen einbezogen sind,

b)  sie ausschlieflich an einer Bérse auBerhalb der Mit-
gliedstaaten der Europdischen Union oder auBerhalb der
anderen Vertragsstaaten des Abkommens iiber den Eu-
ropdischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen
oder in einem dieser Staaten an einem anderen organi-
sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organi-
sierten Marktes von der Bundesanstalt fiir Finanzdienst-
leistungsaufsicht (,,Bundesanstalt“) zugelassen ist’,

c)  ihre Zulassung an einer Borse in einem Mitgliedstaat
der Europdischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens iiber den Européischen Wirt-
schaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an einem
organisierten Markt oder ihre Einbeziehung in diesen
Markt in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
iiber den Européischen Wirtschaftsraum nach den Aus-
gabebedingungen zu beantragen ist, sofern die Zulas-
sung oder Einbeziehung dieser Wertpapiere innerhalb
eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt,

d)  ihre Zulassung an einer Borse zum Handel oder ihre
Zulassung an einem organisierten Markt oder die Einbe-
ziehung in diesen Markt auBerhalb der Mitgliedstaaten
der Europdischen Union oder auBerhalb der anderen
Vertragsstaaten des Abkommens iiber den Européischen
Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu be-

antragen ist, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses

1 Die ,Liste der zugelassenen Boérsen und der anderen organisierten Mérkte gemaR § 193 Abs. 1
Nr. 2 und 4 KAGB*“ wird auf der Internetseite der Bundesanstalt veroffentlicht (http://
www.bafin.de)
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organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen
ist und die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpa-
piere innerhalb eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt,

e) sie Aktien sind, die dem OGAW-Sondervermdgen bei
einer Kapitalerhthung aus Gesellschaftsmitteln zuste-
hen,

f) sie in Ausiibung von Bezugsrechten, die zum OGAW-
Sondervermogen gehoren, erworben werden,

g) sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in §
193 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 KAGB genannten Kriterien
erfiillen,

h) sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Absatz 1
Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kriterien erfiillen.

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buchstaben a) bis d) darf
nur erfolgen, wenn zusétzlich die Voraussetzungen des § 193 Absatz
1 Satz 2 KAGB erfiillt sind. Erwerbbar sind auch Bezugsrechte, die
aus Wertpapieren herriihren, welche ihrerseits nach diesem § 5 er-
werbbar sind.

§ 6 Geldmarktinstrumente

1. Sofern die BABen keine weiteren Einschrankungen vorsehen,
darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB fiir Rech-
nung des OGAW-Sondervermégens Instrumente, die iiblicher-
weise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, sowie verzinsliche
Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fiir das OGAW-
Sondervermdogen eine restliche Laufzeit von hochstens 397 Ta-
gen haben, deren Verzinsung nach den Ausgabebedingungen
wahrend ihrer gesamten Laufzeit regelmdfig, mindestens aber
einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder deren
Risikoprofil dem Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht
(,,Geldmarktinstrumente®), erwerben.

Geldmarktinstrumente diirfen fiir das OGAW-Sondervermogen
nur erworben werden, wenn sie

a)  an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europdischen
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens {iber den Europdischen Wirtschaftsraum zum
Handel zugelassen oder dort an einem anderen organi-
sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind,

b)  ausschlieflich an einer Borse auRerhalb der Mitglied-
staaten der Europdischen Union oder auferhalb der an-
deren Vertragsstaaten des Abkommens iiber den Euro-
pdischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder
dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen
oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser
Borse oder dieses organisierten Marktes von der Bun-
desanstalt zugelassen ist',

c¢)  von der Europdischen Union, dem Bund, einem Sonder-
vermogen des Bundes, einem Land, einem anderen Mit-
gliedstaat oder einer anderen zentralstaatlichen, regio-
nalen oder lokalen Gebietskorperschaft oder der Zen-
tralbank eines Mitgliedstaates der Europdischen Union,
der Europdischen Zentralbank oder der Europdischen
Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser
ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundes-
staates oder von einer internationalen 6ffentlich-rechtli-
chen Einrichtung, der mindestens ein Mitgliedstaat der
Europédischen Union angehort, begeben oder garantiert
werden,

d)  von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wert-
papiere auf den unter den Buchstaben a) und b) be-

zeichneten Markten gehandelt werden,
L siehe FuBnote 1

e) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Eu-
ropdischen Union festgelegten Kriterien einer Aufsicht
unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichts-
bestimmungen, die nach Auffassung der Bundesanstalt
denjenigen des Rechts der Europdischen Union gleich-
wertig sind, unterliegt und diese einhélt, begeben oder
garantiert werden, oder

f)  von anderen Emittenten begeben werden und diese den
Anforderungen des § 194 Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 KAGB
entsprechen.

2. Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 diirfen nur er-
worben werden, wenn sie die jeweiligen Voraussetzungen des §
194 Absatz 2 und 3 KAGB erfiillen.

§ 7 Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des OGAW-Sondervermogens
Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von hochstens zwo6lf Mona-
ten haben. Die auf Sperrkonten zu fiihrenden Guthaben kdnnen bei
einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europdi-
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens iiber
den Europdischen Wirtschaftsraum unterhalten werden; die Gutha-
ben konnen auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Dritt-
staat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der Bundes-
anstalt denjenigen des Rechts der Europdischen Union gleichwertig
sind, gehalten werden. Sofern in den BABen nichts anderes be-
stimmt ist, konnen die Bankguthaben auch auf Fremdwéahrung lau-
ten.

§ 8 Investmentanteile

1. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann
die Gesellschaft fiir Rechnung des OGAW-Sondervermogens
Anteile an Investmentvermogen gemdaB der Richtlinie 2009/65/
EG (OGAW) erwerben. Anteile an anderen inldndischen Son-
dervermogen und Investmentaktiengesellschaften mit verdnder-
lichem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF und ausldndi-
schen offenen AIF, konnen erworben werden, sofern sie die An-
forderungen des § 196 Absatz 1 Satz 2 KAGB erfiillen.

2. Anteile an inldndischen Sondervermégen und Investmentaktien-
gesellschaften mit verdnderlichem Kapital, an EU-OGAW, an
offenen EU-AIF und an ausldndischen offenen AIF, darf die Ge-
sellschaft nur erwerben, wenn nach den Anlagebedingungen
oder der Satzung der Kapitalverwaltungsgesellschaft, der Invest-
mentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital, des EU-In-
vestmentvermégens, der EU-Verwaltungsgesellschaft, des aus-
landischen AIF oder der auslandischen AIF-Verwaltungsgesell-
schaft insgesamt hochstens 10 Prozent des Wertes ihres Vermo-
gens in Anteilen an anderen inldndischen Sondervermégen, In-
vestmentaktiengesellschaften mit verénderlichem Kapital, offe-
nen EU-Investmentvermogen oder ausldndischen offenen AIF
angelegt werden diirfen.

§ 9 Derivate

1. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann
die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des OGAW-Son-
dervermogens Derivate gemdB § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB
und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente gemafl §
197 Absatz 1 Satz 2 KAGB einsetzen. Sie darf - der Art und
dem Umfang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente
mit derivativer Komponente entsprechend - zur Ermittlung der
Auslastung der nach § 197 Absatz 2 KAGB festgesetzten Markt-
risikogrenze fiir den Einsatz von Derivaten und Finanzinstru-
menten mit derivativer Komponente entweder den einfachen
oder den qualifizierten Ansatz im Sinne der gemal § 197 Absatz
3 KAGB erlassenen ,,Verordnung iiber Risikomanagement und
Risikomessung beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darle-
hen und Pensionsgeschiften in Investmentvermdgen nach dem
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Kapitalanlagegesetzbuch® (,,DerivateV*) nutzen; das Nahere re-
gelt der Verkaufsprospekt.

Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie re-
gelmdlig nur Grundformen von Derivaten und Finanzinstru-
menten mit derivativer Komponente oder Kombinationen aus
diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer Kompo-
nente sowie gemadld § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zuléssigen Ba-
siswerten im OGAW-Sondervermogen einsetzen. Komplexe De-
rivate mit gemal § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zuldssigen Ba-
siswerten diirfen nur zu einem vernachldssigbaren Anteil einge-
setzt werden. Der nach Maflgabe von § 16 DerivateV zu ermit-
telnde Anrechnungsbetrag des OGAW-Sondervermogens fiir das
Marktrisiko darf zu keinem Zeitpunkt den Wert des Sonderver-
mogens libersteigen.

Grundformen von Derivaten sind:

a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Absatz
1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen
nach § 196 KAGB;

b)  Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach
§ 197 Absatz 1 KAGB mit der Ausnahme von Invest-
mentanteilen nach § 196 KAGB und auf Terminkon-
trakte nach Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigen-
schaften aufweisen:

aa) eine Ausiibung ist entweder wéhrend der
gesamten Laufzeit oder zum Ende der
Laufzeit moglich und

bb) der Optionswert hdngt zum Ausiibungszeit-

punkt linear von der positiven oder negati-
ven Differenz zwischen Basispreis und
Marktpreis des Basiswerts ab und wird null,
wenn die Differenz das andere Vorzeichen
hat;

¢)  Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wéhrungsswaps;

d)  Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die in
Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und bb) beschriebe-
nen Eigenschaften aufweisen (Swaptions);

e)  Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Ba-
siswert beziehen (Single Name Credit Default Swaps).

Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie —
vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagementsystems — in
jegliche Finanzinstrumente mit derivativer Komponente oder
Derivate investieren, die von einem gemaR § 197 Absatz 1 Satz
1 KAGB zuléssigen Basiswert abgeleitet sind.

Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermdgen zuzuordnende
potenzielle Risikobetrag fiir das Marktrisiko ("Risikobetrag") zu
keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobetrags
fiir das Marktrisiko des zugehorigen Vergleichsvermdgens ge-
mal § 9 der DerivateV {iibersteigen. Alternativ darf der Risiko-
betrag zu keinem Zeitpunkt 20 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermogens iibersteigen.

Unter keinen Umstdnden darf die Gesellschaft bei diesen Ge-
schiften von den in den Anlagebedingungen oder von den im
Verkaufsprospekt genannten Anlagegrundsétzen und -grenzen
abweichen.

Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstrumente mit deri-
vativer Komponente zum Zwecke der Absicherung, der effizien-
ten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzertragen
einsetzen, wenn und soweit sie dies im Interesse der Anleger fiir
geboten halt.

Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze fiir den Einsatz von

7.

Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente
darf die Gesellschaft jederzeit gemdR § 6 Satz 3 der DerivateV
zwischen dem einfachen und dem qualifizierten Ansatz wech-
seln. Der Wechsel bedarf nicht der Genehmigung durch die Bun-
desanstalt, die Gesellschaft hat den Wechsel jedoch unverziig-
lich der Bundesanstalt anzuzeigen und im néachstfolgenden
Halbjahres- oder Jahresbericht bekannt zu machen.

Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit deriva-
tiver Komponente wird die Gesellschaft die DerivateV beachten.

§ 10 Sonstige Anlageinstrumente

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die
Gesellschaft fiir Rechnung des OGAW-Sondervermogens bis zu 10
Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens in Sonstige Anla-
geinstrumente gemaR § 198 KAGB anlegen.

§ 11 Emittentengrenzen und Anlagegrenzen

1.

4.

Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, in der
DerivateV und in den Anlagebedingungen festgelegten Grenzen
und Beschrankungen zu beachten.

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschlieflich der in
Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
desselben Emittenten diirfen bis zu 5 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermogens erworben werden; in diesen Werten
diirfen jedoch bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sonder-
vermogens angelegt werden, wenn dies in den BABen vorgese-
hen ist und der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente dieser Emittenten 40 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdogens nicht tibersteigt. Die Emittenten von Wertpa-
pieren und Geldmarktinstrumenten sind auch dann im Rahmen
der in Satz 1 genannten Grenzen zu beriicksichtigen, wenn die
von diesen emittierten Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
mittelbar iiber andere im OGAW-Sondervermogen enthaltenen
Wertpapiere, die an deren Wertentwicklung gekoppelt sind, er-
worben werden.

Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuldschein-
darlehen und Geldmarktinstrumente, die vom Bund, einem
Land, der Europédischen Union, einem Mitgliedstaat der Euro-
pdischen Union oder seinen Gebietskorperschaften, einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens iiber den Europdischen Wirt-
schaftsraum, einem Drittstaat oder von einer internationalen Or-
ganisation, der mindestens ein Mitgliedstaat der Europdischen
Union angehort, ausgegeben oder garantiert worden sind, je-
weils bis zu 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermo-
gens anlegen.

Die Gesellschaft darf je Emittent bis zu 25 Prozent des Wertes
des OGAW-Sondervermogens anlegen in

a)  Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen so-
wie Schuldverschreibungen, die von Kreditinstituten
mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Européischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
iiber den Europdischen Wirtschaftsraum vor dem 8. Juli
2022 ausgegeben worden sind, wenn die Kreditinstitute
aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der In-
haber dieser Schuldverschreibungen einer besonderen
offentlichen Aufsicht unterliegen und die mit der Aus-
gabe der Schuldverschreibungen aufgenommenen Mit-
tel nach den gesetzlichen Vorschriften in Vermogens-
werten angelegt werden, die wahrend der gesamten
Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich aus ihnen
ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend decken und
die bei einem Ausfall des Emittenten vorrangig fiir die
fallig werdenden Riickzahlungen und die Zahlung der
Zinsen bestimmt sind,
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b)  gedeckte Schuldverschreibungen im Sinne des Artikels
3 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2019/2162 des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates vom 27. November
2019 tiber die Emission gedeckter Schuldverschreibun-
gen und die offentliche Aufsicht iiber gedeckte Schuld-
verschreibungen und zur Anderung der Richtlinien
2009/65/EG und 2014/59/EU (ABI. L 328 vom 18. De-
zember 2019, S. 29), die nach dem 7. Juli 2022 begeben
wurden.

Legt die Gesellschaft mehr als 5 Prozent des Wertes des OGAW-

a)  samtliche Vermogensgegenstinde und Verbindlichkei-
ten dieses OGAW-Sondervermdgens auf ein anderes be-
stehendes oder ein neues, dadurch gegriindetes OGAW-
Sondervermogen, oder einen EU-OGAW oder eine
OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit verdnderli-
chem Kapital tibertragen;

b)  samtliche Vermogensgegenstdande und Verbindlichkei-
ten eines anderen offenen Publikumsinvestmentvermo-
gens in dieses OGAW-Sondervermdgen aufnehmen.

Sondervermogens in Schuldverschreibungen desselben Emitten- 2. ]3_1‘3 VerSC?fPe}ilel)ni P«zdarf Qer ('}enellﬁrr{igung der jezv}elﬂs zustdn-
ten nach Satz 1 an, so darf der Gesamtwert dieser Schuldver- blgen. ﬁu smdts enor e‘bple Einzelheiten des Verfahrens erge-
schreibungen 80 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermo- en sich aus den 8§ 182 bis 191 KAGB.

gens nicht libersteigen. 3. Das OGAW-Sondervermdgen darf nur mit einem Publikumsin-

Die Grenze in Absatz 3 darf fiir Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente desselben Emittenten nach MaRgabe von § 206 Ab-
satz 2 KAGB iiberschritten werden, sofern die BABen dies unter
Angabe der betreffenden Emittenten vorsehen. In diesen Féllen
miissen die fiir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens gehal-
tenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus mindestens
sechs verschiedenen Emissionen stammen, wobei nicht mehr als
30 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens in einer
Emission gehalten werden diirfen.

mentvermogens, das nach dem Grundsatz der Risikomischung
in Vermogensgegenstdnde im Sinne der §§ 192 bis 198 KAGB
angelegt ist, erwerben.

vestmentvermdgen verschmolzen werden, das kein OGAW ist,
wenn das iibernehmende oder neugegriindete Investmentvermo-
gen weiterhin ein OGAW ist. Verschmelzungen eines EU-
OGAW auf das OGAW-Sondervermdégen konnen dariiber hinaus
gemadl den Vorgaben des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe p Ziffer
iii der Richtlinie 2009/65/EG erfolgen.

§ 13 Wertpapier-Darlehen

1. Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des OGAW-Sondervermo-
Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des gens einem Wertpapier-Darlehensnehmer gegen ein marktge-
OGAW-Sondervermégens in Bankguthaben nach Mafgabe des rechtes Entgelt nach Ubertragung ausreichender Sicherheiten ge-
§ 195 KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen. maR § 200 Absatz 2 KAGB ein jederzeit kiindbares Wertpapier-
Darlehen gewédhren. Der Kurswert der zu iibertragenden Wertpa-
. Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination aus: piere darf zusammen mit dem Kurswert der fiir Rechnung des
OGAW-Sondervermogens demselben Wertpapier-Darlehensneh-
mer einschlieflich konzernangehériger Unternehmen im Sinne
a)  Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von ein des § 290 Handelsgesetzbuch bereits als Wertpapier-Darlehen
und derselben Einrichtung begeben werden, iibertragenen Wertpapiere 10 Prozent des Wertes des OGAW-
b) Einlagen bei dieser Einrichtung und Sondervermdgens nicht tibersteigen.
c) Anrechnungsbetrdgen fiir das Kontrahentenrisiko der 2. Werden die Sicherheiten fiir die tibertragenen Wertpapiere vom
mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschiifte, Wertpapier-Darlehensnehmer in Guthaben erbracht, miissen die
Guthaben auf Sperrkonten gemaR § 200 Absatz 2 Satz 3 Nr. 1
20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens nicht tiber- KAGB unterhalten werden. Alternativ darf die Gesellschaft von
steigt. Satz 1 gilt fiir die in Absatz 3 und 4 genannten Emittenten der Moglichkeit Gebrauch machen, diese Guthaben in der Wéh-
und Garantiegeber mit der MaRgabe, dass die Gesellschaft si- rung des Guthabens in folgende Vermogensgegenstande anzule-
cherzustellen hat, dass eine Kombination der in Satz 1 genann- gen:
ten Vermogensgegenstinde und Anrechnungsbetrdge 35 Prozent
fies Wgrtes cl.e S OGAW—Sondewerm dgep S nic.:ht ﬁbe;steigt. Die a)  in Schuldverschreibungen, die eine hohe Qualitit auf-
jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in beiden Féllen unbe- . . .
—— WEISEII und <'11e Vom Bund., V(?Il einem Land, derﬂEuro-
pdischen Union, einem Mitgliedstaat der Européischen
Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen, Union oder seinen Gebletskorpersch?ften, einent a“‘?ef
Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente werden bei der ren Vertr.agsstaat des Abkommens ubgr den Europdi-
Anwendung der in Absatz 2 genannten Grenzen von 40 Prozent schen ertschaftsraum oder einem Drittstaat ausgege-
nicht berticksichtigt. Die in den Absétzen 2 bis 4 und Absétzen 6 ben worden sind,
bis 7 genannten Grenzen diirfen abweichend von der Regelung b)  in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur entspre-
in Absatz 7 nicht kumuliert werden. chend den von der Bundesanstalt auf Grundlage von § 4
. . . . o Absatz 2 KAGB erlassenen Richtlinien oder
Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzigen Investment-
vermdgen nach MaRgabe des § 196 Absatz 1 KAGB nur bis zu c¢) im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschiftes mit ei-
20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermogens anlegen. In nem Kreditinstitut, das die jederzeitige Riickforderung
Anteilen an Investmentvermodgen nach Maligabe des § 196 Ab- des aufgelaufenen Guthabens gewahrleistet.
satz 1 Satz 2 KAGB darf die Gesellschaft insgesamt nur bis zu
30 Prozent des Wertes des OGAW_Sondervermﬁgens an]egen. Die Ertréige aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem OGAW-
Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des OGAW-Sondervermo- Sondervermdgen zu.
gens nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebenen Anteile eines
anderen offenen inlindischen, EU- oder auslindischen Invest- 3. Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapiersam-

melbank organisierten Systems zur Vermittlung und Abwicklung
der Wertpapier-Darlehen bedienen, das von den Anforderungen
nach § 200 Absatz 1 Satz 3 KAGB abweicht, wenn von dem je-
derzeitigen Kiindigungsrecht nach Absatz 1 nicht abgewichen

§ 12 Verschmelzung wird.

1. Die Gesellschaft darf nach MaBgabe der §§ 181 bis 191 KAGB 4. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmit ist, darf die
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Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in Bezug auf Geldmarkt-
instrumente und Investmentanteile gewéhren, sofern diese Ver-
mogensgegenstande fiir das OGAW-Sondervermogen erwerbbar
sind. Die Regelungen der Absitze 1 bis 3 gelten hierfiir sinnge-
makR.

§ 14 Pensionsgeschifte

1.

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des OGAW-Sondervermo-
gens jederzeit kiindbare Wertpapier-Pensionsgeschéfte im Sinne
von § 340b Absatz 2 Handelsgesetzbuch gegen Entgelt mit Kre-
ditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Grund-
lage standardisierter Rahmenvertrdge abschlieen.

Die Pensionsgeschéfte miissen Wertpapiere zum Gegenstand ha-
ben, die nach den Anlagebedingungen fiir das OGAW-Sonder-
vermogen erworben werden diirfen.

Die Pensionsgeschifte diirfen hochstens eine Laufzeit von 12
Monaten haben.

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die
Gesellschaft Pensionsgeschéfte auch in Bezug auf Geldmarktin-
strumente und Investmentanteile abschliefen, sofern diese Ver-
mogensgegenstande fiir das OGAW-Sondervermogen erwerbbar
sind. Die Regelungen der Absétze 1 bis 3 gelten hierfiir sinnge-
maR.

§ 15 Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger
kurzfristige Kredite bis zur Héhe von 10 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermogens aufnehmen, wenn die Bedingungen der
Kreditaufnahme marktiiblich sind und die Verwahrstelle der Kredit-
aufnahme zustimmt.

§ 16 Anteile

1.

Die Anteile am Sondervermogen lauten auf den Inhaber und
werden in Anteilscheinen verbrieft oder als elektronische Anteil-
scheine begeben.

Verbriefte Anteilscheine werden in einer Sammelurkunde ver-
brieft; die Ausgabe von Einzelurkunden ist ausgeschlossen. Mit
dem Erwerb eines Anteils am Sondervermogen erwirbt der An-
leger einen Miteigentumsanteil an der Sammelurkunde. Dieser
ist iibertragbar, soweit in den BABen nichts Abweichendes gere-
gelt ist.

Die Anteile konnen verschiedene Ausgestaltungsmerkmale, ins-
besondere hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeauf-
schlags, des Riicknahmeabschlags, der Wahrung des Anteilwer-
tes, der Verwaltungsvergiitung, der Mindestanlagesumme oder
einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die
Einzelheiten sind in den BABen festgelegt.

§ 17 Ausgabe und Riicknahme von Anteilen, Aussetzung

1.

2.

W45

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsétzlich nicht be-
schrankt. Die Gesellschaft behélt sich vor, die Ausgabe von An-
teilen voriibergehend oder vollstindig einzustellen.

Die Anteile kénnen bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle oder
durch Vermittlung Dritter erworben werden. Die BABen konnen
vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern erworben
und gehalten werden diirfen.

Die Anleger konnen von der Gesellschaft die Riicknahme der
Anteile verlangen, soweit nachstehend oder in den BABen
nichts Abweichendes geregelt ist. Die Gesellschaft ist verpflich-
tet, die Anteile zum jeweils geltenden Riicknahmepreis fiir
Rechnung des OGAW-Sondervermdgens zuriickzunehmen.
Riicknahmestelle ist die Verwahrstelle.

4. Die Gesellschaft behdlt sich vor, die Ausgabe und Riicknahme

der Anteile gemdll § 98 Absatz 2 KAGB auszusetzen, wenn au-
Rergewohnliche Umstédnde vorliegen, die eine Aussetzung unter
Beriicksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich er-
scheinen lassen.

Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im
Bundesanzeiger und dariiber hinaus in einer hinreichend verbrei-
teten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den in dem Ver-
kaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien
iiber die Aussetzung und die Wiederaufnahme der Riicknahme
zu unterrichten. Die Anleger sind tiber die Aussetzung und Wie-
deraufnahme der Riicknahme der Anteile unverziiglich nach der
Bekanntmachung im Bundesanzeiger mittels eines dauerhaften
Datentrégers zu unterrichten.

§ 18 Abspaltung illiquider Anlagen

Die Gesellschaft darf im Interesse der Anleger des OGAW-Sonder-
vermogens illiquide Anlagen abspalten.

§ 19 Liquidititsmanagementinstrumente

1.

Die Gesellschaft nutzt mindestens zwei der folgenden Liquidi-
tatsmanagementinstrumente. Sie bestimmt in den BABen, wel-
che Liquiditdtsmanagementinstrumente fiir das OGAW-Sonder-
vermogen verwendet werden:

a)  Ricknahmebeschrankung

Die Gesellschaft darf das Recht der Anleger auf Riick-
gabe ihrer Anteile voriibergehend und teilweise be-
schranken, so dass die Anleger nur einen bestimmten
Teil ihrer Anteile zuriickgeben konnen.

b)  Verldngerung der Riickgabefrist

Die Gesellschaft darf die Riickgabefrist verlangern.

c¢)  Riickgabegebiihr

Die Gesellschaft darf eine Riickgabegebiihr innerhalb
einer vorgegebenen Bandbreite erheben, die unter Be-
riicksichtigung der Liquiditatskosten von den Anlegern
bei der Riickgabe von Anteilen an das OGAW-Sonder-
vermogen gezahlt und mit der sichergestellt wird, dass
Anleger, die im OGAW-Sondervermogen verbleiben,
nicht unangemessen benachteiligt werden.

d)  Swing Pricing oder Dual Pricing

Die Gesellschaft darf Swing Pricing oder Dual Pricing
nutzen. Swing Pricing ist ein im Voraus festgelegter
Mechanismus, bei dem der Nettoinventarwert der An-
teile des OGAW-Sondervermdgens durch Anwendung
eines Faktors (,,Swing-Faktor”), der die Liquiditatskos-
ten beriicksichtigt, angepasst wird. Dual Pricing ist ein
im Voraus festgelegter Mechanismus, bei dem die Aus-
gabe- und Riicknahmepreise fiir die Anteile des
OGAW-Sondervermogens festgelegt werden, indem der
Nettoinventarwert pro Anteil um einen Faktor, der die
Liquiditétskosten abbildet, angepasst wird.

e)  Verwdsserungsschutzgebiihr

Die Gesellschaft darf eine Verwdsserungsschutzgebiihr
erheben, die ein Anleger bei der Ausgabe oder der
Riicknahme von Anteilen an das OGAW-Sondervermo-
gen zahlt, die das OGAW-Sondervermogen fiir die auf-
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2.

grund des Umfangs dieser Transaktion entstandenen Li-
quiditatskosten entschadigt und die sicherstellt, dass an-
dere Anleger nicht in ungerechtfertigter Weise benach-
teiligt werden.

f) Sachauskehr

Die Gesellschaft darf Vermogenswerte, die vom oder
fir das OGAW-Sondervermogen gehalten werden, an
einen professionellen Anleger anstelle der Auszahlung
des Riicknahmepreises iibertragen, um Riickgaben von
Anteilen auszufiihren.

Die Gesellschaft darf neben den in Absatz 1 genannten auch wei-
tere Instrumente zur Steuerung der Liquiditdt des OGAW-Son-
dervermdgens einsetzen. Die Voraussetzungen der Anwendung
solcher Instrumente werden in den BABen geregelt.

§ 20 Ausgabe- und Riicknahmepreise

1.

2.

Soweit in den BABen nichts Abweichendes geregelt ist, wird zur
Ermittlung des Ausgabe- und Riicknahmepreises der Anteile der
Nettoinventarwert (Summe der Verkehrswerte der zu dem
OGAW-Sondervermogen gehorenden Vermogensgegenstande
abziiglich der aufgenommenen Kredite und sonstigen Verbind-
lichkeiten) ermittelt und durch die Zahl der umlaufenden Anteile
geteilt (,,Anteilwert). Werden gemdB § 16 Absatz 3 unter-
schiedliche Anteilklassen fiir das OGAW-Sondervermogen ein-
gefiihrt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und Riicknahme-
preis fiir jede Anteilklasse gesondert zu ermitteln.

Die Bewertung der Vermogensgegenstande erfolgt gemall §§
168 und 169 KAGB und der Kapitalanlage-Rechnungslegungs-
und Bewertungsverordnung (,, KARBV®).

Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sonder-
vermogen, gegebenenfalls zuziiglich eines in den BABen festzu-
setzenden Ausgabeaufschlags geméll § 165 Absatz 2 Nummer 8
KAGB. Der Riicknahmepreis entspricht dem Anteilwert am
OGAW-Sondervermogen, gegebenenfalls abziiglich eines in den
BABen festzusetzenden Riicknahmeabschlags gemall § 165 Ab-
satz 2 Nummer 8 KAGB. Soweit in den BABen vorgesehen,
konnen zusatzliche Gebiihren als Liquiditdtsmanagementinstru-
mente anfallen.

Der Abrechnungsstichtag fiir Anteilerwerbs- und Riicknahme-
auftrage ist spatestens der auf den Eingang des Anteilerwerbs-
bzw. Riicknahmeauftrags folgende Wertermittlungstag, soweit in
den BABen nichts anderes bestimmt ist. Sofern die Gesellschaft
die Riicknahme von Anteilen gemaR § 17 Absatz 4 aussetzt, ist
der Abrechnungsstichtag fiir diese Riicknahmeauftrédge der nach
der Wiederaufnahme folgende Wertermittlungstag.

Der Nettoinventarwert, der Anteilwert sowie die Ausgabe- und
Riicknahmepreise werden bei jeder Ausgabe und Riicknahme
von Anteilen ermittelt (Wertermittlungstag). Grundsatzlich sind
dies die Bankgeschiftstage, also Montag bis Freitag, auBer an
gesetzlichen Feiertagen am Sitz der Gesellschaft und aufler am
24. und 31. Dezember, soweit in den BABen nichts Abweichen-
des geregelt ist. Gesetzliche Feiertage am Sitz der Gesellschaft
sind: Neujahr (1. Januar), Karfreitag, Ostermontag, Maifeiertag
(1. Mai), Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam,
Tag der Deutschen Einheit (3. Oktober), Allerheiligen (1. No-
vember) sowie 1. und 2. Weihnachtsfeiertag (25. und 26. De-
zember). Zusétzlich kénnen in den BABen weitere Tage angege-
ben sein, an denen eine Wertermittlung unterbleibt.

§ 21 Kosten

In den BABen werden die Aufwendungen und die der Gesellschaft,
der Verwahrstelle und Dritten zustehenden Vergiitungen, die dem
OGAW-Sondervermdgen belastet werden kénnen, genannt. Fiir Ver-

giitungen im Sinne von Satz 1 ist in den BABen dariiber hinaus an-
zugeben, nach welcher Methode, in welcher Hohe und aufgrund
welcher Berechnung sie zu leisten sind.

§ 22 Rechnungslegung

1. Spitestens vier Monate nach Ablauf des Geschéftsjahres des
OGAW-Sondervermogens macht die Gesellschaft einen Jahres-
bericht einschlieflich Ertrags- und Aufwandsrechnung gemaR §
101 Absatz 1, 2 und 4 KAGB bekannt.

2. Spétestens zwei Monate nach der Mitte des Geschiftsjahres
macht die Gesellschaft einen Halbjahresbericht gemall § 103
KAGB bekannt.

3. Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sondervermogens
wahrend des Geschéftsjahres auf eine andere Kapitalverwal-
tungsgesellschaft tibertragen oder das OGAW-Sondervermogen
wihrend des Geschéftsjahres auf ein anderes OGAW-Sonderver-
mogen, eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit verdnder-
lichem Kapital oder einen EU-OGAW verschmolzen, so hat die
Gesellschaft auf den Ubertragungsstichtag einen Zwischenbe-
richt zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht
gemall Absatz 1 entspricht.

§ 23 Kiindigung und Abwicklung des OGAW-
Sondervermégens durch die Gesellschaft

1. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sondervermo-
gens durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und dariiber
hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kiindigen. Die
Anleger sind tiber eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kiindi-
gung mittels eines dauerhaften Datentrdgers unverziiglich zu un-
terrichten. Ab Bekanntmachung ihrer Kiindigung nach Satz 1 ist
die Gesellschaft verpflichtet, das OGAW-Sondervermogen abzu-
wickeln und an die Anleger zu verteilen.

2. Anlagegrenzen miissen im Rahmen der Abwicklung nicht mehr
eingehalten werden. Die Verpflichtung zur Verwaltung des
OGAW-Sondervermogens endet erst, wenn die Gesellschaft das
OGAW-Sondervermogen abgewickelt hat.

3. Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem sie das OGAW-Sonder-
vermogen abgewickelt hat, einen Abwicklungsbericht zu erstel-
len, der den Anforderungen an einen Jahresbericht nach § 22
Absatz 1 entspricht.

§ 24 Abwicklung des OGAW-Sondervermoégens durch die
Verwabhrstelle in anderen Fallen als durch Kiindigung durch
die Gesellschaft

1. Im Falle der Abwicklung und Verteilung des OGAW-Sonderver-
mogens durch die Verwahrstelle unter Wahrung der Interessen
der Anleger nach § 100 Abs. 2 KAGB hat die Verwahrstelle ei-
nen Anspruch auf Vergiitung ihrer Abwicklungstatigkeit sowie
auf Ersatz ihrer Aufwendungen, die fiir die Abwicklung erfor-
derlich sind. Anlagegrenzen miissen im Rahmen der Abwick-
lung nicht mehr eingehalten werden. Mit Genehmigung der
Bundesanstalt kann die Verwahrstelle von der Abwicklung und
Verteilung absehen und einer anderen Kapitalverwaltungsgesell-
schaft die Verwaltung des OGAW-Sondervermogens nach Mal3-
gabe der bisherigen Anlagebedingungen iibertragen.

2. Wird das OGAW-Sondervermogen durch die Verwahrstelle ab-
gewickelt, hat die Verwahrstelle jahrlich sowie auf den Tag, an
dem die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu
erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemaR
§ 22 Absatz 1 entspricht.
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§ 25 Wechsel der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der
Verwahrstelle

1.

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfiigungsrecht
iiber das OGAW-Sondervermdgen auf eine andere Kapitalver-
waltungsgesellschaft iibertragen. Die Ubertragung bedarf der
vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt.

Die genehmigte Ubertragung wird im Bundesanzeiger und dar-
iiber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht sowie in
den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Infor-
mationsmedien bekannt gemacht. Die Ubertragung wird friihes-
tens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzei-
ger wirksam.

Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle fiir das OGAW-Sonder-
vermogen wechseln. Der Wechsel bedarf der Genehmigung der
Bundesanstalt.

§ 26 Anderungen der Anlagebedingungen

1. Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen &ndern.

2.

3.
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Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen der vorherigen
Genehmigung durch die Bundesanstalt.

Samtliche vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger
und dariiber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirt-
schafts- oder Tageszeitung oder in den im Verkaufsprospekt be-
zeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt ge-
macht. In einer Ver6ffentlichung nach Satz 1 ist auf die vorgese-
henen Anderungen und ihr Inkrafttreten hinzuweisen. Im Falle
von anlegerbenachteiligenden Kostendnderungen im Sinne des §
162 Absatz 2 Nummer 11 KAGB oder anlegerbenachteiligenden
Anderungen in Bezug auf wesentliche Anlegerrechte sowie im
Falle von Anderungen der Anlagegrundsitze des OGAW-Son-
dervermogens im Sinne des § 163 Absatz 3 KAGB sind den An-

4.

legern zeitgleich mit der Bekanntmachung nach Satz 1 die we-
sentlichen Inhalte der vorgesehenen Anderungen der Anlagebe-
dingungen und ihre Hintergriinde in einer verstdndlichen Art
und Weise mittels eines dauerhaften Datentrdgers zu {ibermit-
teln. Im Falle von Anderungen der bisherigen Anlagegrundsitze
sind die Anleger zusétzlich tiber ihre Rechte nach § 163 Absatz
3 KAGB zu informieren.

Die Anderungen treten friihestens am Tag nach ihrer Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger in Kraft, im Falle von Anderungen
der Kosten und der Anlagegrundsétze jedoch nicht vor Ablauf
von vier Wochen nach der entsprechenden Bekanntmachung.
Mit Zustimmung der Bundesanstalt kann ein fritherer Zeitpunkt
bestimmt werden, soweit es sich um eine Anderung der Kosten
handelt, die den Anleger begiinstigt.

§ 27 Erfiillungsort

Erfiillungsort ist der Sitz der Gesellschaft.

§ 28 Streitbeilegungsverfahren

Die Gesellschaft hat sich zur Teilnahme an Streitbeilegungsverfah-
ren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle verpflichtet.

Bei Streitigkeiten konnen Verbraucher die ,,Ombudsstelle fiir Invest-
mentfonds des BVI Bundesverband Investment und Asset Manage-
ment e.V.“ als zustandige Verbraucherschlichtungsstelle anrufen. Die
Gesellschaft nimmt an Streitbeilegungsverfahren vor dieser Schlich-
tungsstelle teil.

Die Kontaktdaten der ,,Ombudsstelle fiir Investmentfonds* lauten:

Biiro der Ombudsstelle des BVI

Bundesverband Investment und Asset Management e.V.
Unter den Linden 42

10117 Berlin

www.ombudsstelle-investmentfonds.de
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Besondere Anlagebedingungen

zur Regelung des Rechtsverhéltnisses zwischen den Anlegern und
der Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH (nachstehend ,,Gesell-
schaft“ genannt) fiir das von der Gesellschaft verwaltete Sonderver-
mogen gemdll der OGAW-Richtlinie

FutureVest Equity Sustainable Development Goals

(nachstehend ,,Sondervermogen“ genannt), die nur in Verbindung
mit den von der Gesellschaft aufgestellten Allgemeinen Anlagebe-
dingungen (,,AABen“) fiir Sondervermdgen gemall der OGAW-
Richtlinie gelten.

ANLAGEGRUNDSATZE UND ANLAGEGRENZEN
§ 1 Erwerbbare Vermégensgegenstinde

Die Gesellschaft darf fiir das Sondervermogen folgende Vermogens-
gegenstdnde in- und auslandischer Emittenten erwerben:

Wertpapiere gemdR § 5 der AABen,
Geldmarktinstrumente gemall § 6 der AABen,

Bankguthaben gemaR § 7 der AABen,

Investmentanteile gemdfd § 8 der AABen,

S A

sonstige Anlageinstrumente gemal § 10 der AABen.

Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschéfte gemall den §§ 13 und
14 der AABen werden nicht abgeschlossen.

§ 2 Anlagegrenzen

(1) Anlagegrundsatze / Anlageschwerpunkt

Mindestens 75 Prozent des Aktivvermdgens (die Hohe des Aktivver-
mogens bestimmt sich nach dem Wert der Vermogensgegenstinde
des Investmentfonds ohne Berticksichtigung von Verbindlichkeiten)
des Sondervermogens werden in Kapitalbeteiligungen i. S. d. § 2
Absatz 8 Investmentsteuergesetz in Form von Aktien angelegt, die
zum amtlichen Handel an einer Borse zugelassen oder an einem an-
deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind
und bei denen es sich nicht um Anteile an Investmentvermégen han-
delt.

Der Erwerb von Derivaten fiir das Sondervermégen ist abweichend
von § 9 der AABen nicht zuldssig.

Mindestens 80 Prozent des Fondsvermégens werden in Aktien ange-
legt, die anhand Okologischer und sozialer Aspekte sowie den
Grundsédtzen guter Unternehmensfithrung ausgewdhlt werden. Es
wird in Emittenten investiert, die einerseits nicht iiber festgelegte
Umsatzschwellen hinweg in bestimmten kontroversen Geschéftsfel-
dern tdtig sind und die andererseits zur Erreichung von einem oder
mehreren der so genannten ,,Sustainable Development Goals® (UN-
Ziele fiir Nachhaltige Entwicklung, ,,SDG*) der Vereinten Nationen
beitragen. Bei der Auswahl der Emittenten und Wertpapiere wird ein
Screening-Verfahren angewandt. Die zu berticksichtigenden Markt-
segmente sind dabei insbesondere Gesundheit, erneuerbare und elek-
trische Energien, Schienen-, Wasser- und Telekommunikationsinfra-
struktur, Recycling, Umwelttechnik sowie Aus- und Fortbildung. Es
werden nur Unternehmen selektiert, die {iberwiegend in den Ziel-
marktsegmenten aktiv sind. Der Fonds halt die Ausschlusskriterien
des Paris-abgestimmten EU-Referenzwertes (Paris Aligned Bench-
mark (PAB)) gemdR der Richtlinie EU 2020/1818 Art. 12 Abs. 1
i.d.F.v. 3.12.2020) ein. Danach sind Unternehmen, die

« an Aktivitdten im Zusammenhang mit umstrittenen Waffen oder

» am Anbau und der Produktion von Tabak beteiligt sind,

» die gegen die Grundsitze der Initiative ,,Global Compact“ der Ver-

einten Nationen (UNGC) oder

« die Leitsdtze der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) fiir multinationale Unternehmen versto-
Ren, die

* 1 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, dem
Abbau, der Férderung, dem Vertrieb oder der Veredelung von Stein-
und Braunkohle,

* 10 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, der
Forderung, dem Vertrieb oder der Veredelung von Erdol,

* 50 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, der
Forderung, der Herstellung oder dem Vertrieb von gasformigen
Brennstoffen und Unternehmen, die

* 50 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Stromerzeugung
mit einer THG-Emissionsintensitdt von mehr als 100 g CO2 e/kWh
erzielen,

ausgeschlossen. Ferner werden Unternehmen, die Alkohol, produ-
zieren oder ihren Umsatz aus Gliicksspiel erwirtschaften, ausge-
schlossen. Der Fonds verfolgt einen strengen ESG-Ansatz (,,Envi-
ronmental, Social, Governance®). Es werden nur solche Unterneh-
men berticksichtigt, die ein tiberdurchschnittliches ESG-Scoring auf-
weisen. Der Fonds tétigt mehr als 50 Prozent nachhaltige Investitio-
nen im Sinne der Offenlegungsverordnung (Art. 2, Abs. 17 SFDR).

(2) Wertpapiere

Unter Berticksichtigung der Anlagegrundsdtze nach Absatz 1 darf
die Gesellschaft bis zu 100 Prozent des Wertes des Sondervermo-
gens in Wertpapiere nach Maligabe des § 5 der AABen investieren.

(3) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente 6ffentlicher Emittenten

Unter Beriicksichtigung der Anlagegrundsétze nach Absatz 1 darf
die Gesellschaft in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente 6ffentli-
cher Emittenten im Sinne des § 206 Absatz 2 KAGB jeweils bis zu
20 Prozent des Wertes des Sondervermogens anlegen, wenn diese
von einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder seinen Ge-
bietskorperschaften, einem anderen Mitgliedsstaat der Vereinten Na-
tionen oder den Europdischen Gemeinschaften, einem Drittstaat oder
von einer internationalen Organisation, der mindestens ein Mitglied-
staat der Europdischen Union angehort, ausgegeben oder garantiert
worden sind.

(4) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten

Unter Beriicksichtigung der Anlagegrundsétze nach Absatz 1 diirfen
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten iiber 5
Prozent hinaus bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermdgens
erworben werden, wenn der Gesamtwert der Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente dieser Emittenten 40 Prozent des Wertes des Son-
dervermdogens nicht tibersteigt.

(5) Geldmarktinstrumente

Unter Berticksichtigung der Anlagegrundsdtze nach Absatz 1 darf
die Gesellschaft bis zu 20 Prozent des Wertes des Sondervermogens
in Geldmarktinstrumente nach MaRgabe des § 6 der AABen anlegen.

(6) Bankguthaben

Unter Beriicksichtigung der Anlagegrundsdtze nach Absatz 1 darf
die Gesellschaft bis zu 20 Prozent des Wertes des Sondervermdgens
in Bankguthaben nach MalRgabe des § 7 der AABen halten.

(7) Investmentanteile

Unter Berticksichtigung der Anlagegrundsdtze nach Absatz 1 darf
die Gesellschaft bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermogens
in OGAW-Investmentanteile oder vergleichbare in- und ausldndische
Investmentanteile nach MafRgabe des § 8 der AABen gemdR folgen-
den Grundsétzen anlegen:
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a)  Bei der Auswahl erwerbbarer Anteile an OGAW-Invest-
mentvermdgen oder an vergleichbaren in- und ausladndi-
schen Investmentvermdgen richtet sich die Gesellschaft
nach deren Anlagebestimmungen und/oder deren aktu-
ellen Halbjahres- bzw. Jahresberichten. Es kann in An-
teilen an allen Arten von OGAW-Investmentvermogen
oder vergleichbaren in- und ausldndischen Investment-
vermogen nach Malgabe des § 8 der AABen investiert
werden, eine gesonderte geographische, thematische
oder strategische Ausrichtung ist nicht erforderlich.

b)  Anteile an OGAW-Investmentvermégen oder an ver-
gleichbaren in- und ausldndischen Investmentvermogen
nach Maf3gabe des § 8 der AABen diirfen nur erworben
werden, sofern deren Anlagebedingungen bzw. deren
Satzungen vorsehen, dass sie selbst nur jeweils zu ma-
ximal 10 Prozent ihres Wertes in Anteile an wiederum
anderen Investmentvermdgen investieren diirfen.

(8) Sonstige Anlageinstrumente

Unter Beriicksichtigung der Anlagegrundsitze nach Ab-
satz 1 darf die Gesellschaft fiir bis zu 10 Prozent des Wertes des
Sondervermdgens sonstige Anlageinstrumente nach MaRRgabe des §
10 der AABen halten.

(9) Kreditaufnahmen

Unter Beriicksichtigung der Anlagegrundsétze nach Absatz 1 darf
die Gesellschaft fiir bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermo-
gens kurzfristige Kredite nach MaRgabe des § 15 der AABen auf-
nehmen, wenn die Bedingungen der Kreditaufnahme marktiiblich
sind und die Verwahrstelle der Kreditaufnahme zustimmt.

ANLAGEAUSSCHUSS
§ 3 Anlageausschuss

Die Gesellschaft kann sich bei der Auswahl der fiir das Sonderver-
mogen anzuschaffenden oder zu verdufernden Vermogensgegen-
stande des Rates eines Anlageausschusses bedienen. Die Aufgaben
und Befugnisse des Anlageausschusses werden ggf. in dessen Ge-
schaftsordnung bestimmt.

ANTEILKLASSEN
§ 4 Anteilklassen

1. Fiir das Sondervermdgen konnen Anteilklassen im Sinne von §
16 Absatz 3 der AABen gebildet werden, die sich hinsichtlich
der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlages, der Wéhrung
des Anteilwertes, der Verwaltungsvergiitung, der Mindestanla-
gesumme oder einer Kombination dieser Merkmale unterschei-
den. Die Bildung von Anteilklassen ist jederzeit zuldssig und
liegt im Ermessen der Gesellschaft.

2. Der Anteilwert wird fiir jede Anteilklasse gesondert errechnet,
indem die Kosten der Auflegung neuer Anteilklassen, die Aus-
schiittungen (einschlieflich der aus dem Fondsvermoégen ggf.
abzufiihrenden Steuern), die Verwaltungsvergiitung und ggf. die
Ergebnisse aus Wahrungskurssicherungsgeschéften, die auf eine
bestimmte Anteilklasse entfallen, ggf. einschlieflich Ertragsaus-
gleich, ausschlieflich dieser Anteilklasse zugeordnet werden.

3. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Verkaufspro-
spekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht einzeln aufge-
zdhlt. Die Anteilklassen kennzeichnenden Ausgestaltungsmerk-
male (Ertragsverwendung, Ausgabeaufschlag, Wahrung des An-
teilwertes einschlieflich des Einsatzes von Wahrungssiche-
rungsgeschaften, Verwaltungsvergiitung, der Mindestanlagesum-
me oder Kombination dieser Merkmale) werden im Verkaufs-
prospekt und im Jahres- und Halbjahresbericht im Einzelnen be-
schrieben.
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ANTEILE, AUSGABE- UND RUCKNAHMEPREIS,
RUCKNAHME VON ANTEILEN, VERGUTUNGEN UND
KOSTEN

§ 5 Anteile

1. Die Anleger sind an den jeweiligen Vermogensgegenstdanden des
Sondervermogens in Hohe ihrer Anteile als Miteigentiimer nach
Bruchteilen beteiligt. Die Anteile sind in Sammelurkunden ver-
brieft.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, einem Anleger aus wichtigem
Grund zu kiindigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,
wenn

a)  es sich bei dem Anleger um eine US-Person (d.h. eine
natiirliche Person mit Wohnsitz in den USA oder eine
Personen- oder Kapitalgesellschaft, die gemaR den Ge-
setzen der USA bzw. eines US-Bundesstaats, US-Terri-
toriums oder einer US-Besitzung gegriindet wurde) oder
eine in den USA steuerpflichtige Person handelt oder

b)  der Name des Anlegers auf die von der EU-Kommissi-
on gepflegte Konsolidierte Liste der Personen, Vereini-
gungen und Korperschaften, gegen die finanzielle Sank-
tionen der EU verhédngt wurden, aufgenommen wurde.

Mit Zugang der Kiindigung ist der Anleger verpflichtet, die er-
haltenen Anteile unverziiglich an die Gesellschaft zuriickzuge-
ben. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils
geltenden Riicknahmepreis fiir Rechnung des Sondervermogens
zuriickzunehmen.

§ 6 Anteilwertermittlung, Ausgabe- und Riicknahmepreis

1. Der Anteilwert, der Nettoinventarwert sowie die Ausgabe und
Riicknahmepreise einer jeden Anteilklasse werden gemaf8 § 20
Absatz 4 der AABen an jedem Wertermittlungstag ermit-
telt. Wertermittlungstage sind, mit Ausnahme der gesetzlichen
Feiertage am Sitz der Gesellschaft und des 24. und 31. Dezem-
ber eines jeden Jahres, die Wochentage Montag bis Freitag
(,, Wertermittlungstage®, jeder einzelne ein ,,Wertermittlungs-
tag”).

2. Die Gesellschaft wendet bei der Ermittlung des Nettoinventar-
wertes zur Berechnung des Ausgabe- und Riicknahmepreises
teilweises Swing Pricing an. Dies bedeutet, dass abweichend
von § 20 Absatz 1 Satz 1 der AABen zusitzlich zum Nettoin-
ventarwert der modifizierte Nettoinventarwert je Anteil zu be-
rechnen ist. Hierzu wird bei der Ausgabe und Riicknahme von
Anteilen ein Swing-Faktor berticksichtigt. Der Swing-Faktor be-
inhaltet die durch den Netto-Uberschuss an Riickgabe- oder
Ausgabeverlangen von Anteilen verursachten Liquiditdtskosten
und wird in Prozent des Nettoinventarwerts des Sondervermo-
gens angegeben. Er wird beriicksichtigt, wenn der Netto-Uber-
schuss einen von der Gesellschaft festgelegten Schwellenwert
iberschreitet.

Dem Ausgabe- und Riicknahmepreis wird statt des Nettoinven-
tarwertes je Anteil der modifizierte Nettoinventarwert je Anteil
zugrunde gelegt. Die Gesellschaft erldutert das Verfahren, nach
dem der modifizierte Nettoinventarwert je Anteil berechnet
wird, im Verkaufsprospekt.

3. Der Ausgabeaufschlag betrdgt — unabhdngig von ggf. bestehen-
den Anteilklassen — bis zu 5,00 Prozent des Anteilwertes. Es
steht der Gesellschaft frei, einen niedrigeren Ausgabeaufschlag
zu berechnen oder von der Berechnung eines Ausgabeaufschla-
ges abzusehen.

4. Ein Riicknahmeabschlag wird nicht erhoben. Die Riicknahme er-
folgt zum Anteilwert.
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§ 7 Ausgabe und Riicknahme von Anteilen

1.

Die Ausgabe von Anteilen erfolgt vorbehaltlich einer Ausset-
zung der Ausgabe von Anteilen gemdf § 17 Absatz 1 der
AABen ausschlieflich an den in § 6 Absatz 1 genannten Wert-
ermittlungstagen (,,Ausgabetag®), und zwar zu dem fiir den je-
weiligen Wertermittlungstag ermittelten Ausgabepreis.

Auftrdge zum Kauf von Anteilen einer Anteilklasse sind bis
10:30 Uhr eines jeden Wertermittlungstages gegeniiber der Ge-
sellschaft oder der Verwahrstelle zu erklaren (,,Orderannahme-
schluss fiir Ausgabeauftrage”) und werden zum Ausgabepreis
bzw. Anteilwert des darauffolgenden Wertermittlungstages abge-
rechnet. Auftrdge, die nach dem mafgeblichen Orderannahme-
schluss eines jeweiligen Ausgabetages eingehen, werden fiir den
darauffolgenden Orderannahmeschluss dieser Anteilklasse her-
angezogen.

Die Riicknahme von Anteilen erfolgt ausschlieflich an den in § 6
Absatz 1 genannten Wertermittlungstagen, und zwar zu dem fiir
den jeweiligen Wertermittlungstag ermittelten Riicknahmepreis.

Auftrage zur Riickgabe von Anteilen fiir die jeweilige Anteil-
klasse sind bis 10:30 Uhr durch eine unwiderrufliche Riickgabe-
erklarung gegeniiber der Gesellschaft oder der Verwahrstelle zu
erkldaren (,,Orderannahmeschluss fiir Riicknahmeauftrage”).
Riickgabeauftrage werden zum Riicknahmepreis bzw. Anteil-
wert des darauffolgenden Wertermittlungstages abgerechnet.
Auftrage, die nach dem malgeblichen Orderannahmeschluss ei-
nes jeweiligen Wertermittlungstages fiir eine Anteilklasse einge-
hen, werden fiir den darauffolgenden Orderannahmeschluss die-
ser Anteilklasse herangezogen.

Abrechnungstag ist jeweils fiir Kauf und Riicknahme von Antei-
len spétestens der zweite Bankgeschiftstag nach dem Wert-
ermittlungstag, zu dessen Anteilwert der Auftrag ausgefiihrt
wurde. Bei Auftrdgen zum Kauf von Anteilen, die gegeniiber
der Gesellschaft erklart werden, muss der Anlagebetrag spétes-
tens am Tag des Orderannahmeschlusses auf ein Sperrkonto der
Gesellschaft bei der Verwahrstelle gezahlt werden, wofiir der
Anleger keine Zinsen erhalt.

Die Gesellschaft kann die Riicknahme von Anteilen voriiberge-
hend anteilig beschranken (Riicknahmebeschrankung), wenn die
Riickgabeverlangen der Anleger zu einem gegebenen Wert-
ermittlungstag mindestens 10 Prozent des Nettoinventarwerts er-
reichen (nachstehend ,,Schwellenwert®). Eine Beschreibung der
Maoglichkeit und der Bedingungen fiir eine Riicknahmebeschran-
kung enthélt der Verkaufsprospekt.

§ 8 Kosten

1. Verwaltungsvergiitung

Die Gesellschaft erhdlt fiir die Verwaltung des Sondervermo-
gens eine tagliche Vergiitung in Hohe von 1/365 von bis zu 1,50
Prozent des tdglichen Nettoinventarwertes des Sondervermo-
gens des vorangegangenen Wertermittlungstages.

2. Vergiitungen, die an Dritte zu bezahlen sind

a) Externe Portfoliomanager oder Berater

Die Gesellschaft kann sich bei der Verwaltung des Sonder-
vermogens durch Dritte beraten lassen oder das Portfolio-
management des Sondervermogens auslagern. Die Vergii-
tung wird durch die Verwaltungsvergiitung gemall Absatz 1
abgedeckt. Im Jahresbericht des Sondervermdgens werden
die tatsdchlich belasteten Kosten und deren Aufteilung zwi-
schen der Gesellschaft und dem Berater bzw. Portfolioma-
nager jeweils aufgelistet. Derzeit zahlt die Gesellschaft fiir
die Beratung bei der Verwaltung des Sondervermogens eine
tagliche Vergiitung in Hohe von 1/365 von bis zu 0,825 Pro-

zent des jeweils am letzten vorangegangenen Wertermitt-
lungstag ermittelten Nettoinventarwertes des Sondervermo-
gens.

b) Vertriebsfolgeprovision

Von der maximalen tdglichen Verwaltungsvergiitung in Ho-
he von 1/365 von bis zu 1,50 Prozent gemdll Absatz 1 kon-
nen bis zu 60 Prozent als Vertriebsfolgeprovision (Be-
standsprovision) an Vertriebsstellen weitergeleitet werden.

c) Verwahrstellenvergiitung

Die téagliche Vergiitung fiir die Verwahrstelle betragt 1/365
von bis zu 0,0476 Prozent des tdglichen Nettoinventarwer-
tes des Sondervermogens des vorangegangenen Wertermitt-
lungstages, mindestens jedoch Euro 9.520,00 pro Ge-
schéftsjahr, dies jedoch unter Beachtung von Absatz 3 (Be-
schrankung der Vergiitung).

3. Beschrankung der Vergiitung:

4.

5.

Der Betrag, der jahrlich aus dem Sondervermdgen nach den vor-
stehenden Absdtzen 1 und 2 als Vergiitung entnommen wird,
kann insgesamt bis zu 1,738 Prozent des durchschnittlichen Net-
toinventarwertes des Sondervermogens in der Abrechnungsperi-
ode, der aus den taglichen Werten des Sondervermogens der ak-
tuellen Abrechnungsperiode errechnet wird, betragen.

An jedem Tag, der ein Wertermittlungstag ist, werden die Ver-
waltungsvergiitung sowie die {ibrigen vorstehend bezeichneten
Vergiitungsbestandteile auf Basis des Nettoinventarwertes des
vorangegangenen Wertermittlungstages berechnet und als Ver-
bindlichkeit im Nettoinventarwert des aktuellen Wertermitt-
lungstages mindernd berticksichtigt.

An jedem Tag, der kein Wertermittlungstag ist, werden die Ver-
waltungsvergiitung sowie die tibrigen vorstehend bezeichneten
Vergiitungsbestandteile auf Basis des Nettoinventarwertes des
vorangegangenen Wertermittlungstages berechnet und als Ver-
bindlichkeit im Nettoinventarwert des ndchsten Wertermittlungs-
tages mindernd berticksichtigt.

Neben den vorgenannten Vergiitungen gehen die folgenden Auf-
wendungen zulasten des Sondervermdgens:

a)  bankiibliche Depot- und Kontogebiihren, ggf. ein-
schlieflich der bankiiblichen Kosten fiir die Verwah-
rung ausldndischer Vermogensgegenstande im Ausland;

b)  Kosten fiir den Druck und Versand der fiir die Anleger
bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunter-
lagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufspro-
spekt, Basisinformationsblatt);

c¢)  Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjah-
resberichte, der Ausgabe- und Riicknahmepreise und
ggf. der Ausschiittungen oder Thesaurierungen und des
Auflosungsberichtes;

d)  Kosten der Erstellung und Verwendung eines vertrag-
lich oder gesetzlich vorgesehenen dauerhaften Datentra-
gers, auller im Fall der Informationen iiber Verschmel-
zungen von Investmentvermdgen und auller im Fall der
Informationen tiber Mafnahmen im Zusammenhang mit
Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei
der Anteilwertermittlung;

e)  Kosten fiir die Priifung des Sondervermégens durch den
Abschlusspriifer des Sondervermogens;
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VERKAUFSPROSPEKT

6.

7.

8.

9.

10.

m51

f) Kosten fiir die Bekanntmachung der Besteuerungs-
grundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerli-
chen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-
rechts ermittelt wurden;

g)  Kosten fiir die Geltendmachung und Durchsetzung von
Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft fiir Rechnung
des Sondervermogens sowie der Abwehr von gegen die
Gesellschaft zu Lasten des Sondervermdgens erhobenen
Anspriichen;

h)  Gebiihren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Be-
zug auf das Sondervermogen erhoben werden;

i) Kosten fiir Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf
das Sondervermogen;

j) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb
und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Ver-
gleichsmaRstabes oder Finanzindizes anfallen konnen;

k)  Kosten fiir die Beauftragung von Stimmrechtsbevoll-
machtigten;

) Kosten fiir die Analyse des Anlageerfolges des Sonder-
vermogens durch Dritte;

Steuern, insbesondere Umsatzsteuern, die anfallen im
Zusammenhang mit den vorstehend in lit a. bis 1. sowie
unter Absatz 6 Satz 1 genannten und vom Sonderver-
mogen zu ersetzenden Aufwendungen.

m)

Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergiitungen und
Aufwendungen werden dem Sondervermogen die in Zusammen-
hang mit dem Erwerb und der VerduBerung von Vermogensge-
genstdnden entstehenden Kosten belastet. Die Gesellschaft ist
berechtigt, im Zusammenhang mit diesen Handelsgeschaften fiir
das Sondervermogen im Einklang mit § 2 KAVerOV angenom-
mene geldwerte Vorteile von Brokern und Héndlern zu behalten,
die sie im Interesse der Anteilinhaber bei den Anlageentschei-
dungen nutzt. Diese Leistungen umfassen zum Beispiel kosten-
freie Leistungen wie Research, Finanzanalysen und Markt- und
Kursinformationssysteme und koénnen von den Brokern und
Haéndlern selbst oder von Dritten erstellt worden sein.

Definition der Abrechnungsperiode

Die Abrechnungsperiode fiir die vorstehend aufgefiihrten Vergii-
tungsbestandteile beginnt am 01. August eines jeden Jahres und
endet am 31. Juli des jeweils folgenden Kalenderjahres.

Eine gesonderte Performance Fee fallt nicht an.

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht
den Betrag der Ausgabeaufschlige und Riicknahmeabschldge
offen zu legen, die dem Sondervermogen im Berichtszeitraum
fiir den Erwerb und die Riicknahme von Anteilen im Sinne des §
196 KAGB berechnet worden sind.

Beim Erwerb von Anteilen an anderen Investmentvermdgen
(Zielfonds), die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst

11.

oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die
Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare
Beteiligung verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere
Gesellschaft fiir den Erwerb und die Riicknahme keine Ausgabe-
aufschldge und Riicknahmeabschlédge berechnen.

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht

die Vergiitung offen zu legen, die dem Sondervermdgen von der
Gesellschaft selbst, von einer anderen (Kapital)-Verwaltungsge-
sellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesell-
schaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Be-
teiligung verbunden ist als Verwaltungsvergiitung fiir die im
Sondervermogen gehaltenen Anteile berechnet wurde.

ERTRAGSVERWENDUNG UND GESCHAFTSJAHR

§ 9 Ausschiittung

1.

Fiir die ausschiittenden Anteilklassen schiittet die Gesellschaft
grundsatzlich die wéhrend des Geschéftsjahres fiir Rechnung
des Sondervermdgens angefallenen und nicht zur Kostende-
ckung verwendeten anteiligen Zinsen, Dividenden und sonstige
Ertrdge — unter Beriicksichtigung des zugehorigen Ertragsaus-
gleichs — aus. Realisierte VerdauBerungsgewinne — unter Beriick-
sichtigung des zugehorigen Ertragsausgleichs — konnen anteilig
ebenfalls zur Ausschiittung herangezogen werden. Ferner kon-
nen aus dem Sondervermogen auch am Ausschiittungstag ver-
fiigbare Bankguthaben gemdR § 1 Ziffer 3 ausgeschiittet werden
(Zufiihrung aus dem Sondervermogen/Substanzausschiittung).

Ausschiittbare anteilige Ertrage gemdll Absatz 1 konnen zur
Ausschiittung in spateren Geschiftsjahren insoweit vorgetragen
werden, als die Summe der vorgetragenen Ertrdge 15 Prozent
des jeweiligen Wertes des Sondervermdgens zum Ende des Ge-
schaftsjahres nicht tibersteigt. Ertrage aus Rumpfgeschiftsjahren
konnen vollstdndig vorgetragen werden.

Im Interesse der Substanzerhaltung konnen anteilige Ertrage teil-
weise, in Sonderfdllen auch vollstandig zur Wiederanlage im
Sondervermdgen bestimmt werden.

Die Ausschiittung erfolgt jahrlich innerhalb von vier Monaten
nach Schluss des Geschiftsjahres.

Zwischenausschiittungen sind jederzeit zuldssig. Uber bereits ge-
plante Zwischenausschiittungen wird im Halbjahres- oder Jah-
resbericht informiert.

§ 10 Thesaurierung

Fiir die thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die wéh-
rend des Geschéftsjahres fiir Rechnung des Sondervermégens ange-
fallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten anteiligen Zin-
sen, Dividenden und sonstigen Ertrdge — unter Beriicksichtigung des
zugehorigen Ertragsausgleichs — sowie die realisierten Verdufe-
rungsgewinne im Sondervermogen anteilig wieder an.

§ 11 Geschiftsjahr

Das Geschiftsjahr des Sondervermogens beginnt am 01. August ei-
nes jeden Jahres und endet am 31. Juli des jeweils folgenden Kalen-
derjahres.
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XXVI. Anteilklassen im Uberblick

FutureVest Equity Sustainable Development Goals R

Wertpapierkennnr: A2P37T
ISIN: DEOO00A2P37T6
Erstausgabedatum: 16. August 2021
Mindestanlagesumme: 0,00 EUR
Ausgabeaufschlag: bis zu 5,00 %

derzeit effektiv 5,00 %
Verwaltungsvergiitung: bis zu 1,50 % p.a.

derzeit effektiv 1,45 % p.a.
Performancefee: keine
Verwahrstellenvergiitung: bis zu 0,0476 % p.a.

derzeit effektiv 0,0476 % p.a.

(mindestens 9.520,00 EUR p.a. auf Gesamtfondsebene)
Ertragsverwendung: ausschiittend
Risikoindikator: 4
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B Wertentwicklung des Fonds

15.00%

10.00%

5.00%

1.26%

| 0.50%

0.00%

-5.00%

-10.00%
2022 2023 2024 2025

Future Vest Equity

Sustainable Develop-
ment Goals R

Durchschnittliche kalenderjahrliche Wertentwicklung per 31.12.2024:

3 Jahre 4.41 % p.a.
5 Jahre - % p.a.
10 Jahre - % p.a.

Die historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fiir die zukiinftige Wertentwicklung.
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B Anlage - Unterverwahrung

Die Kreissparkasse Koln beauftragt Clearstream Banking Frankfurt als Zentral- bzw. Unterverwahrer der fiir Rechnung der Sondervermogen
gehaltenen Wertpapiere. Clearstream Banking Frankfurt wiederum bedient sich direkt oder iiber Clearstream Banking Luxemburg der im Fol-
genden aufgefiihrten Unterverwahrer' im Ausland:

Domestic Market Unterverwahrer 3PunkteErklarung
Osterreich Osterreichische Kontrollbank Vienna ja
Australien ASX Settlement and Transfer Corp. Ltd. Sydney ja
BNP Paribas Australian Branch ja
Belgien Banque Nationale de Belgique Brussels ja
Euroclear Belgium Brussels ja
Kanada CDS Clearing and Depository Services Inc. Toronto ja
Royal Bank of Canada Toronto ja
Schweiz Six SIS AG Zurich ja
UBS AG Zurich ja
Déanemark VP Securities A/S Copenhagen ja
Spanien Iberclear Madrid ja
Banco Bilbao Vizcaya Argentaria S.A. Madrid ja
Finnland Euroclear Finland Ltd. Helsinki ja
Frankreich Euroclear France Paris ja
GroRbritannien Euroclear UK and Ireland Ltd. London ja
Citibank N.A. London ja
Hong Kong Hong Kong Securities Clearing Company (HKSCC) ja
Citibank Hong Kong ja
Italien Monte Titoli S.P.A. Milano ja
Japan Japan Securities Depository Center Inc. Tokyo ja
Honkong and Shanghai Banking Corp. Ltd. Tokyo ja
Luxemburg LuxCSD S.A. ja
Niederlande Euroclear Nederland Amsterdam ja
Norwegen Verdipapirsentralen VPS Oslo ja
Neuseeland New Zealand Central Securities Depository ja
BNP Paribas
Polen National Depository for Securities (KDPW) Warsaw ja
Bank Handlowy Warsaw ja
Portugal Interbolsa S.A. Porto ja
BNP Paribas SA ja
Schweden Euroclear Sweden AB Stockholm ja
Skandinaviska Enskilda Banken Stockholm ja
Singapur Central Depository Pte ja
Standard Chartered Bank Singapore
Slowenien KDD Central Securities Clearing Corporation Ljubljana ja
Slowakei Centralny Depozitar Cennych Papierov ja
USA Depository Trust Company New York® nein?
Citibank N.A. New York ja
Federal Reserve Bank of New York ja
Citibank N.A. New York ja
Stidafrika Strate Pty ja
Standard Chartered Bank
International
Bank of New York Mellon London ja
Banque et Caisse d "Epargne de |"Etat Luxembourg ja
Banque Internationale a Luxembourg ja
China Construction Bank Hong Kong ja
Citibank Europe Dublin ja
Clearstream Banking SA Luxembourg ja
Deutsche Bank Frankfurt n/a
Deutsche Bank London ja
Euroclear Bank Brussels ja

1 Zwischenverwahrer sind in normaler Schrift, Zentralverwahrer in Fettdruck dargestellt.

2 Citibank bestitigt das Vorliegen einer 3-Punkte Erklirung der Depository Trust Company. Eine Kopie wird nicht verffentlicht.
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Domestic Market Unterverwahrer 3PunkteErklarung
HSBC Bank Plc London ja
MUFG Bank London ja
Societe Generale Luxembourg ja
US Bank Europe DAC London ja
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B Anhang - Zusitzliche Informationen fiir Anleger in der Republik Osterreich

Der Vertrieb der Anteile des Investmentfonds:
FutureVest Equity Sustainable Development Goals

in der Republik Osterreich ist geméB der giiltigen Fassung des Investmentfondsgesetzes 2011 (InvFG 2011) der Finanzmarktaufsicht (FMA)
in Wien angezeigt worden.

Die Gesellschaft hat ausschlieBlich die Anteile der nachfolgenden Anteilklasse in den &ffentlichen Vertrieb in Osterreich aufgenommen:
FutureVest Equity Sustainable Development Goals R ISIN: [DE000A2P37T6]
Kontakt- und Informationsstelle

Kontakt- und Informationsstelle in der Republik Osterreich ist gemiR den Bestimmungen von Artikel 92 (1) b) - f) der EU-Richtlinie
2009/65 (angepasst durch Artikel 1 der EU-Richtlinie 2019/1160) die

Monega Kapitalanlagegesellschaft mbH
Stolkgasse 25-45
D-50667 Koéln

Bei der Kontakt- und Informationsstelle sind alle erforderlichen Informationen fiir die Anleger kostenlos erhéltlich, wie z.B.

 die Vertragsbedingungen (= Fondsbestimmungen)
* der Verkaufsprospekt

* das Basisinformationsblatt

* die Jahres- und Halbjahresberichte

* die Ausgabe- und Riicknahmepreise.

Samtliche vorgenannten Unterlagen sowie die bewertungstdglich aktualisierten Ausgabe- und Riicknahmepreise sind auf der Internetseite der
Gesellschaft (www.monega.de) abrufbar.

Transferstelle

Hinsichtlich der Tatigkeiten gemaR Artikel 92 (1) a) der EU-Richtlinie 2009/65 (angepasst durch Artikel 1 der EU-Richtlinie 2019/1160) gilt
Folgendes:

Die Anteile konnen bei der Verwahrstelle oder durch Vermittlung Dritter erworben werden. Riicknahmeorders konnen bei der Verwahrstelle
aufgegeben werden. Anteile an dem Sondervermégen konnen in Depots bei Kreditinstituten oder Fondsplattformen erworben werden, wo die
Verwahrung und Verwaltung der Anteile vorgenommen wird. Einzelheiten werden jeweils iiber die depotfiihrende Stelle geregelt. Wesentli-
che Anderungen der Fondsbestimmungen sowie weitere Informationen zu den Anlegerrechten werden von der Gesellschaft anlassbezogen
per dauerhaftem Datentrager, unter Einbeziehung der depotfiihrenden Stellen, unmittelbar an die Anleger versandt.

Steuerlicher Vertreter
Als steuerlicher Vertreter im Sinne des § 186 Abs. 2 Z.2 InvFG wurde die folgende Kanzlei bestellt:
Dr. Helmut Moritz LLM, Steuerberater

Schottenbastei 6/8
A-1010 Wien.
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ANHANG ZUR OFFENLEGUNGS- UND TAXONOMIEVERORDNUNG

Eine nachhaltige
Investition ist eine
Investition in eine
Wirtschaftstatigkeit,
die zur Erreichung
eines Umweltziels
oder sozialen Ziels
beitragt, voraus-
gesetzt, dass diese
Investition keine
Umweltziele oder
sozialen Ziele erheb-
lich beeintrachtigt und
die Unternehmen, in
die investiert wird,
Verfahrensweisen
einer guten
Unternehmensfiihrung
anwenden.

Die EU-Taxonomie ist
ein Klassifikations-
system, das in der
Verordnung (EU)
2020/852 festgelegt ist
und ein Verzeichnis
von 6kologisch
nachhaltigen
Wirtschaftstatigkeiten
enthalt. In dieser
Verordnung ist kein
Verzeichnis der sozial
nachhaltigen
Wirtschaftstatigkeiten
festgelegt. Nachhaltige
Investitionen mit
einem Umweltziel
kénnten taxonomie-
konform sein oder
nicht.

_

Name des Produkts:
FutureVest Equity Sustainable Development Goals

Unternehmenskennung (LEI-Code):
529900JRFZPRCHYH6C84

Nachhaltiges Investitionsziel

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

v o X Ja

IO [] Nein

Es wird damit ein Mindestanteil an
nachhaltigen Investitionen mit einem
Umweltziel getatigt: 50,01 %

in Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie als 6kologisch nachhaltig
einzustufen sind

in Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie nicht als 6kologisch nachhaltig
einzustufen sind

Xl Es wird damit ein Mindestanteil an
nachhaltigen Investitionen mit einem
sozialen Ziel getatigt: 0 %

[l

Es werden damit 6kologische/soziale
Merkmale beworben und obwohl
keine nachhaltigen Investitionen
angestrebt werden, enthalt es einen
Mindestanteil von % an nachhaltigen
Investitionen

1 mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie als 6kologisch nachhaltig
einzustufen sind

mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie nicht als 6kologisch nachhaltig
einzustufen sind

O

mit einem sozialen Ziel

(1 Eswerden damit
okologische/soziale Merkmale
beworben, aber keine nachhaltigen
Investitionen getatigt.

)

Welches nachhaltige Investitionsziel wird mit diesem Finanzprodukt angestrebt?

Die allgemeine Anlagestrategie des Sondervermégens kann den Besonderen
Anlagebedingungen im Verkaufsprospekt des Fonds enthnommen werden.

Mindestens 80 Prozent des Fondsvermdgens werden in Aktien angelegt, die

anhand

Okologischer und sozialer Aspekte sowie den Grundsatzen guter
Unternehmensfiihrung ausgewahlt werden. Es wird in Emittenten investiert, die
einerseits nicht Uber festgelegte Umsatzschwellen hinweg in bestimmten kontroversen
Geschaftsfeldern tatig sind und die andererseits zur Erreichung von einem oder
mehreren der so genannten ,Sustainable Development Goals” (UN-Ziele fir Nachhaltige
Entwicklung, ,SDG“) der Vereinten Nationen beitragen. Bei der Auswahl der Emittenten
und Wertpapiere wird ein Screening-Verfahren angewandt.
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Mit
Nachhaltigkeits-
indikatoren wird
gemessen,
inwieweit die
nachhaltigen Ziele
dieses
Finanzprodukts
erreicht werden.

Bei den
wichtigsten
nachteiligen
Auswirkungen
handelt es sich um
die
bedeutendsten
nachteiligen
Auswirkungen von
Investitionsentsch
ei-dungen auf
Nachhal-
tigkeitsfaktoren in
den Bereichen
Umwelt, Soziales
und
Beschaftigung,
Achtung der
Menschenrechte
und Bekdampfung
von Korruption
und Bestechung.

Die zu beriicksichtigenden Marktsegmente sind dabei insbesondere Gesundheit, erneuerbare
und elektrische Energien, Schienen-, Wasser- und Telekommunikationsinfrastruktur,
Recycling, Umwelttechnik sowie Aus- und Fortbildung. Es werden nur Unternehmen
selektiert, die Uberwiegend in den Zielmarktsegmenten aktiv sind. Der Fonds halt die
Ausschlusskriterien des Paris-abgestimmten EU-Referenzwertes (Paris Aligned Benchmark
(PAB)) gemaR der Richtlinie EU 2020/1818 Art. 12 Abs. 1 i.d.F.v. 3.12.2020) ein. Danach sind
Unternehmen, die ¢ an Aktivitdten im Zusammenhang mit umstrittenen Waffen oder ¢ am
Anbau und der Produktion von Tabak beteiligt sind, ¢ die gegen die Grundsatze der Initiative
,Global Compact” der Vereinten Nationen (UNGC) oder e die Leitsdtze der Organisation fir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) fur multinationale Unternehmen
verstoBen, die ® 1 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, dem Abbau, der
Forderung, dem Vertrieb oder der Veredelung von Stein- und Braunkohle, ¢ 10 Prozent oder
mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, der Férderung, dem Vertrieb oder der Veredelung
von Erdol, e 50 Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Exploration, der Férderung, der
Herstellung oder dem Vertrieb von gasférmigen Brennstoffen und Unternehmen, die * 50
Prozent oder mehr ihrer Einnahmen mit der Stromerzeugung mit einer THG-
Emissionsintensitdt von mehr als 100 g CO2 e/kWh erzielen, ausgeschlossen. Ferner werden
Unternehmen, die Alkohol, produzieren oder ihren Umsatz aus Gliicksspiel erwirtschaften,
ausgeschlossen. Der Fonds verfolgt einen strengen ESG-Ansatz (,Environmental, Social,
Governance”). Es werden nur solche Unternehmen bericksichtigt, die ein
Uberdurchschnittliches ESG-Scoring aufweisen. Der Fonds tatigt mehr als 50 Prozent
nachhaltige Investitionen im Sinne der Offenlegungsverordnung (Art. 2, Abs. 17 SFDR).

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung des
nachhaltigen Investitionsziels dieses Finanzprodukts herangezogen?

Zur Messung der Erreichung der okologischen und sozialen Merkmale werden nur solche
Unternehmen bericksichtigt, die ein Uberdurchschnittliches ESG-Rating
aufweisen. Dariber hinaus dirfen Emittenten bzw. Portfoliounternehmen, ihren Umsatz
nicht aus der Herstellung oder dem Vertrieb aufgrund von internationalen
Konventionen (z.B. Chemiewaffenkonvention) gedchteter Waffen generieren. Zusatzlich
sind die Kriterien der Paris-Aligned-Benchmark einzuhalten.

Wie wird erreicht, dass nachhaltige Investitionen nicht zu einer erheblichen

Beeintriichtigung des 6kologischen oder sozialen nachhaltigen Investitionsziels
fiihren?

Wie wurden die Indikatoren fiir nachteilige Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren berticksichtigt?

Bei den Indikatoren fiir nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren
(Principal Adverse Impact (PAl)) handelt es sich um 18 verpflichtende
Kennzahlen aus den Bereichen Umwelt, Soziales und Gute
Unternehmensfiihrung sowie 46 weiteren freiwilligen, vordefinierten
Indikatoren, die nachteilige Auswirkungen des Finanzproduktes auf Umwelt
und Gesellschaft abbilden sollen. Die verpflichtenden Indikatoren fir
nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren werden sehr gut durch
die Einhaltung internationaler Normen reprasentiert. So werden Themen wie
Biodiversitat, Energieverbrauch, Wasserverschmutzung (Umwelt), Einhaltung
und Férderung von Menschenrechten, Beachtung von Arbeitsnormen wie z.B.
faire Bezahlung und gute Unternehmensfihrung durch Beachtung der UN
Global Compact Regeln und eines Kontroversenscreenings eines externen
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Die
Anlagestrategie
dient als
Richtschnur fir

ESG-Datenanbieters, die speziell auf die Themengebiete der nachteiligen
Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren gerichtet sind, gepruft.
Weitergehende Arbeitsnormen stellt der Kriterienkatalog der Internationalen
Arbeiterorganisation (ILO) zur Verfiigung.

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsditzen fiir
multinationale Unternehmen und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen
flir Wirtschaft und Menschenrechte in Einklang?

Die nachhaltigen Investitionen stehen in Einklang mit den OECD-Leitsatzen
flir multinationale Unternehmen und den Leitprinzipien der Vereinten
Nationen fiir Wirtschaft und Menschenrechte. Die Einhaltung wird laufend
Uber entsprechende Positiv- bzw. Negativlisten durch das Fonds- und
Risikomanagement liberwacht. Ausfiihrliche Informationen zu dem
Investitionsprozess finden Sie unter www.monega.de/nachhaltigkeit.

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigt?

Ja, die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf die Nachhaltigkeitsfaktoren (Principal

Adverse Impact (PAl)) werden durch eine Nachhaltigkeitsanalyse berticksichtigt. Dabei wird
Uberprift, inwieweit Investitionen negative Auswirkungen auf die PAI haben kénnen. Eine
Beschreibung, wie die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von Investitionen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigt werden, ist im Abschnitt ,, Wie wurden die Indikatoren
fir nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren bericksichtigt?”“ zu finden. Die
Ergebnisse, welche die 6kologische und soziale Leistung eines Wertpapieremittenten sowie
dessen Corporate Governance (sogenannte ESG-Kriterien fiir die entsprechende englische
Bezeichnung Environmental, Social und Governance) umfassen, werden systematisch im
gesamten Investmentprozess beriicksichtigt und dokumentiert. Diese ESG-Analyse basiert
sowohl auf umfangreichen Nachhaltigkeitsdaten marktfiihrender, externer ESG-
Datenanbieter, allgemeinen Screeningkriterien sowie einer Uberwachung der Verletzung
globaler Normen (z.B. UNGC, ILO) als auch weiteren Screeningkriterien (z.B. Jahresberichte,
Nachhaltigkeitsberichte, Ad-Hoc-Mitteilungen etc.) von Normverletzungen. Die Ergebnisse
der Prifung werden jahrlich im Rahmen des Jahresberichts des Fonds (erstmalig in 2023) im
»Anhang - weitere Angaben zu 6kologischen und/oder sozialen Merkmalen” unter der Rubrik
,RegelmaRige Informationen zu den in Artikel 9 Absatze 1, 2 und 2a der Verordnung (EU)
2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten
Finanzprodukten® veréffentlicht und sind unter www.monega.de einsehbar.

Nein

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?

Mindestens 80 Prozent des Fondsvermogens werden in Aktien angelegt, die anhand
Okologischer und sozialer Aspekte sowie den Grundsdtzen guter Unternehmensfiihrung
ausgewahlt werden. Es wird in Emittenten investiert, die einerseits nicht Uber festgelegte
Umsatzschwellen hinweg in bestimmten kontroversen Geschaftsfeldern tatig sind und die
andererseits zur Erreichung von einem oder mehreren der so genannten ,,Sustainable
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Investitions-
entscheidungen,
wobei bestimmte
Kriterien wie
beispielsweise
Investitionsziele
oder
Risikotoleranz
beriicksichtigt
werden.

Development Goals” (UN-Ziele fiir Nachhaltige Entwicklung, ,,SDG*) der Vereinten Nationen
beitragen. Bei der Auswahl der Emittenten und Wertpapiere wird ein Screening-Verfahren
angewandt. Die zu berlicksichtigenden Marktsegmente sind dabei insbesondere
Gesundheit, erneuerbare und elektrische Energien, Schienen-, Wasser- und
Telekommunikationsinfrastruktur, Recycling, Umwelttechnik sowie Aus- und Fortbildung. Es
werden nur Unternehmen selektiert, die Gberwiegend in den Zielmarktsegmenten aktiv
sind. Der Fonds halt die Ausschlusskriterien des Paris-abgestimmten EU-Referenzwertes
(Paris Aligned Benchmark (PAB)) gemaR der Richtlinie EU 2020/1818 Art. 12 Abs. 1 i.d.F.v.
3.12.2020) ein. Ferner werden Unternehmen, die Alkohol, produzieren oder ihren Umsatz
aus Glicksspiel erwirtschaften, ausgeschlossen. Der Fonds verfolgt einen strengen ESG-
Ansatz (,Environmental, Social, Governance”). Es werden nur solche Unternehmen
beriicksichtigt, die ein Gberdurchschnittliches ESG-Scoring aufweisen. Der Fonds tatigt mehr
als 50 Prozent nachhaltige Investitionen im Sinne der Offenlegungsverordnung (Art. 2, Abs.
17 SFDR).

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die fiir die
Auswahl der Investitionen zur Erreichung des nachhaltigen Investitionsziels
verwendet werden?

Mindestens 80 Prozent des Fondsvermogens werden in Aktien angelegt, die anhand
Okologischer und sozialer Aspekte sowie den Grundsatzen guter Unternehmensfithrung
ausgewahlt werden. Es wird in Emittenten investiert, die einerseits nicht liber festgelegte
Umsatzschwellen hinweg in bestimmten kontroversen Geschaftsfeldern tatig sind und die
andererseits zur Erreichung von einem oder mehreren der so genannten ,Sustainable
Development Goals” (UN-Ziele fiir Nachhaltige Entwicklung, ,,SDG") der Vereinten Nationen
beitragen. Bei der Auswahl der Emittenten und Wertpapiere wird ein Screening-Verfahren
angewandt. Die zu beriicksichtigenden Marktsegmente sind dabei insbesondere Gesundheit,
erneuerbare und elektrische Energien, Schienen-, Wasser- und Telekommuni-
kationsinfrastruktur, Recycling, Umwelttechnik sowie Aus- und Fortbildung. Es werden nur
Unternehmen selektiert, die liberwiegend in den Zielmarktsegmenten aktiv sind. Der Fonds
hélt die Ausschlusskriterien des Paris-abgestimmten EU-Referenzwertes (Paris Aligned
Benchmark (PAB)) gemaR der Richtlinie EU 2020/1818 Art. 12 Abs. 1 i.d.F.v. 3.12.2020) ein.
Ferner werden Unternehmen, die Alkohol, produzieren oder ihren Umsatz aus Glicksspiel
erwirtschaften, ausgeschlossen. Der Fonds verfolgt einen strengen ESG-Ansatz
(,Environmental, Social, Governance®). Es werden nur solche Unternehmen beriicksichtigt,
die ein Gberdurchschnittliches ESG-Scoring aufweisen. Der Fonds tatigt mehr als 50 Prozent
nachhaltige Investitionen im Sinne der Offenlegungsverordnung (Art. 2, Abs. 17 SFDR).

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung
des nachhaltigen Investitionsziels dieses Finanzprodukts herangezogen?

Die Emittenten der Wertpapiere in die der Fonds investiert sollen einen positiven Beitrag
zur Erreichung der Sustainable Development Goals (SDG) der Vereinten Nationen leisten.
Die zu beriicksichtigenden Marktsegmente sind dabei insbesondere Gesundheit,
erneuerbare und elektrische Energien, Schienen-, Wasser- und
Telekommunikationsinfrastruktur, Recycling, Umwelttechnik, Wohn- und Sozialimmobilien,
Arbeitsvermittlung, Aus- und Fortbildung. Es werden nur Unternehmen selektiert,
die Uberwiegend in den Zielmarktsegmenten aktiv sind. Unternehmen, die Kohle
abbauen, fossile oder nukleare Energie, Waffen, Alkohol oder Tabak, Gliicksspiel, oder
Rindfleisch produzieren, sollen ausgeschlossen werden. Der Fonds verfolgt einen strengen
ESG-Ansatz (,Environmental, Social, Governance”). Es werden nur solche
Unternehmen bericksichtigt, die ein Uberdurchschnittliches ESG-Rating
aufweisen.
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Darliber hinaus diirfen Emittenten bzw. Portfoliounternehmen, ihren Umsatz nicht aus
der Herstellung oder dem Vertrieb aufgrund von internationalen Konventionen (z.B.
Chemiewaffenkonvention) gedchteter Waffen generieren. Zusatzlich werden die Kriterien
der Paris-Aligned-Benchmark eingehalten.

Wie sehen die Vermégensallokation und der Mindestanteil der nachhaltigen
Investitionen aus?

Die Vermdgens-
allokation gibt den
jeweiligen Anteil der
Investitionen in
bestimmte
Vermobgenswerte an.

Taxonomiekonforme
Tatigkeiten,
ausgedriickt durch
den Anteil der:

- Umsatzerlose, die U "
. mwe! —|
Einnahmen aus 1 Nachhalt
. #1 Nachhaltige
umweltfreundlichen 9

Taxonomiekonform

Investitionen
Aktivitdten der
Unternehmen, in die Investitionen

investiert wird, 2 T}Ehlt .

widerspiegeln rn?/(;st?ﬁgr%:n :

- Investitionsaus-

gaben (CapEx), die . " ) . ) _ ) )

die #1 Nachhaltige Investitionen umfasst nachhaltige Investitionen mit 6kologischen oder sozialen Zielen.

umweltfreundlichen #2 Nicht nachhaltige Investitionen umfasst Investitionen, die nicht als nachhaltige Investitionen
Investitionen der eingestuft werden.

Unternehmen, in die
investiert wird,
aufzeigen, z. B. fir
den Ubergang zu
einer griinen
Wirtschaft
- Betriebsausgaben
(OpEx), die die
umweltfreundlich
en betrieblichen
Aktivitaten der
Unternehmen, in
die investiert
wird,
widerspiegeln.
Wie wird durch den Einsatz von Derivaten das nachhaltige Investitionsziel erreicht?

In diesem Fonds werden keine 6kologischen oder sozialen Merkmale durch den Einsatz von
Derivaten erreicht.
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In welchem Mindestmaf sind nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel mit der

E
EU-Taxonomie konform?

Der Fonds tatigt Investitionen in 6kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten von mindestens
5 Prozent im Sinne der Verordnung (EU) 2020/852 (,,Taxonomieverordnung®).

Investiert das Finanzprodukt in Aktivitditen im Zusammenhang mit fossilen Gasen
und/oder Kernenergie, die der EU-Taxonomie entsprechen?

L] Ja,

L] In fossiles Gas [] in Kernenergie

Nein

Der Fonds strebt keine taxonomiekonformen Investitionen im Bereich fossiles Gas und/oder
Kernenergie an. Dennoch kann es vorkommen, dass er im Rahmen der Anlagestrategie auch in
Unternehmen investiert, die jedenfalls auch in diesen Bereichen téatig sind. Weitere Informationen zu
solchen Investitionen werden, sofern relevant, im Jahresbericht offengelegt.

Erméglichende In den beiden nachstehenden Diagrammen ist in Griin der Mindestprozentsatz der Investitionen zu sehen, die mit der EU-
Tatigkeiten Taxonomie konform sind. Da es keine geeignete Methode zur Bestimmung der Taxonomie-Konformitéit von
wirken Staatsanleihen* gibt, zeigt die erste Grafik die Taxonomie-Konformitdit in Bezug auf alle Investitionen des Finanzprodukts
unmittelbar einschliefllich der Staatsanleihen, wéhrend die zweite Grafik die Taxonomie-Konformitdit nur in Bezug auf die Investitionen

ermoglichend des Finanzprodukts zeigt, die keine Staatsanleihen umfassen.

darauf hin, dass

andere
Tatigkeiten einen 1. Taxonomie-Konformitat der 2. Taxonomie-Konformitat der
Investitionen einschlieBlich Investitionen ohne Staatsanleihen*

wesentlichen "
Staatsanleihen*

Beitrag zu den

Umweltzielen = Taxonomiekonform = Taxonomiekonform 0%

leisten. Andere Investionen o 0%
. ) 5,0% Andere Investionen )

Ubergangstitigkei

t-en sind 95,0% 0%

Tatigkeiten, fur
die es noch keine

L Aktivitaten im Zusammenhang mit fossilen Gasen und/oder Kernenergie entsprechen nur dann der EU-Taxonomie, wenn sie
zur Begrenzung des Klimawandels ("Klimaschutz") beitragen und keines der Ziele der EU-Taxonomie erheblich beeintrachtigen
- siehe Erlauterung am linken Rand. Die vollsténdigen Kriterien fiir fossile Gas- und Kernenergietatigkeiten die mit der EU-
Taxonomie Uibereinstimmen, sind in der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission niedergelegt.
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CO2-armen * Fir die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff ,,Staatsanleihen” alle Risikopositionen gegeniiber Staaten.
Alternativen gibt

und die unter ..
anderem Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Ubergangstdtigkeiten und erméglichende

Treibhaus- Tdtigkeiten?
gasemissionswert
e aufweisen, die  F(ir diesen Fonds wurde keine Mindestanteil an Investitionen in Ubergangstitigkeiten und

den besten ermoglichende Tatigkeiten festgelegt.
Leistungen

entsprechen.
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'/

sind
nachhaltige
Investitionen mit
einem Umweltziel,
die die Kriterien
fir 6kologisch
nachhaltige

(Ve

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem
Umweltziel, die nicht mit der EU-Taxonomie konform sind?

Nachhaltige Investitionen gemaR Artikel 2 (17) der SFDR umfassen sowohl
Umwelt- und Sozialziele. Insofern ist die Festlegung von spezifischen
Mindestanteilen fir Investitionen, die dezidiert zu 06kologischen bzw.
sozialen Zielen beitragen, in vielen Fallen nicht moglich. Separate Anteile der

Wirtschafts-
tatigkeiten gemaR

nachhaltigen Investitionen mit einem Umwelt- bzw. Sozialziel werden
deshalb nur insoweit angegeben, als eine klare Zuordnung nach
der EU- Schwerpunkt des positiven Beitrags sinnvoll ist. Der Gesamtteil nachhaltiger
Taxonomie nicht Investitionen bezogen auf Umwelt- und Sozialziele des Fonds betragt
e T mindestens bis zu 45,01 Prozent.

‘ Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen?

Da, wie zuvor erldutert, eine Trennung bei der Bewertung nachhaltiger Investitionen nicht moglich
ist, betragt der Gesamtanteil nachhaltiger Investitionen bezogen auf Umwelt- und Sozialziele des
Fonds mindestens bis zu 45,01 Prozent.

(&=, Welche Investitionen fallen unter ,#2 Andere Investitionen®, welcher Anlagezweck wird
mit ihnen verfolgt und gibt es einen 6kologischen oder sozialen Mindestschutz?

Unter "#2 Andere Investitionen" konnen Investitionen fallen, fiir die nicht ausreichend Daten
zur Bewertung vorliegen sowie Barmittel zur Liquiditatssteuerung. Es ist nicht ausgeschlossen,
dass hier auch Investitionen getatigt werden, die zum Investitionszeitpunkt negative ESG-
Merkmale aufweisen, aber erwarten lassen, dass innerhalb eines definierten Zeitraums ab
Investitionszeitpunkt die Anlageziele des Fonds erfiillt werden. Durch die Ausschlusskriterien wird
ein 6kologischer und sozialer Mindestschutz erreicht.

Wurde zur Erreichung des nachhaltigen Investitionsziels ein bestimmter Index als
Referenzwert bestimmt?

£

Bei den Referenz-
werten handelt es
sich um Indizes,
mit denen
gemessen wird, ob
das nachhaltige
Investitionsziel
des Finanz-
produkts erreicht
wird.

I ;—l@

Fiir das Sondervermoégen wurde kein Referenzwert benannt, um zu messen, ob das nachhaltige
Investitionsziel des Finanzprodukts erreicht wird.

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden?

Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter www.monega.de/nachhaltigkeit
sowie unter www.monega.de/fondsueberblick.
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